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I. Einleitung. 

Die Frage der Entstehung des Kurcollegiums, d. h. 
des Collegiums von Fürsten, deren Rechte als Wähler der 
deutschen Könige in dem berühmten Reichsgesetz der 
Goldenen Bulle für alle Zeit festgestellt und festgelegt 
worden sind, hat schon im 13. Jahrhundert die Köpfe vieler 
Rechtskundigen, Schriftsteller und Gelehrten beschäftigt. 
Durch die Festsetzungen der Goldenen Bulle kam die 
Frage für einige Zeit zur Ruhe. Doch bereits im 17. Jahr- 
hundert wurden sich Gelehrte wieder bewusst, dass durch 
dieses Gesetz zwar das KurcoUegiüm für alle Zeit aner- 
kannt und seine Rechte fixiert seien, dass aber seine Ent- 
stehung und Entwickelung bis zu seinem Endpunkte noch 
der Aufklärung bedürfe. Kaum war diese Frage aufge- 
worfen, so beschäftigte sie wieder viele Forscher, im 
vorigen Jahrhundert besonders von Ohlenschlager*) und 
Gemein er^); in unserem Jahrhundert fand sie mehrfach 
eingehende Erörterungen, jedoch ohne wirklich ab- 
schliessend gelöst zu werden. Homeyer und Ficker 
sahen sich, bei der Beschäftigung mit den deutschen 
Rechtsbüchern des 13. Jahrhundert, veranlasst, auf diese 

1) „Neue Erläuterungen der Goldenen Bulle" Leipzig 1766. 

2) „Auflösung der bißherigen Zweifel über die Entstehung der kur- 
fürstlichen Würde" 1793. 

1 
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Frage einzugehen. Lorenz^) und Baerwald^) konnten 
bei ihm Studien über die Geschichte der Könige Rudolf 
von Habsburg und Baierns diese Frage nicht umgehen. 
Philipps») suchte Klarheit über die Frage zu schaffen durch 
Sammlung und Sichtung des Materials über die deutschen 
Königswahlen bis zur Goldenen Bulle. Waitz*) nahm bei 
einer Besprechung der Darlegungen von Ficker und 
Philipps Anlass, sich eingehender zu der Frage zu äussern. 
Die Aufstellungen von Waitz*"') riefen eine neue Be- 
handlung der Frage hervor durch Haedicke«) und diese 
wieder eine Entgegnung von Waitz. Gleichzeitig be- 
schäftigten sich Schirrmacher^) und Wilmanns«) mit der 
Entstehung des Kurfürstencollegiums. In einer Besprechung 
dieser beiden Arbeiten äusserte sich Mej'^er^) auch selbst 
über diese Frage und gab mancherlei Anregung für die 
weitere Forschung. Weiland i®) betrachtete die Königs- 
wahlen im 12. und 13. Jahrhundert, um der Lösung der Frage 
näher zu kommen. Auch er fand noch keine endgültige 
Lösung. Sehr eingehend behandelte Harnacki^) den 
Gegenstand. Tannert^^) und Quidde^») versuchten sich, 

1) „Die siebente KuilBtimme bei Radolf I. Königswahl. Wiener Sitz- 
Ber. Philol.. bist. Kl. XVII 175-216. 

2) Zur Echtheit der Urkunde Rudolfs. Sitz.- Ber. d. W. Ak. Philol.- 
bist. Kl. XXI; S. 129. 

3) Die deutsche Königswabl bis zur Goldenen Bulle. Wiener Sitz- 
Ber. Philol.- bist. Kl. XXIV S. 386 und XXVI S. 41-185. 

4) Gott. Gel. Anz. III. S. 624 fT. 

5) Deutsche Verfassungsgeschichte. Band VI (1875). 

6) „Kurrecht und Brzamt der Laienfürsten" Progr. der Fürstenschule 
zu Pforta 1872. 

7) Die Entstehung des Kurfürstencollegiums 1874. 

8) Die Reorganisation des Kurfürstencollegiums 1874. 

9) Die neuesten Forschungen über die Entstehung des Kurfürsten- 
collegiums (Mitt. a. d. bist. Lit. III 1875). 

10) Ober die deutschen Königswahlen im 12. und 13. Jahrb. (Forsch. 
XX; 1830). 

11) Das Kurflirstencollegium bis zur Mitte des 14. Jahr. 1883. 

12) „Die Entwicklung des Vorstimmrechts unter den Staufen'' 1884. 

13) „Die Entstehung des Kurfürstencollegiums" 1884. 



Digitized by VjOOQIC 



- ? - 

von verschiedenen Angriffspunkten ausgehend, an der 
Lösung der Frage, ohne dass es ihnen gelungen wäre, sie 
endgültig zu lösen. 

Das vorliegende Material an Urkunden und dar- 
stellenden gleichzeitigen Quellen ist allerdings so lücken- 
haft, dass vielleicht nie eine allen Anforderungen genügende 
Lösung der Frage möglich sein wird. Nur durch völlig 
unvoreingenommene Erwägung und Abwägung aller in 
Betracht zu ziehenden entwicklungsgeschichtlichen, . ver- 
fassungsrechtlichen und politischen Momente wird man der 
Lösung der Frage möglichst nahe kommen können. 

In dieser Weise ist Maurenbrecher') fünf Jahre 
später als Quidde vorgegangen. Er hat sich das grosse 
Verdienst erworben, die irrigen Auffassungen der oben 
genannten Forscher grösstenteils aufgedeckt und die end- 
gültige Lösung der Frage ausserordentlich weit gefördert 
zu haben. 

Will man der Frage der Entstehung des Kurcol- 
legiums näher treten, so darf man nicht vorübergehen 
an der Aufgabe, die von den Forschern bisher darüber 
geäusserten Ansichten und aufgestellten Hypothesen auf 
ihre Wahrheit und Haltbarkeit zu prüfen. Wir müssen 
zu diesem Zwecke zurückgehen auf die Quellen, auf deren 
Interpretation jene aufgebaut sind, so dürftig und lücken- 
haft sie auch sind, und aus deren unbefangener Prüfung 
neue Gesichtspunkte für unsere Frage zu finden suchen. 
Die festen Punkte in der Ueberlieferung müssen als Aus- 
gangspunkte dabei gewählt werden. Es können bei der Be- 
urteilung nur die wesentlichen , den Kern der Frage der 
Entstehung des Kurcollegiums, berührenden Punkte in den 
Ansichten der Forscher berücksichtigt werden; nebensäch- 
liche Einzelheiten in denselben müssen unbeachtet bleiben. 

Alle Forscher haben an ihren Teile, der eine mehr, 
der andere weniger, zur Klärung der Frage beigetragen; 

1) Geschichte der dentschen Eönigswahlen vom Zehnten bis dreizehnten 
Jahrhundert 1889. 

1* 
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und wenn auch die letzten Forscher unter Benutzung aller 
Vorarbeiten der Lösung der Frage ziemlich nahe gekommen 
sind, so ist ihnen doch hin und wieder der klare Blick, 
der das natürliche, zunächst Liegende, in der Sache selbst 
Begründete erkennt und in's Auge fasst, verloren gegangen, 
und das hat sie auch zu ungenügend begründeten Hypothesen 
zuweilen geführt. Maurenbrecher allein hat sich infolge 
seiner völlig unbefangenen Prüfung der Quellen, soweit er 
auf unsere Frage eingegangen ist, fast völlig vor solchen 
Irrtümern bewahrt. 
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I. Geschichtliche Ereignisse, 
Königswahlen im 11. und 12. Jahrhundert. 

Nachrichten über ein KurcoUegium, ein CoUegium von 
Fürsten, denen allein das Recht zustand den deutschen 
König zu wählen, finden sich zuerst im 13. Jahrhundert. 
Dass ist der Endpunkt der Entwickelung. Die Anfänge 
treten nicht so deutlich hervor. In der Zeit der fränkischen 
Könige werden die ^Episcopi, abbates, comites et majores 
natu*, des ganzen Reiches zu den Beratungen über den 
Nachfolger des Königs und dessen Wahl herangezogen ^). 
Aus der Reihe der Comites treten gegen Ende des 9. Jahr- 
hunderts die Duces der Stämme heraus Die Wahlen 
werden seitdem nicht mehr von dem Principes oder Primores 
des ganzen Reiches der Franken, nicht einmal des ganzen 
deutschen Volkes vollzogen, sondern nur von einem oder 
mehreren Stämmen desselben. Die Gewählten gewinnen 
die übrigen Stämme durch Güte oder mit Gewalt. Erst 
Conrad II. wird wieder von den Principes des ganzen 
Volkes auf einer grossen Reichs- Wahlversammlung gewählt. 



1) Ohron. Moiss. ad a. 813. Carolus imperator . . . habuit consilium cum 
£pi8copis, Abbatius, et Oomitibus et Majoribas natn Francorum, ut 
con^tituerent filium säum Ludovicum Regem et Imperatorem cf. Einh. 
vita Carol. M. cap. 30. 
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1. Wahl Conrads II.i) 
An diese Wahl knüpfen nun viele Untersuchungen an. 
Wipo spricht von ^Pontifices und saectilares prindpes, qui tunc 
in Regnis vigehant, quorum consüiis Francia consuemt Reges 
eligere'*' oder er nennt auch ,,Episcopi et duces ceterique 
potentes*^ als Wähler; er führt dann 4 Erzbischöfe (die von 
Mainz, Köln, Trier, Salzburg) und 8 Bischöfe namenlich an, 
die übrigen giebt er nur summarisch ; von Weltlichen nur 
8 Duces, die anwesenden Comites (Grafen) führt er nicht 
mit Namen an. Es finden langandauernde Verhandlungen 
statt über die aufzustellenden Candidaten. In diesem von 
den Forschern als Vorwahl bezeichneten Akte werden 
endlich zwei Candidaten ausgewählt, „de quibus examen 
extremum summonvm vironim summa deligentia diu deliheratum 
in unitatis puncto tandem quievit^. Der Erzbischoi 
von Mainz wird von dem Volke aufgefordert, wie es ihm 
zustand, seine Stimme zuerst abzugeben«). Er wählte („elegit") 
Conrad den Älteren, ihm folgen die übrigen Erzbischöfe 
und die übrigen Geistlichen »). Von den Weltlichen giebt 
zuerst der jüngere Conrad, Herzog von Westfranken, seine 
Stimme ab, es folgen dann die übrigen Prihcipes nach 
Stämmen*). Dem Schluss der Wahlhandlung bildet der 
„consensus", die Zustimmung des ganzen anwesenden 
Volkes 5). Gleich nach der Wahl folgt die Krönung zu 
Mainz. Es ziehen dahin mit „omnes episcopi duces et reliqui 
Principes, quin ingenui omnes^^ und leisten den Huldigungseid, 
also alle Freien, von den Bischöfen und Herzogen herab 
bis zu den edelen Freien. 



1) Vipo : „Vita Chuonradi". c. 1 und 2. 

2) Archiep. Mogunt. cigus sententia ante alios accipicncla fuit, rogatus, 
quid sibi videretur elcgit Chnononem. 

3) Vipo 2 pag. 31. Hanc sententiam certeri Archicpiscopi et reliqui 
sacrorum ordinum- viri indubitantes sequebantar. 

4) Das. Junior Cuono paulu'um cum Lotharingis placitans statim 
reversus maximo favore illum ad Dominum et Regem elegit; . . . tunc 
singuli de siugulis Regnis eadem verba electionis saepissime repetebant. 

5> Pas. Fit (;lamor popnli. 
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Wie kam ein solcher allgemeiner Wahltag zu 
Stande.? 

Die Bischöfe, Herzoge und gesammten Grossen des 
ganzen Reiches, dessen Einheit sich unter den sächsischen 
Königen im Volksbewusstsein festgesetzt hatte, beredeten 
durch Briefe und Gesandtschaften sich unter einander über 
das Wohl des Reiches und einigten sich für eine gemein- 
same Zusammenkunft auf fränkischem Boden in der Rhein- 
ebene zwischen Mainz und Worms. ^) 

Man geht nicht fehl, wenn man behauptet, der Erz- 
bischof von Mainz, der Primas des ostfränkischen Reiches, 
der schon für Ludwig das Kind die Regentschaft im 
Reiche geführt hatte, von dem Wipo sagt, dass seine 
Meinung zuerst einzuholen war, habe hier die Sorge für 
die Neuwahl übernommen und die Wahl in die Wege 
geleitet. 

Wilma nns sieht nun in diesem Modus der Wahl 
etwas ganz Neues, das nicht von Ungefähr zur Übung 
gekommen sein könnte. Die Verbindung des Kaisertums 
mit dem deutschen Königtum, die Macht und bedeutsame 
Stellung der geistlichen Würdenträger im Reiche und ihr 
Einfluss in weltlichen Reichsangelegenheiten erscheint ihm 
ebenso merkwürdig. So kommt er auf den Gedanken, 
dass das unerklärlich bleibe, wenn man nicht annähme, 
dass dies durch ein Reichsgesetz und einen Vertrag des 
deutschen Königs mit der Curie geordnet sei. 

Eine Stelle des Ptolemaeus Lucensis^) scheint ihm 



1) Das. s. 1. Privata consilia et animos singulorum, cui quisquam 
oonsentiret cai dissentiret , aut quem sibi Dominum optaret epistolarum 

et legatorum commoditas conferebat — Tandem condicta est dies 

notusque locus. Fit publicus conventus etc. 

2) Die Stellen lauten: de regimine principum 111,19: „ex tunc (unter 
Otto IIL), ut hiötoriae tradunt, per Gregorium V. similiter Teutonicorum 
provisa est electio, ut videlicet per Septem principes Alemanniae fiat, quae 
usque ad ista tempora perseverat*. — „Electores igitur", heisst es in der 
Historia ecclesiastica XVIII cap. 2 „videlicet per officiales, qui sunt 
Septem etc. 
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einen Anhalt dafür zu bieten. Und sö sucnt er glaublich 
zu machen, dass ein solcher Vertrag zwischen Otto IIL 
und Gregor V, abgeschlossen worden sei. Meyer hat 
bereits in seiner Abhandlung die Haltlosigkeit dieser Auf- 
fassung genügend dargelegt*). Der Einfluss der Geistlichen 
in Reichsangelegenheiten, ihre angesehene Stellung im 
Reiche, beruhte auf ihrer hohen geistigen Bildung, durch 
durch die sie alle übrigen Reichsangehörigen überragten, 
die sie zu Ratgebern der Konige befähigte, was sie auch 
seit Karl d. G. gewesen waren; dazu kam noch ihre welt- 
liche Macht, da sie Herren grosser Sprengel waren. Der 
neue Wahlmodus, die allgemeine Wahl seitens aller deutschen 
Stämme, beruhte wie aus Wipo selbst hervorgeht, aut 
Vereinbarung der Fürsten unter einander und auf der 
Thatsache, dass der Reichsgedanke durch die glänzende 
Regierung der Ottonen in allen Stämmen des deutschen 
Volkes Wurzel gefasst hatte. 

Wiehert presst die Ausdrücke ,,princepes qui iiinc 
in regnis vigebant^' und „summi principes,'^ die das extremum 
examen über die Wahlcandidaten vollzogen, und meint, 
dass diese „summi principes", zu denen die nobiles und 
ingenui nicht gehörten, eo ipso einen natürlichen Ausschuss 
gebildet hätten für die Vorberatung, besonders für die 
Entscheidung der Vorwahl. Diese allein seien die zur 
Vornahme der Wahl versammelten uud berechtigten Reichs- 
fürsten gewesen. Die niederen Fürsten seien nur so 
weit in Betracht gekommen bei der Vorwahl, als die 
summi principes, die von jetzt ab auch schlechthin „prin- 
cipes oder principes regni" heissen, wegen ihrer nach- 
träglichen Einwilligung ihre Stimmung erforscht haben 
mussten.*) — Wipo begrenzt den Kreis der Principes 
nicht; es lässt sich nicht feststellen wie weit herab die 
„principes potentes" oder „qui in Regnis vigebant*' reichen. 



1) Meyer S. 155. 
X) Wiehert 82 5. 
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Der superlativische Ausdruck „exiremum examen mmmorum 
virorum summa düigentia*' ist nur gebraucht, um die 
Schwierigkeit der Entscheidung anzudeuten; der Superlativ 
summi bei viri ist nur der Gleichmässigkeit wegen zu den 
beiden anderen Superlativen, die das bereits genügend aus- 
sprechen, hinzugefügt. Es darf daraus nicht der Sinn ab- 
geleitet werden, den Wiehert herauspresst ; wie auch die 
wirkliche Wahl eines Ausschusses seitens aller anwesenden 
Principes bis herab zu den monachi und nobiles bei der 
Wahl Lothars beweist. Die Wahl eines solchen Aus- 
schusses wäre 100 Jahre später nicht erst nötig gewesen, 
wenn die summi principes, womit übrigens summi viri 
schwerlich gleichbedeutend ist, das Recht der Vorwahl, 
wie Wiehert behauptet, kraft ihres Besitzes und ihrer 
Amter als ein ihnen ausschliesslich Zukommendes besessen 
hätten. — Durch diese Erwägung fällt auch schon die 
x\ufFassung von von Ohlenschlagers hin, dass die Wahl- 
fürsten schon damals vorhanden und nur sieben gewesen 
seien, und zwar um so mehr, da Wipo allein 12 Erzbischöfe 
und Bischöfe und 8 Herzoge als zur Wahl anwesend auf- 
zählt i). Gegen Ohlenschlager spricht auch, dass sich 
Conrad selbst bezeichnet als gewählt „votis studiis con- 
sensu Francorum Lotharingorum , Saxonum , Noricorvim 
(Bajow.) Alamannorum, also fünf Namen nennt, während 
bei der „Siebenzahl" nur für vier Raum wäre. 

Besonders zu beachten ist in der Darstellung Wipos 
die Art der Abstimmung; es giebt zuerst der Erzbiscbof 
von Mainz, vom populus befragt, die ihm zustehende erste 
Stimme ab, dann folgen die übrigen anwesenden E^rz- 
bischöfe, Bischöfe und Geistlichen, dann erst die weltlichen 
Fürsten und alle die Weltlichen, die ein Wahlrecht hatten 
(singuli) und zwar nach Stämmen (de singulis regnis), zuerst 
der im westrheinischen Franken mächtigste Fürst, 
dem auch die Lothringer untergeben waren, der jüngere 
Conrad«). 

1) V. Ohlschlager S.52ff. 

2) Vgl Maurenbrecher S. 197. 
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Die nächste Wahl, über welche nähere Nachrichten 
vorliegen, ist 

2* Die Wahl des Gegenkönigs 
Rudolf von Rheinfelden (XO??)»). 

Es berichten darüber Paul v. Bernried, Bruno, Bert- 
hold, Marianus Scotus und die Annales von Yburg. 

Es ist durchaus keine allgemeine Wahl der Deutschen 
gewesen. Nach Marianus Scotus sind dabei anwesend 
gewesen die Schwaben, Sachsen, Herzog Weif von Baiern, 
sieben sächsische und sechs andere Bischöfe (oder 2 Erz- 
bischöfe, die von Mainz und Salzburg, 7 sächsische, 
3 fränkische und 1 bairischer Bischof), dazu 2 Herzoge und 
andere Principes. Es findet wieder eine Vorwahl 
(designatio) statt in zwei getrennten Versammlungen, Geist- 
liche und Weltliche gesondert. Darauf folgt dann die 
gemeinsame formelle Abstimmung (Kur, laudatio). 
Bei dieser hat nach Berthold^) und Lambert^) wieder 
dem Erzbischof von Mainz die erste Stimme zugestanden, 
es folgen ihm wieder die übrigen geistlichen Fürsten; 
dann die weltlichen, senatus et populus. Das Volk hat 
gewiss wieder wie bei der Wahl Conrads, in Masse zu- 
gestimmt. Die Wählerschaft ist wieder nicht nach unten 
abgegrenzt*). 

Wichtiger ist 

3. Die Wahl Lothars von Sachsen (1125). 

Über sie wird berichtet in der „Nar'ratio de 



1) Vgl. die Abbaudl. Grunds.- „Die Wahl Rudolfs v. Rheinfelden** 1870. 

2) M. G. SS. V, pag. ^9:^: dux Alemanniae primum a Moguntino 
episcopo, deinde a ceteris, in regem ab omnibus nominatus et elcctus est. 
Hos sequitur sine mora totus senatus et populus. 

3) SS. V, pg. 204 archiep. Mog., cui potissimuin propter primatum 
Moguntiae sedis eligendi et consecrandi auctoritas defcrebatur. 

4) Vgl. Grund. Phil. d. 898/402. v. Ohlenschlager S. 80ff. 
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electione Lotharii*), sowie von Ordericus Vitalis. 
Beide erzählen von der Wahl eines Ausschusses zur Vor- 
wahl. 

Zunächst ist wichtig, dass die zur Leichenfeier in 
Speyer anwesenden 10 Fürsten sich über die Neuwahl 
einigen 8) und mit dem Erzbischof e von Mainz an der Spitze 
das Wahlausschreiben erlassen. Der Erzbischof von 
Mainz wurde sozusagen als Reichsverweser angesehen bei 
der Reichsvacanz»). Er leitet auch die Wahl. Ein Vorrecht 
vor den übrigen Fürsten besassen die Fürsten, welche die 
Wahleinladungen ergehen Hessen, nicht, massten sich ein 
solches auch nicht an. Das geht hervor aus der Entschul- 
digung in dem Wahlschreiben an den Bischof von Bamberg 
in Beziehung auf ihre Berechtigung zum Erlass des 
Schreibens*). Unter jenen 10 Fürsten waren die Erzbischöfe 
von Mainz und Köln, die Bischöfe von Constanz, Worms 
und Speyer, die Herzoge von Baiern und Schwaben, der 
Pfalzgraf bei Rhein, Abt Udalrich von Fulda und der 
Graf von Sulzbach. Also : die Klassen der Fürsten, denen 
die hier genannten Fürsten angehörten, waren mindestens 
auch wahlberechtigt. Zur Wahl. selbst sind zugegen ^yArchie- 
piscopij Episcopif Äbbates, Duces, Marchiones Comites 
ceteriqiie Nobiles;^*' davon werden in der Narratio namentlich 
angeführt die Erzbischöfe von Mainz, Köln und Salzburg, 
4 Bischöfe ; die Herzöge von Baiern, Schwaben und Sachsen, 
der Markgraf von Österreich und 3 Grafen; zusammen 
14 Fürsten. 



1) Quidde hält die Narratio für eine Art von Flugblatt znr Recht- 
fertigung der Wahl Lothars gegenüber den Staufen, den Bericht des 
Ordericus für eine durch Missverständois aus der Narratio selbst oder der 
Quelle der Narratio entstandene Darstellung, beide aber nicht für recht 
glaubwürdig (S. 63/59.) 

2) Bemhardi „Lothar" S. 2ff 

3) Heinrich, Sohn Eonrads IIL, schreibt 1148 an Papst Eugen 
(Epist. Wibaldi No. 116. Jaffe) Moguntinus archiepiscopus ex antiquo suae 
ccclesiac et digüitatis privilegio sub absentia principis custos rcgni et 
procurator esse dinoscitur. 

4) Cod. Udalr. No. 225 bei Jaffe. 
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Die Wahlbeteiligung ist eine ungeheuer grosse ge- 
wesen: Ordericus spricht von der Anwesentheit von 
60000 Menschen. Bernhardi reduziert die Zahl auf 10000 
und kommt danach etwa auf 500 Wahlberechtigte, immer- 
hin, nach der Zahl der damaligen wahlberechtigten Fürsten 
Schwabens geschätzt, auf noch mindestens 200 Wähler i). 

Die Zahl der Wähler war also eine zu grosse, als 
dass in einer Volksversammlung auch nur die Disignation 
der Canditaten hätte vorgenommen werden können. Daher 
wird vom Erzbischofe von Mainz zunächst die Wahl 
eines Wahlausschusses für diesen Zweck vorgeschlagen 
und ein solcher gebildet^). 

Nach der Theorie von Wiehert^), wonach den an- 
gesehensten Fürsten, summi principes, eo ipso dieses Recht 
zugestanden hätte, wäre ein solcher Vorschlag gar nicht 
nötig und auch gar nicht möglich gewesen; es seien nach 
Wiehert voj diesen die „utiliores" ausgewählt worden in 
den Ausschuss. Und so ist Wiehert gezwungen, da die 
Zahl der „summi principes" schon eine beschränkte war, 
für die Wahl Lothars einen Ausschuss von 10 Fürsten 
anzunehmen. Dieser „natürliche" Wahlausschuss, fährt 
Wiehert fort, sei die Grundlage des späteren Kurfürsten- 
coUegiums geworden, indem er mit der Zeit immer mehr 
Einfluss auf die Bestimmung der Wahlcandi taten gewonnen 
und schliesslich die Wahl ganz allein vollzogen habe, so 
dass den übrigen Fürsten allmählich nur das Recht der 
Zustimmung zu der von jenen getroffenen Wahl ge- 
blieben sei. Ihre Zahl sei nach und nach auf sieben 
zusammengeschmolzen. — Waitz führt diese allzu spitz- 
findige, vielfach im Widerspruch mit den thatsächlichen 
Verhältnissen stehenden Behauptungen Wicherts auf ihren 
wahren Wert zurück. 



1) ßernh. Lothar v. S. S. 27. 

2) Die Narratio sagt c. 2. „omnes regni principes primo deccm ex 
singulis Bayariae, Sueviae , Franconiae, Saxoniac provinciis Principes 
consilio utiliores proposuerant." 

3) S. 86 n. 
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Wie Wiehert nehmen einen Zehnerausschuss an 
Haedicke, Schirrmacher und auch Quidde. Dagegen fasst 
Phillips die Worte der Narratio so auf, dass aus jedem 
der vier genannten Stämme je 10 Principes in den Aus- 
schuss gewählt worden seien, v. Giesebrecht, Waitz, Bern- 
hardi, Harnack, Maurenbrecher stimmen mit ihm überein 
in dieser Annahme. — Gemeiner würde nach seinen Er- 
wägungen, wenn er auch dem Wahlmodus bei Lothars 
Wahl näher getreten wäre, ebenfalls auf einen Ausschuss 
von 10 Fürsten gekommen sein, da er für die Zeit der 
Wahl Heinrichs V. nur wenig über .52 reichsunmittelbare 
Principes als vorhanden annimmt und weiter angiebt, 
dass die Zahl dieser Fürsten erst unter den Staufen eine 
grössere geworden sei*). Bei dieser geringen Zahl wohl- 
berechtigter Fürsten hätte es keinen Sinn gehabt, einen 
Ausschuss von 40 Fürsten zu bilden. Die Zahl der wahl- 
berechtigten Fürsten war aber eine bedeutend grössere; 
denn selbst Gemeiner misst S. 80 ausser den von ihm 
angeführten Herzogen, Erzbischöfen und Bischöfen auch den 
reichsunmittelbaren Grafen und Äbten ein Wahlrecht bei; 
und gewiss besassen ausser dieser immerhin beschränkten 
Zahl damals auch noch andere Grafen und Äbte das 
Wahlrecht. Erst nach und nach kam die Anschauung zur 
Geltung, dass nur die reichsunmittelbaren Principes ein 
Wahlrecht ausüben dürften»). Bernhardi hat durch seine 
ziemlich ein wandsfreie Berechnung gezeigt, dass die Zahl 
der Fürsten eine so grosse war, dass sehr wohl im Aus- 
schuss von 40 Fürsten gebildet werden konnte, ja bei der 
so schwierigen Entscheidung über die Canditatenfrage 
nothwendig war, wenn man auch auf das „quadraginta", 
das Ordericus nur wenig Gewicht legen darf. — Übrigens 
weist auch der Tumult, wenn er, wie es wahrscheinlich 



1) Gem. S. 60. 

2) Das. S. 39. 72. 75. 

3) Vergl. Brief Friedrichs I. an den Papst über seine (eigene) Wahl, 
dass ihn gewählt ,,ipsi principes et caeteri proceres." 
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ist nach der beiläufigen Bemerkung bei Erwähnung der 
drastischen Scene^), in einer in geschlossenem Raum ab- 
gehaltenen Ausschusssitzung sich ereignet hat, darauf hin, 
dass mehr als 10 Fürsten versammelt gewesen sein müssen. 
Die tumultuarische Erhebung Lothars verlegt Wiehert, da 
er in den Ausschuss der Zehn nicht passt, in die allgemeine 
(Fürsten) Versammlung der 85 von ihm herausgerechneten 
Fürsten, welche die „electio" vollziehen sollte. Der Tumult 
ist nach der „Narratio" entstanden , als nach Auflösung 
der Ausschussitzung der Erzbischof den grösseren Kreis 
der Fürsten ermahnte, sich über einen Canditaten mit 
einander zu einigen«), ehe es zu einer geordneten Beratung 
kam. Die Darstellung dieses Ereignisses ist aber unklar 
und steht im Widerspruche mit den folgenden Vorgängen, 
die als in einem verschliessbaren Räume vorgekommen 
dargestellt werden und thatsächlich auch nur in einen 
solchen passen. 

Lothringen, das geteilt war, scheint mindestens dem 
Verfasser der narratio nicht als ein besonderer Stamm 
gegolten zu haben, in 'gleichem Sinne wie die genannten 
vier anderen Stämme, möglicherweise auch den Zeitge- 
nossen nicht, sonst hätte er es sicher mit nennen müssen. 
Wo man die lothringischen Wähler unterbringen soll, 
darüber braucht man sich nicht den Kopf zu zerbrechen; 
da sie Franken waren, so werden sie am natürlichsten 
unter die Franken zu rechnen sein, worauf ja auch 
die Thatsache schliessen lässt, dass bereits 100 Jahre früher 
der Westfranken- Herzog Conrad vor seiner Stimmenabgabe 
für seinen Oheim sich mit den Lothringern verständigt. 

1) narr. c. 5. 

2) Die Worte lauten: narr. c. 4. „Proinde cum dimissis . . jam 
pracnomihatis , Principes admonerentur , ut communicato consilio diligcnti 

ratione personam quaererent quem praeficerent, clamor 

exoritur". Das Wahrscheinlichste ist, dass nach dem Tumnfte eine neue 
Zusammenkunft der Fürsten in geschlossenem Räume stattgefunden bat, 
wo die Canditatenfrage entschieden werden sollte. Und in dieser mussten 
erst die erregten Gemclter beruhigt werden. 
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Es wäre ja sehr wohl möglich die Auffassung von 
Quidde^), dass der Ausschuss nach Ständen zusammen- 
gesetzt worden sei, ohne dass jedoch daraus die Zahl 10 
sich ergäbe. Warum sollten Bischöfe, Äbte und Grafen, 
die viel später, selbst als sie kein Wahlrecht mehr hatten, 
noch oft eine Rolle bei den freien Wahlverhandlnngen 
spielten, vom Ausschusse ausgeschlossen werden? Die 
Nennung der 4 Stämme in der narratio kann doch auch 
nicht ganz zwecklos sein. Auch ist eine Wahl nach 
Stämmen gar nichts so Ungewöhnliches und Schwieriges, 
wie Quidde meint. Die Landtage berieten sich vor der 
Wahl Heinrichs II»); bei der Wahl Conrads wurde nach 
Stämmen abgestimmt, wenigstens seitens der weltlichen 
Fürsten. Die Besprechung, die bei der Wahl Lothars 
der Herzog von Schwaben mit den Seinigen pflog, die Be- 
sprechung des Erzbischofs von Salzburg und des Bischofs 
von Regensburg mit ihrem Herzoge lassen eine Zusammen- 
setzung des Ausschusses nach Stämmen sehr wohl möglich 
erscheinen. Die Wahl des Ausschusses wird am wahr- 
scheinlichsten in der Weise vorgenommen worden sein, 
dass erst jeder Stamm die 10 principes für den Ausschuss 
vorgeschlagen hat und dann die „omnes regni principes" 
die stammweise vollzogene Wahl der vier mal zehn Prin- 
cipes durch Zustimmung gut geheissen haben. 

Der Ausschluss designierte 3 oder 4 Candidaten, 
von denen aber einer nicht anwesend ist. Zwei von ihnen 
lehnten ab, der dritte machte sich missfällig. Nach dem 
bekannten Zwischenfalle w^urde dann die Wahl „de integro" 
vorgenommen. Und es einigen sich alle Wähler auf Lothar 
von Sachsen 3;. Über den Modus derKur, die Art der 
feierlichen Wahl und die Reihenfolge der Abstimmenden 
dabei, ist in der narratio nichts gesagt. Der Annalista 

1) Quidde S. 60 if. 

2) Ohleogchl. S. 49 ff. cf. Thietmar Lib. IV pg. 358 und lib. V, 365, 
866. 369 M. G. SS. III. 

8) „Unanimi consensii et petitione Prinoipnm sublimatur in Regem*'. 
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Saxo sagt nur*): ,^hic episcopi, duces marchiones comites 
unanimiter ducem Saxqnum Lotharium in regem elignnt/' 
Aus dieser allgemeinen Darstellung ist nichts zu entnehmen ; 
unter den episcopi sind die archiepiscopi mit eingeschlossen; 
dip abbates, die den comites im Range mutatis mutandis 
gleichstanden, sind, trotzdem sie der Annalista nicht an- 
führt, an der Wahl beteiligt gewesen. Aber man geht 
sicher nicht fehl, wenn man aus der Reihenfolge, die die 
Narratio für die Huldigung angiebt, auch die Reihenfolge 
bei der Kur entnimmt. Es huldigen Lothar erst die Geist- 
lichen (universi Episcopi und die abbates quamplures), 
dann folgen die Weltlichen, die sie als „Regni principes" 
zusammentasst. Lässt sich auch etwas unbedingt Sicheres 
aus den vorliegenden Berichten nicht ableiten, so ist doch 
das Eine völlig zweifellos, dass der Erzbischof von Mainz 
die Wahl geleitet hat. Die Angabe, dass der Erzbischof 
von Salzburg und der Bischof von Regensburg nichts ohne 
ihren weltlichen Oberen, den Herzog von Baiern thun 
wollten, scheint darauf hinzuweisen, dass diese erst nach 
ihrem Herzog ihre Stimme abgegeben haben; und daraus 
Hesse sich dann weiter folgern, dass nach dem Erzbischof 
von Mainz die übrigen Fürsten nach Stämmen ihre Stimme 
abgegeben haben ; doch beweisen lässt sich das nicht Dass 
aber die Ausschussmitglieder vor den übrigen Principes 
den König mit Namen nannten, ist nicht wahrscheinlich 
um so weniger, da sie ja nur die Candidaten für die engere 
Wahl vorzuschlagen^hatten. Eine Spur eines KurcoUegiums, 
eines begrenzten Kreises von Fürsten, welche ihre Stimmen 
hinter einander an erster Stelle abgaben, zeigt sich hier 
noch nicht; sie würde auch nur in dem Falle anzunehmen 
sein, wenn sich beweisen Hesse, dass jetzt bereits die Her- 
zöge vor den Bischöfen, wenigstens vor den Bischöfen 
ihres Landes abgegeben hätten^). 



1) M. G. SS. VI, pg. 762. 
1) Vgl. Harnack S. 17/18. 
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Wenn nach Bernhardi^) Friedrich I. an Papst HadrianiV. 
in Beziehung auf die Wahl Lothars schreiben lässt: 
dass nach dem Erzbischof von Mainz die übrigen 
Fürsten nach dem Range, der Rangordnung ihre Stimmen 
abgegeben hätten 8)^ so ist das kein Beweis: denn wir 
kennen einen solchen ordo nicht. Die darauf gestützte 
Vermutung von Bernhardi, „dass nach Rang und Alter 
die Einzelnen gestimmt hätten, ist so allgemein, dass sich 
damit nichts anfangen lässt. Soll es heissen : „nachständen 
und innerhalb der Stände nach dem Alter", so entspräche 
das gewiss dem alten Modus ; aber über die Cardinalfrage, 
ob hier noch alle Geistlichen dem^ Range und Alter nach, 
vor allen Weltlichen, die ebenfalls dem Range und Alter 
nach stimmten, ihre Stimmen abgegeben haben, ist damit 
nicht entschieden 3). 

4 Die Wahlen Conrads III. und seines Sohnes, 
1138 und 1147. 

Ein Wahlausschuss war nötig , wo es sich darum 
handelte, erst die Candidaten für die Neuwahl zu nomi- 
nieren, zwischen denen man sich bei der Kur zu entscheiden 
hatte. So lange ein Mitglied des regierenden Fürsten- 
hauses in Frage kommen konnte, fiel diese Notwendigkeit 
weg. Als König Lothar 1137 kinderlos gestorben war, 
wäre wieder eine völlige Neuwahl, die Erwählung des 
Mitgliedes eines anderen Fürstehhauses zu vollziehen ge- 
wesen, und es hätte wieder ein Vorwahl- Ausschuss in 
Thätigkeit treten können. Die staufisch-salische Partei 
aber, mit dem Erbischofe von Trier an der Spitze, hielt 
vor dem Zusammentreten der angesagten allgemeinen 
Wahlversammlung eine vorberatende Zusammenkunft in 
Koblenz*) und, da sie auf dem allgemeinen Wahltage die 

1) „Lothar" S. 43. 

2) „quod super est secunduW' ordinem^\ 

3) vgl. Harnack S. 18. 

4) vgl. Harnack S. 11. 
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Uebermacht Heinrichs d. Stolzen, des Herzogs von Baiern 
und'Erben des sehr umfangreichen AUodialbesitzes Lothars 
in Sachsen fürchtete, so erwählte sie ihren Canditaten 
Conrad, den Bruder des Herzogs Friedrich von Schwaben, 
des Canditaten von 1125, ohne Weiteres zum Könige. Er 
fand dann auch die Anerkennung der übrigen Fürsten 
und Stämme, die ebenfalls die Macht Heinrichs fürchteten. 

Diese Wahl war wieder, wie die früherer Jahr- 
hunderte, seitens eines Teiles des Volkes vollzogen worden, 
statt dem neueren Brauche gemäss auf einem allgemeineren 
Wahltage. Dieser Form der Wahl war allerdings günstig 
gewesen, dass zur Zeit der Stuhl von Mainz unbesetzt 
war, der Erzbischof von Köln das Pallium noch nicht 
hatte ; und der baldigen Anerkennung Conrads kamen 
diese Umstände sowie die Thatsache zu statten, dass somit 
im Reiche nur ein wirklicher mächtiger Gegner vorhanden 
war, nämlich nur Heinrich selbst mit seinen Baiern und 
einigen Anhängern in Sachsen. 

Bevor Conrad seinen Kreuzzug antrat, wurde 1147 
auf seinen Wunsch sein Sohn „unanimi principum consen- 
tientiiim acdamatione^^ gewählt. Etwas Näheres aber über 
die Wahl ist nicht berichtet. Ein vorberatender Ausschuss 
war überflüssig. 

Da dieser noch vor seinem Vater starb, so war bei dessen 
Tode wieder eine Wahl quasi de integro zu vollziehen. 

5. Wahl Friedrichs des Ersten 1152. 

Es fanden, entgegen der Ansicht von Quidde^), nach 
Otto von Freising«) und Wibald») Unterhandlungen 

1) S. 63. 66. 

2) „de gest. Fridr.III, 1, p. 101 (M. G. SS. XX): „cum de eligendo 
principe primates consultarent (nam id juris iraperii apex, scilcet non per 
sanguinis propaginem descendere, sed per principum electionem reges 
creari , . . .) tam'en ab omnibus Fridericus petitur cunctorumvc favore in 
regem sublimatur^^ 

3) Ep. 344 ad Eugen, ü. Jaffe bibl.I, (S. 495 und 493). „Coeperunt 
deinde snmmi principum se per nuntios et literas de habendo inter se 
colloquio pro regni ordinatione soUicitare'S vergl. Harnack S. 11 u. Anm. 2. 
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über die Wahl des Nachfolgers statt *). Deren Ergebnis 
war die Erzielung der einstimmigen Wahl des Neffen 
Conrads, des Herzogs Friedrich von Schwaben, durch die 
,yipsi principes^^ ^) oder j,summi prindpum^* ^) und die ^jCaeterV' 
„proceres secundum ordinem^'*) unter lebhaftem Beifall des 
Volkes^). Nun berichtet Gislebert von Hennegau bei der 
Wahl von einem Compromiss der Wahlversammlungen auf 
4 (weltliche) Fürsten ß). Quidde nimmt an'), dass ein 
historischer Kern in der Nachricht enthalten sei, erblickt 
aber in den 4 Fürsten vier Thronkandidaten »). Weiland 
hatte den wahren Kern angezweifelt, aber für den Fall 



1) Wcnu jQuidde S. 66 sagt, dass damit nnr der'Schein habe ge- 
wahrt werden sollen, als sei die Bestimmung der Persönlichkeit noch 
Gegenstand cruster Erwägungen gewesen, so legt er die Worte Wihalds 
ganz falsch aus. 

2) Vgl. Philipps S. 62. Friedrich schreibt an den Papst , dass ihn 
gewählt hätten .,ipsi principes et caeteri proceres". 

3 Vgl. Harnack S. 11/12. Die Worte sind aus Wibald. 

4) Den Ausdruck gebraucht Ragewin „de gest. Fridr. I. imp. cap. 
16 : ,,electionis primam vocem Mogunt. archiepiscopo, deinde quod sjiperest 
caeteris secundum ordinem Principibus recognoscimus". 

5) Vgl. Phill. S. 59ff. Godefr. folon. Chron. reg. (BiAmer Fontes n, 
427 : „sumrao favore cunctorum principunj Fridericus dux Sueviae in regem 
eligitur.** Otto Fris. Chron.VIT, p. 352 „unanimi principura totiusque regni 
eonsensu**. 

6) M. G. SS. XXI, S. 516 : „Defuncto Conrado Rom. rege principes Teu- 
toniae . . . convenerunt ad cligeudum sibi imperatorem. Cum autem super 
electione, communi eonsensu et consilio in quatuor principes p repotentes 
.-uper hac electione corapromiserunt, quorum unus erat. Fridericus Sue- 
vornm dnx etc. lUorum autem quatuor , quorum dispositioni imperialis 
electio commissa erat, quisque ad ipsius majestatis cnlmen anhelabat*'. 
Friedlich habe nun die übrigen 3 einzeln, indem er ihnen versprochen, 
leden von ihnen zu wählen, bewogen „ut in eum ipsum fide et juramcnto 
datis totam electionem ponerenf Dieser beruft nun „alios principes omnes, 
qui in ipsos quatuor compromiserant et inde fidem fecerant", zusammen, 
und vor diesen erklären jene drei, dass sie ihm allein die ganze Wahl 
übertragen haben. Keiner widerspricht gegen diese Abmachung; und so 
wählt er sich selbst „ad tante majestatis apicem.*' 

7) Quidde S. 65, 66. 

8) Quidde S. 65. 

2* 
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der Richtigkeit der Nachricht, die Vermutung ausgesprochen, 
dass die vier Fürsten die Herzoge von Baiern und Schwaben, 
der Pfalzgraf und möglicherweise der Markgraf von 
Brandenburg gewesen sein würden i). 

Ich will nun noch, ehe ich in die Beurteilung der 
Berichte und Ansichten der Forscher über diese Wahl 
eintrete, noch angeben, was uns über 

6. die Wahlen von 1169 und 1196, 

die noch in diese Entwicklungsperiode gehören, berichtet 
wird. 

Die wenigen dürftigen Nachrichten, die darüber vor- 
liegen 2), besagen nur, dass die „Principes" die Wahlen voll- 
zogen haben. Vorberatungen über die Persönlichkeit des 
Nachfolgers waren überflüssig, da diese vom Kaiser selbst 
ihnen vorgeschrieben wurde. In welcher Weise die Wahl 
vollzogen wurde, darüber geben die Nachrichten nichts an. 

Philipps, Ficker, Weiland, Quidde untersuchen nun, 
ob sich für das 12. Jahrhundert 

II. Spuren eines Kreises bevorrechtigter Wähler 

finden? Sie gehen aus von der Ansicht, dass sich Vor- 
rechte gewisser Fürsten gebildet haben müssten, da aus 
Anslass der Wahl von 1198 auf solche hingedeutet würde. 

1) Weiland S. 322. 

2) Otto von Freis. berichtet am Schluss des „Chronicou** über die 
Wahl von 1169; „Fridericus filiura suum rcgni di^nitate snblimavit; - 
die gleichzeitigen Annales Cafferacenses SS. XVI, 650 berichten: „Fride- 
ricus imperator reginiae coosilio atque archiepiscoporum seu episcoporum, 
ducum ac comitum sive procerum Teutonici regni filium snum Aquis- 
granis in regem sublimavit" ; die Magni presb. Annal. Reichersp. (Böhm. 
FP. III, 538) ,/apud Babenberc) ex consensu et collandatione omnium 
principum qui aderant imperator filium suum regem electum et coronatum 
post se regnare firmavit'*. Über die Wahl v. 1196 berichten die Annal. 
Argent. ad a. 1195 (Böhmer FF. pg. 304. „Interim imperator laborabat, 
quod principes filium smim eligerent in regem et hoc juraraento firmarent". 
Quod fere omnes praeter ep. Colon, sigillatira se facturos promisernnt 
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Phillips hebt hervor '), daas die Nachrichten über 
die Wahl Friedrichs I. eine Vorberatung über die Neuwahl 
durch „primates" und „summi principum** angeben, und 
dass Friedrich selbst über seine Wahl durch die „ipsi 
principes et caeteri proceres** spricht; er zieht aus diesen 
Andeutungen den Schluss, dass diese „Primates" schon in 
dieser Zeit die „Ersten an der Kur" gewesen seien. Und 
zu ihnen hätten gehört die 4 Stammesherzoge], die von 
Schwaben, Baiern, Sachsen, für den von Franken der 
Rheinische Pialzgraf, besonders seit 1155, wo er durch 
Erwerb des salischen Erbgutes wirklicher Repräsentant 
der Franken geworden sei, und die drei Rheinischen Erz- 
bischöfe. Die letzteren hätten um ihrer Stifter willen, 
der Mainzer als Nachfolger des Bonifacius, der Kölner 
wegen der Lage der Krönungsstätte in seinem Gebiet, der 
von Trier wegen des Alters seines Stifts ein besonderes 
Ansehen genossen; die Herzöge seien als Stimmführer 
ihrer Stämme und durch ihre Macht den übrigen Fürsten 
überlegen gewesen. Infolge der Zertrümmerung der Herzog- 
tümer Sachsen und Baiern seien dann aber auch andere 
Fürsten neben den Herzogen in diesen Stämmen aufge- 
kommen, und hätten diese nicht mehr als Stimmführer 
der Stämme gelten können ; daher sei seitdem eine Änderung 
in den Stimmenverhältnissen eingetreten. 

Der Ansicht von Philipps gegenüber hat Harnack^) 
schon darauf hingewiesen, dass man nicht an eine Vorwahl 
seitens einiger weniger „primates" zu denken habe, sondern 
dass nur Vorbesprechungen vor den Neuwahlen unter der 
grossen Zahl der „primates" stattgefunden haben, Vorbe- 
sprechungen ganz inofficiellen Charakters, an denen auch 
andre principes (Äbte und Grafen) als die von Phillips in's 
Auge gefassten Anteil nahmen. Dass natürlich die Stimmen 
der angesehensten und mächtigsten Fürsten des Reiches 



1) PhilL XXVI S. 68 ff. 

2) Harnack, S. 11/12. 
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gegenüber den übrigen von Einfluss auf die Entscheidung 
waren, ist unbestreitbar. Das giebt auch Ficker^) zu 
für diese Zeit; er nimmt daneben auch an, dass ein gewisses 
Herkommen für die Reihenfolge der Abstimmung in Geltung 
gewesen sei. Darauf deute das „secundum ordinem" hin. 

Weiland untersucht die Personalverhältnisse der 
Königswahlen, um die Grundlagen des KurcoUegiums zu 
finden 2). Er stellt zunächst auch als sicher hin, dass den 
Herzogen als Vertreter der Stämme naturgemäss eine be- 
sondere Bedeutung bei den Wahlen zugefallen sei und 
dass sie neben den Erzbischöfen bei den Vorverhandlungen, 
die jeder Wahl vorausgegangen seien, sicher den hervor- 
ragendsten Anteil gehabt hätten 2). Aus der Erklärung 
der bairischen Bischöfe bei der Wahl Lothars schliesst 
Weiland, dass der Herzog seines Stammes unter den Ersten 
seine Stimme abzugeben berufen gewesen sei. Diese 
Möglichkeit habe ich bereits oben beurteilt»). 

Weiland nimmt einen solchen Vorrang der Herzoge 
vor den Bischöfen als sicher an und geht dann weiter zu 
der Frage über, ob dieser Vorrang allen Herzogen zuge- 
standen habe; er glaubt sie verneinen zu müssen; denn 
nicht alle Herzoge hätten als Vertreter von Stämmen gelten 
können, so z.B. auch die von Lothringen nicht seit der Teilung; 
einen fränkischen Herzog habe es nicht mehr gegeben, 
der Herzog von Kärnten sei kein Stammesherzog gewesen 
u. s. w. Immerhin hätten die Herzoge, an deren Titel die 
Namen der alten Stämme hafteten, auch nach der Zer- 
trümmerung der Herzogtümer noch „am Ersten" ein solches 
Übergewicht behaupten können, nämlich die von Baiern, 
Schwaben, Sachsen und als vornehmster Fürst Frankens 
der Rheinische Pfalzgraf. 

Nachdem er dies als ziemlich sicher hingestellt hat, 
betrachtet er die Personalverhältnisse der Wahlen 



1) Entstehzt. des Ssp. S. 101 ff. 

2) Weiland S. 315 ff. 

3) s. oben S. 20. 
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seit 1125 und sucht zu ermitteln, ob ein Vorwahlrecht sich 
nachweisen lässt. Am meisten klammert er sich an die 
Wahl von 1169. Er vermag ein solches nicht als sicher 
hinzustellen, trotzdem wagt er die Vei mutung, dass die 
Siebenzahl der Vorwähler schon 1169, 1152 oder 1147 
hervorgetreten sein könne. Da 1169 infolge der Ver- 
einigung von Baiern und Sachsen, sowie infolge der Minder- 
jährgkeit des Herzogs von Schwaben zwei Stimmen geruht 
hätten, so hätten zwei neue Stimmen hinzutreten können. 
Der Markgraf von Brandenburg und der König von Böhmen 
seien in diese Lücken eingerückt. Ehe diese Verhältnisse 
noch Sicherheit erlangt hätten, seien sie infolge des Wieder- 
auftauchens selbstständiger Herzoge von Schwaben und 
Baiern wieder erschüttert worden. 

Quidde schliesst sich Weilands Ansichten an und 
fügt einige Erläuterungen hinzu und sucht für die Hypo- 
thesen von jenem noch neue Beweisgründe beizubringen. 
Die Nachricht Gisleberts von dem Ausschuss der vier 
Laienfürsten zweifelt Quidde, wie Weiland, zwar auch 
an^), aber meint doch, sie enthalte einen wahren Kern. 
Und so erscheint es ihm „ziemlich warscheinlich", dass 
1 1 52 ein Wahlausschuss von sieben Fürsten, zu dem ausser 
den vier Laienfürsten die geistlichen Fürsten von Mainz, 
Köln und Trier gehört hätten, gebildet worden sei Dieser 
Si.ebenerausschuss habe Gislebert vorgeschwebt, als er die 
Notiz niederschrieb 2). Bei der Wahl von 1169 sei ein 



1) Quidde S. 66. 

2) Anm. Der so ausserordentlich detaillierte Bericht des Gislebert 
verdient nicht die Beachtung, die ihm Quidde geschenkt hat. Denn die 
mehr Glauben verdienenden gleichzeitigen Quellen, Otto von Freis. und 
Abt Wibald, von denen namentlich der letztere bei den Vorverhandlungen 
wie bei der Wahl selbst sehr stark beteiligt war, berichten nichts von 
einem solchen Wahlausschusse, sondern sprechen nur ganz allgemein 
von Vorberatungen durch primates oder summi principum. Es scheint, 
als cb Gislebert den Ausschuss und die vier Canditaten von 1125 vor 
Augen gehabt, diese Verhältnisse auf die Wahl von 1152 übertragen und 
mit seiner Phantasie weiter ausgeschmückt hätte. 
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solcher Au^schuss nicht mehr nötig gewesen, da der Thron- 
folger von vorn herein festgestanden habe. Die aus der 
Übertragung faktischer Wahlbefugnisse 1125 entsprungene 
bevorzugte Stellung gewisser Fürsten habe sich aber 1169 
und später in dem Ehrenrechte der ersten Stimmabgabe 
geäussert. Und auf Grundlage dieses Ehrenrechts sei dann 
ein vorwaltender Einfluss auf die Wahlentscheidung bean- 
sprucht worden, wie er dem Ausschusse von 1152 für 
den betreffenden einzelnen Fall zugestanden worden sei. 
Brandenburg und Böhmen hätten 1169 an Stelle von ßaiern 
und Schwaben unter den Ersten rnitgestimmt. Die wider- 
streitenden Ansprüche beider Parteien seien, als Baiern und 
Schwaben wieder selbstständige Herzoge hatten, nicht in 
Conflikt gekommen, da bis 1257 nie gleichzeitig alle vier 
Fürsten neben den beiden sicher bevorrechtigten Fürsten, 
dem Pfalzgrafen und dem Herzoge von Sachsen, auf den 
Wahltagen anwesend gewesen seien. 

Wir brauchen den Hypothesen und Theorien von 
Weiland und Quidde gegenüber nur auf die Dürftigkeit 
und Lückenhaftigkeit der Quellen hinzublicken, um zu er- 
kennen, wie wenig begründet und wie wenig beweisbar 
die Hypothesen sind, auf denen sie dann noch weitere 
Theorien aufgebaut haben. 

2. Beurteilung dieser Ansichten. 

Quidde hat sich durch die Meinung, Spuren und 
erste Anfänge eines Kreises bevorrechtigter Wähler, da 
er einen solchen für 1198 als vorhanden annimmt, finden 
zu müssen, und zugleich durch Weilands Untersuchung 
verleiten lassen , einen solchen Kreis von sieben Fürsten 
bereits für 1152 anzunehmen, von Fürsten, die mindestens 
das Ehrenvorrecht der ersten Stimmabgabe beansprucht, 
ja es geübt hätten, und infolgedessen lässt er sich, da ihm 
bereits eine Entwicklung voran zu liegen scheint, weitef 
treiben z\x der Annahme eines Zehnerausschusses, bei der. 
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Wahl Lothars und zu dem Versuche der Bestimmung von 
dessen Zusammmensetzung aus 6 Erzbischöfen und 4 Herzogen 
(oder 5 und 5). Seine Versuche, diese Hypothesen zu 
stützen, sind nicht gelungen, da er nur neue, erst zu be- 
weisende Annahmen geltend machen kann. Aber auch die 
Stützen, die ihm Weiland bietet, sind sehr gebrechlich. 
— Dass den Stimmen der Herzoge infolge ihrer Macht- 
stellung als Stammesherzoge und denen der Erzbischöfe 
bei den Wahlen wie bei den Wahlverhandlungen ein be- 
deutendes Gewicht zufiel, ist freilich über jedem Zweifel 
erhaben. Bei den Herzogen lag das aber weniger in ihrer 
Eigenschaft als Stammesherzoge, als Vertreter ihrer Stämme, 
dass sie eine solche Bedeutung bei den Königswahlen 
hatten, als in der Machtstellung, die sie durch ihre Lehen, 
ihren Eigenbesitz und hauptsächlich als Gebieter der 
Stämme und ihrtT Dependenzen im Reiche den ihnen 
untergebenen Fürsten und Bischöfen gegenüber besassen, 
wie die Erklärungen des Bischofs von Regensburg, ja 
sogar des Erzbischofs von Salzburg bei der Wahl Lothars 
zeigen 1). Weiland geht aber zu weit, wenn er aus dieser 
Thatsche ableitet, dass schon damals den Herzogen die 
Stimmenabgabe vor den ihnen untergebenen Bischöfen 
zugestanden habe. Allerdings würde, wenn diese Annahme 
beweisbar wäre, damit ein Kreis erster Wähler bereits für 
den Anfang des 12. Jahrhunderts gewonnen sein. Es liegt 
keinerlei Zwang zu diesem Schlüsse vor. Es würden, falls 
jene Annahme richtig wäre, sicherlich auch andere Herzoge, 
wie z. B. die beiden lothringischen, die dieselben Rechte 
in ihren Gebieten hatten, wie die Herzoge der deutschen 
Hauptstämme, wenn sie auch nicht so mächtig waren „wie 
diese, unter den „Ersten" an der „Kur" gestimmt haben. 
Der Rheinische Pfalzgraf hatte keinesfalls so viele Macht- 
mittel wie die lothringischen Herzoge; trotzdem rechnete 
Weiland ihn dazu. Was hätte der Grund sein können, 



1) Vgl. MaurcQbrecher S. 199. 
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etwa andere Herzoge, wie den Herzog von Kärnten und 
andere Fürsten, nicht dazu zu zählen? 

Nahmen auch die in einem gewissen Abhängigkeits- 
verhältnisse zu einem Herzoge stehenden Fürsten Rück- 
sicht auf dessen Wünsche bei der Wahl, so waren ihre 
Stimmen doch in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
sicher nicht, in der zweiten Hälfte wahrscheinlich nicht 
minderwertig. Ist es demnach auch nicht möglich schon 
für diese Zeit ein auf sieben Fürsten (drei Erzbischöfe und 
vier Herzoge) beschränktes Collegium bevorrechtigter 
Wähler anzunehmen, so „vermutet" Weiland dennoch, weil 
er ein solches glaubte als vorhanden annehmen zu müssen, 
dass die Siebenzahl der Wähler „vielleicht schon 1169, 1152 
oder 1147 hervorgetreten sei." Es wurden nun seit 1125 
noch mehr Fürsten selbständig. Böhmen war bereits ein 
selbständiges Herzogtum, Brandenburg wurde 1142 reichs- 
unmittelbar; Oesterreich wurde 1156 von Baiern gelöst 
und selbständiges Herzogtum*); der Markgraf von Meissen 
und der Landgraf von Thüringen waren gegenüber dem 
Herzoge von Sachsen ziemlich unabhängig. Wenn diese 
Fürsten an den Wahlen teilnahmen, hatten ihre Stimmen 
ohne Zweifel ein denen der Stammesherzoge wenig nach- 
stehendes Gewicht. Wie sollten diese sich nun der Reihen- 
folge nach ordnen bei der Abstimmung? Es bieten sich 
Weiland nun allerdings einige Anhaltspunkte dafür, dass 
Brandenburg und Böhmen der Vortritt vor Österreich, 
Meissen und Thüringen zukam ; der Markgraf von Branden- 
burg war von 1138 bis 1142 Herzog von Sachsen gewesen, 
der Herzog von Böhmen erhielt 1158 den Königstitel 
und wurde dadurch im Range über die deutschen Herzoge 
erhoben. Beide seien auch 1169 auf dem Hoftage zu 
Bamberg anwesend gewesen und hätten ihr Wahlrecht aus- 
geübt und zwar, da zwei Stimmen der Herzoge ruhten, 
unter den weltlichen Fürsten an dritter und vierter Stelle. 



1) Privilegium minus in „Arch. f. österr. Gesch. Bd. VIII, 111 u. 112 
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Gegenüber der letzten Annahme Weilands und Quiddesi) 
in Beziehung auf den König von Böhmen zeigt Tannert^), 
dass dessen Teilnahme an dieser Wahl sehr unwahrschein- 
lich ist. Damit fällt der Anspruch desselben auf ein aus 
dieser Teilnahme an der Wahl abgeleitetes Wahlrcjcht 
hin. Das von Baiern und Schwaben, welches jetzt ruhte, 
wäre damit noch nicht hinfällig geworden, musste im Gegen- 
teil bei der ersten sich bietenden Gelegenheit wieder zur 
Geltung kommen. So war auch das Wahlrecht Branden- 
burgs an einer der ersten Stellen trotz mehrmaliger Aus- 
übung noch kein gesichertes. Darauf weist Tannert eben- 
falls hin 3). 

Immerhin glaubt Tannert aber aus den Zeugenreihen 
der Urkunden des 12. Jahrhunderts, insbesondere aus der 
Zeugenreihe des Würzburger Eides vom Jahre 1165*), den 
er mit einer Kur ziemlich gleichstellt, es höchst wahr- 
scheinlich gemacht zu haben, dass höchstens Sachsen, 
Baiern, Brandenburg, Pfalz, die in den Zeugenreihen der 
Urkunden in der Regel an der Spitze aller Fürsten er- 
scheinen, ein Vorstimmrecht besessen haben können. 

Weiland und Quidde fühlen auch selbst die Un- 
sicherheit der Stützen, auf die sie die Existenz eines ab- 
gegrenzten Kreises bevorrechtigter Wähler gründen, da sie 
kein sicheres Zeugnis der Quellen für ihre Annahmen bei- 
bringen können, und suchen nach neuen Beweisgründen. 
Sie glauben ein solches zu finden in der Verwaltung oder 
in dem Besitze der Erzämter. 

3. Die Erzämter. 

Ficker hatte 1859 dargelegt s), dass im 12. Jahr- 
hundert infolge der politischen Verhältnisse (wiederholte 

l) Quidde spricht S. 48 sogar von einer verklausulierten Aoer- 
kennung des Vorwahlrechts Brandenburgs nnd Böhmeus 1169. 
9t) S. 20ff und Anmerkungen. 

3) Tannert S 17—19. 

4) Das. S. 14. 

5) Ficker, Entstehungszeit der Ssp. S. 128/9. 
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Vereinigung und Trennung der Herzogtümer Sachsen und 
ßaiern, feindliche Stellung einzelner Fürsten gegenüber 
dem Kaiser, u. a. m.) und anderer Verhältnisse (z.B. des Um- 
standes, dass Schwaben den Kaiser selbst oder ein minder- 
jähriges Glied des Kaiserhauses zum Herzoge hatte) eine 
grosse Unsicherheit in der Übung der Erzämter bestand. 
Trotzdem würden sie wie andere Ämter in bestimmten 
Fürstenhäusern erblich geworden sein, da sie mit erblich 
gewordenen Benefizien verbunden gewesen seien. 

In seiner Besprechung der Arbeit Fickers hatte 
Waitz (ebenfalls bereits 1859) auf Gervasius sich stützend, 
zumal da er auch keine andere Möglichkeit fand, das 
später hervortretende Vorwahlrecht des Markgrafen von 
Brandenburg zu erklären, die Ansicht ausgesprochen i), dass 
jedesfalls schon im 12. Jahrhundert die weltlichen Fürsten, 
welche die Reichsämter besassen, das Recht hatten, zuerst 
zu stimmen. Sei auch das Herzogtum die erste Grundlage des 
Vorstimmrechts gewesen , so sei doch, als die Machtver- 
hältnisse sich verschoben hätten, dieses Vorrecht an den 
Reichsämtern, die ebenfalls den Inhabern der Herzog- 
tümer verliehen worden seien, hängen geblieben und hätte 
dann die Begründung für dieses Recht abgegeben. 

Weiland stellt die Behauptung auf, die Übung 
der Erzämter habe ursprünglich den Herzogen zuge- 
standen und sei ihnen von dem Könige für den einzelnen 
Fall übertragen worden; nun seien aber seit dem Ende 
des 11. Jahrhunderts, wo die Fürstentümer erblich geworden 
seien, die Erzämter in dauernde Verbindung mit diesen 
gekommen und in den Händen der Herzoge erblich 
geworden 2). 

Der Herzog von Böhmen habe das Schenkenamt 
durch Heinrich IV. oder Heinrich V. erhalten an Stelle des 
mit dem salischen Königshause nahe verwandten Herzogs 



1) Waitz „Gott. Gel. Anz. III, ö. 663. 

2) Weiland Forsch. XX, S. 315. 316. 
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von Schwaben, es sicher seit 1114 besessen. Brandenburg 
habe das Kämmereramt am wahrscheinlichsten 11 56 erhalten, 
da Heinrich der Löwe, der bereits das mit Sachsen ver- 
bundene Marschallamt gehabt habe, nicht auch das an 
Baiern geknüpfte Kämmereramt habe verwalten können. 
Der Pfalzgraf bei Rhein sei Truchsess gewesen. Am 
Anfange des 12. Jahrhunderts hätten diese Erzämter das 
Vorwahlrecht jedesfalls noch nicht begründet; sie seien 
erst für dieses Vorrecht wichtig geworden, als sie erblich 
waren. Dass sie diese Bedeutung noch im 12. Jahrhundert 
erlangten , darauf weise der Ausdruck bei Gervasius von 
der „pristina palatinorum electio" hin. 

Harnack geht in der andern Richtung zu weit, 
wenn er bestreitet, dass gewisse Herzoge durch öftere 
Übung eines Erzamtes ein gewisses Anrecht auf das eine 
oder das andere erhalten hätten i). 

Quidde eignet sich die Ansichten Weilands an und 
fasst sie etwas bestimmter, als es Weiland gethan hatte, 
ja er meint sogar, dass aus der 1169 bestehenden Identität 
der vorstimmenden weltlichen Wähler mit den Erzbeamten 
der Anstoss zur Bildung der Erzämtertheorie, die Gründung 
des Vorstimmrechts auf die Erzämter geflossen sei^) 
Die Notiz Arnolds von Lübeck zum Jahre 1184») fassen 
fast alle Forscher so auf, als ob jene bekannten vier 
Fürsten die Ämter damals erblich besessen hätten, während 
sie streng genommen nur andeutet, wie Ficker hervorge- 
hoben hat, dass Fürsteh dieses Ranges sie zu verwalten 
pflegten und auch 1184 thatsächlich ausübten, ohne Hin- 
deutung auf die Erblichkeit. 

Was ergiebt sich nun in Beziehung auf Spuren eines 
Kurcollegiums als sicher für das 12. Jahrhundert? 

1) Harnack S. 43 u. 44. 

2) Quidde S. 46. 

3) Chron. Skv. III, 9 pg:. 87 (SS. XXT). Officium dapiftri sive 
pinccrnae, camerarii vel marescalci nonnifii reges rel duces vel marcbioues 
administrabant. 
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4. Ergebnisse für das 12. Jahrhundert. 

a. Allgemeines. 

Der Wahlausschuss , welcher 1125 zur Vorbereitung 
und Vorberatung der Wahl gebildet worden ist, hat die 
Bedeutung nicht gehabt für die Entstehung eines Kur- 
collegiums, die Wiehert, Weiland und Quidde ihm bei- 
legen. Dass 1152 ebenfalls ein Wahlausschuss gebildet 
worden ist, bezweifele ich trotz der Erwähnung eines 
Compromisses auf vier Laienfürsten seitens des Gislebert 
von Hennegau, indem ich dem Schweigen der Zeitgenossen, 
Ottos von Freising und Wibalds, mehr Bedeutung beilege*). 
Es war ein solcher Ausschuss ja auch gar nicht nötig, da 
nach den vor dem Wahltage gepflogenen Verhandlungen 
die Person des in Frage kommenden Candidaten gewiss 
festgestellt war. Auch die Nachricht, dass die „summi 
principum" oder „primates" sich vorher über die Wahl 
verständigt haben, giebt uns keinen Anhalt für einen 
solchen Kreis vorangehender Wähler^); denn wir wissen 
nicht, welche Fürsten oder Fürstenklassen da verstanden 
werden sollen. 

Es sind ja sicher auch Personen aus dem untersten 
Range der wahlberechtigten Fürsten, der Abte und Grafen, 
proceres, als an diesen wichtigen Vorverhandlungen beteiligt 
glaubwürdig bezeugt. Einen sehr wichtigen Anknüpfungs- 
punkt bietet aber die Erklärung des Erzbischofs von Salz- 
burg und des Bischofs von Regensburg auf dem Wahltag 
1125, ohne den Herzog von Baiern ihre Stimmen nicht 
abgeben zu können »). Ist daraus auch nicht, wie Weiland 
es thut, zu schliessen, dass damals bereits die Herzoge 
vor den Bischöfen ihres Landes stimmten*), daso also die 



1) S. ob. S. 22f, Anm. 2. 

2) Harnack S. 11/12. 

3) Narr, de el. Loth. c. 8. „sine diice Bavarico qui aberat nichil 
de rege diffinire dicebant. vgl. ob. S. 20f. 

4) Vgl. Maurenbrecher S. 197. 
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frühere Art der Stimmenabgabe, die noch 1077 im Brauche 
gewesen war, wonach erst alle geistlichen Fürsten dem 
Range nach, danach die weltlichen Fürsten stimmten, 
bereits die so bedeutsame Änderung erfahren habe, so ist 
aus dieser Angabe doch sicher zu entnehmen, dass die 
geistlichen Fürsten Röcksicht nahmen auf die Entscheidung 
ihrer Landesherren; und daraus folgt dann weiter, dass die 
Stimme des Herzogs eine grössere Bedeutung für die Ent- 
scheidung der Wahl hatte als die Stimmen der geistlichen 
Herren, und eine noch weit grössere als die der von ihm 
noch mehr abhängigen, ihm als Herzog untergebenen 
weltlichen grossen Herren, der innerhalb seines Herzogtumes 
ansässigen von ihm belehnten Grafen. Es ergiebt sich 
weiter daraus, dass die Herzoge in folge ihrer Macht- 
stellung und ihrer Territorialrechte auf die Entscheidung 
der Wahl einen grösseren Einfluss hatten als die übrigen 
Fürsten ihrer Länder. Verfassungsrechtlich hatten aber 
diese Fürsten bis herab zu den Grafen und Äbten bei der 
Wahl ebenso gut wie die Herzoge noch ein Stimmrecht. 
Das geht hervor ganz deutlich aus dem Einladungsschreiben 
zur Wahl von 1125»). 

b. Die Fürsten mit hervorragendem Einflüsse 
auf die Wahlentscheidung. 

Welches sind aber denn nun die Principes gewesen, 
die eine solche Machtstellung im Reiche besassen, und 
eine solche Beachtung, wie eben angegeben ist, fanden, 
deren Stimmen von gewichtigerer Bedeutung für die Wahl- 
entscheidung waren? 

Es waren das zunächst alle Herzoge des deutschen 
Reiches: Die Herzoge von Baiern, Schwaben und 
Sachsen; die beiden Herzoge von Lothringen, die nicht 
ganz dieselbe Macht besassen, immerhin aber eine bedeutende 
Machtstellung in ihren Herzogtümern hatten. (Der jüngere 

1) Vgl. oben S. 16. 
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Conrad besprach sich mit den Lothringern vor seiner 
Stimmabgabe); ähnlich verhält es sich mit dem Rheinischen 
Pfalzgrafen, dem mächtigsten Fürsten in Franken, 
namentlich seit er den Hausbesitz der Salier, der fränkischen 
Herzogsfamilie, erlangt hattet). Der Herzog von Böhmen 
stand ihnen gewiss nicht gleich, da er nicht in dem Sinne 
deutscher Fürst war wie die deutschen Herzoge, eine An- 
sicht, der der Sachsenspiegel noch ein Jahrhundert später 
Ausdruck verleiht'-^). Er beteiligte sich ja auch an den 
Wahlen des 12, Jahrhunderts nicht. — 

Von den geistlichen Fürsten war ohne Zweifel die 
Stimme des Erzbischofs von Mainz von ganz besonderem 
Gewicht^). Er stand in keinem Abhängigkeitsverhältnisse 
zu irgend einem Herzoge, auch nicht zu dem von Franken, 
noch weniger zu dem später an seine Stelle getretenen 
Pfalzgrafen bei Rhein, da dieser herzogliche Rechte in 
Franken überhaupt nicht besass. Der Erzbischof war 
Kanzler des deutschen Reichs, der geborene Reichsver- 
weser bei Reichsvacanz, Leiter der Wahlen und hatte un- 
bedingt die erste Stimme bei denselben. Eine in ähnlicher 
Weise unabhängige und angesehene Stellung hatte der 
Erzbischof von Köln, dem das Kanzleramt für Italien 
übertragen war. Später erhielt er noch das Recht den 
König in Aachen zu krönen. Beide Erzbischöfe hatten 
im Reiche eine den Herzogen mindestens ebenbürtige 

1) Vergl. dazu Harnack S. 13/14; Ficker „Entsthzt. S. 101 ft. 
und Waitz „Reichstage" S. 218. Was Harnack S. 20 über den Herzog 
von Brabant für die spätere Zeit sagt , ist durch Quidde S 90 ff. wider- 
legt. In früherer Zeit hat die Sache aber anders, d. h. für die Herzoge 
von Lothringen günstig gelegen. Das folgt auch aus Weilands Be- 
merkung S. 320. 

2) Vergl. Tannert S. 54 ö. 

:>) Vergl. Vita Chuonradi cap. 2, „Archiep. Mog., cujus sententia 
ante alios accipienda tuit"; Bertholds Bericht über die Wahl von 1077 
u. V. a. N. Grnnd: „die Wahl Rudolfs von Rhcinfclden" (1870). Ragewin 
ni, 16: „ad (tuani personain) quam specialiter inter reliquos principes 
electio regis spectat". 
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Stellung. Aus diesem Grunde und aus dem weiteren, diese 
Erzbischöfe auf ihrer Seite zu haben, deren Unterstützung 
zu geniessen, suchten die Könige Verwandte auf diese 
Stühle zu bringen. — Schon etwas anders stand es mit 
Tri er ^). Dieser Erzbischof behauptet zwar infolge des 
Alters seines Stifts, ein gewisses Ansehen, hatte aber nicht 
die gleiche Bedeutung für das Reich wie jene, höchstens 
für Lothringen^). Der hervorragenden Stellung dieser 
drei Erzbischöfe bei der Wahl kam ausserdem zu statten, 
dass ihre Sitze im alten Frankenlande, dem spezifischen 
Königslande, lagen. Die übrigen Erzbischöfe, wie die von 
Salzburg, Magdeburg und Bremen waren jüngeren 
Alters und standen jenen dreien an Ansehen weit nach, 
nahmen etwa eine Mittelstellung zwischen jenen und den 
Bischöfen ein; sie waren weniger unabhängig von den 
Herzogen, in deren Gebiete ihre Stühle lagen. Darauf 
weist hin, dass der Erzbischof von Salzburg (nicht anders 
als der Bischof von Regensburg) 1125 nicht wagte, ohne 
den Herzog von Baiern sich für einen Wahlkanditaten zu 
entscheiden^). 

So haben wir also, ohne den Quellen Gewalt angethan 
zu haben, mindestens 5 Fürsten, die einen von den übrigen 
Fürsten unbestrittenen Vorrang aus politischen Gründen 
behaupteten, nämlich die Erzbischöfe von Mainz und 
Köln, und die Herzoge von Schwaben, Baiern und 
Sachsen ; in zweiter Linie, aber immer noch aus der Reihe 
der übrigen Fürsten hervorragend, standen vier, nämlich 
der Erzbischof von Trier, die beiden lothringischen 
Herzoge und der Rheinische Pfalzgraf; in dritter 
Linie kommen erst die Erzbischöie von Salzburg, 
Magdeburg und Bremen. 

Der angedeutete Vorrang der genannten Fürsten 
äusserte sich bei den Wahlen noch nicht in der Weise, 



1) Hamack S. 15/16. vgl. Maurenbrecher S. 197 u. Anm. u. S. 234. 

2) Darauf deutet auch der Zusatz bei Albert von Stade ad. 1240: 
„Trevirensis onira licet deAllemannia non sit, ratione antiquitatis eligit". 

3) vgl. ob. S. 34, Anm. 3. 3 
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dass sie etwa in dieser Reihenfolge ihre Stimmen abgegeben 
hätten. Beweis dafür ist, dass Arnold von Lübeck 
noch 1208 dem Erzbischofe von Magdeburg bei der Wahl 
Ottos IV. in Sachsen die erste Stimme vor dem Herzoge 
von Sachsen beimisst. Es stimmten immer noch sämt- 
liche wahlberechtigten geistlichen Fürsten, 
auch die Bischöfe und Abte eingeschlossen, vor 
allen weltlichen Fürsten, wie es für die Wahl 
von 1077 noch ausdrücklich bezeugt ist; und aus 
der Reihenfolge, die die „Narratio de elect. Loth.", für 
die Leistung des Treueides an Lothar anführt, sich ergiebt. 
Nichts desto weniger musste das Gewicht der Stimmen 
der genannten Fürsten bei der Vollziehung der Wahlen 
im 1 2. Jahrhundert zu nehmen. Dazu kamen nun im Laufe des 
Jahrhunderts noch andere Umstände, die das Übergewicht 
einzelner Fürsten noch verstärken mussten : Die Fürsten- 
tümer wurden erblich ; der Rheinische Pfalzgraf erhielt 
1155 noch den Kausbesitz der früheren Herzoge von 
Franken und vermehrte damit seine materiellen Machtmittel. 
Zwar wurden im letzten Viertel des 12, Jahrhunderts die 
Herzogtümer Baiern und Sachsen zertrümmert und eine 
Anzahl bisher ihnen untergebener Fürsten selbständig; die 
Markgrafen von Brandenburg • und Österreich wie 
auch der Markgraf von Meissen und der Landgraf 
von Thüringen wurden selbständige Fürsten, die Herzoge 
von Böhmen und Kärnten gewannen an Macht; aber der 
Vorrang der erstgenannten Fürsten, der sich im Laufe 
der Zeit bereits festgesetzt hatte, blieb ihnen doch erhalten, 
wenn sie mit diesen neueren Fürsten bei der Wahl zu- 
sammen auftraten. 

Es scheint, als ob sich eine gewisse „Reihenfolge" 
(Otto von Freis. sagt gelegentlich der Wahl Friedrichs I. 
jtsecundum ordinem^^^) bei der Abstimmung eingebürgert 
habe. Wenn wir auch nicht wissen, welcher Art diese 
war, so ist es doch wahrscheinlich, dass, wie die geistlichen 



1) Vgl. Harnack S. 18. 
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Fürsten des ganzen Reichs nach dem Range nach einander 
abstimmten, so auch die weltlichen Fürsten des ganzen 
Reiches allmählich von der Abstimmung nach Provinzen ^) 
abgingen und dem Range nach ihre Stimmen abzugeben 
anfingen. Dass auch bei ihnen eine Rangordnung für das 
ganze Reich sich gebildet hatte, deuten auch die Zeugen- 
reihen der Urkunden an, die sonst aus so vielerlei Gründen 
manchen Wechseln unterworfen waren, wenn das auch 
sonst nicht gerade beweisend ist. Viel weniger wahr- 
scheinlich ist, dass schon im 12. Jahrhundert die „bevor- 
rechtigten" weltlichen Wähler gleich nach den Rheinischen 
Erzbischöfen bei der Wahl ihre Stimme abgegeben hätten, 
etwa. 1169 zum ersten Male**^); eine Vermutung, die Harnack 
aufzustellen sich veranlasst gesehen hat, da ihm dieser 
neue Wahlmodus bereits im Anfange des 13 Jahrhunderts 
festzustehen schien •^). Es liegt keinerlei Anhalt für eine 
solche Annahme vor. 



c. Vorstimmrecht und Erzämter. 

Im 13. Jahrhundent erscheint ein Vorstimmrecht ein- 
zelner Fürsten, das Recht „Erster an der Kur" zu sein, 
in Verbindung mit den 

a, Erzämtern, 

ja gerade durch deren Besitz begründet. Diese Anschauung 
muss eine Stütze in früheren Ereignissen oder Verhältnissen 
haben. Wie steht es nun mit den Erzämtern im 12. Jahr- 
hundert? 

1) Vgl. Maurenbrechcr S. 197. 

2; Vgl. Maurenbrecher S. 197. Anm. 3. 

3) Das. S. 21. Mit der Frage, ob im Anfange des 13. Jahrhunderts 
der neue W^ahlmodus bereits feststand, werden wir uns später zu be- 
handeln haben. 

3* 
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Die Notiz des Arnold von Lübeck ad ann. 1184^) 
hat für unsere Untersuchung einige Bedeutung. Sie besagt, 
dass die Ämter eines Truchsessen, Schenken, Kämmerers 
oder Marschalls verwaltet wurden durch: „nomiisi reges 
vel duces sive marchiones^ d. h. nur von Fürsten in dem 
Range eines Königs, Herzogs oder Markgrafen. — Das 
Schwerttragen gehört nicht zu diesen Erzämtern, wie 
Ficker und Waitz^) nachgewiesen haben. Damit fallen 
die von Haedicke^) und Tanne rt*) darauf gegründeten 
und daran geknüpften Folgerungen in Nichts zusammen. — 

Diese Erzämter, die früher zum Zeichen der Unter- 
werfung unter den gewählten König von den Herzogen 
verwaltet wurden, waren allmählich zu Ehrendiensten 
geworden^). Sie waren früher, nur von zwei Fällen wird 
uns berichtet, den (zu den Wahlen) anwesenden Herzogen 
bei der Krönung übertragen worden zur Ausübung; und 
auch, als sie zu persönlichen Ehrendiensten, die bei grossen 
Hoffesten, Hochzeiten und dgl. geleistet wurden, abge- 
schwächt waren, blieb es dabei, dass sie den mächtigsten 
und angesehensten weltlichen Fürsten, in erster Linie eben 
den Herzogen, übertragen wurden, zunächst nur für den 
einzelnen Fall^). Aber es konnte doch nicht ausbleiben, 



1) vgl. oben S. 33 und Anm. 3. 

2) Waitz „Reichstage", Forsch. XVII, S.216 u. „Verf. Gesch.*' VI, 
S. 268, vgl. Qiiidde S. 94/96. 

3) S. 63. ff. 

4) Tannert S. 62 ff. 

5) Haed. S. 67. 68. 

6) Vgl. Hacd. S. 85: Scheid sagt in Praef. zu Orig. Gueff. S. 17 
darüber „Archiofficia lila imperii ante interregui tempora nunquam in 
«alicujus priucipis hereditaria possessione fuerunt, sed qui in curia Caesaris 
potiores erani Gerinaniae magnates , prouti vel aetate conspicui erant vel 
sapientia et rerum gestarum gloria eminebant vel etiam gratia Caesaris 
prae reliquis multum valebant, ad haec munia (1. e. munera) pro arbitrio 
Impe»'atoris admittebantur usque hoc modo et ratione fungebantur, ut jus 
nuUum exinde in eorum provinciis translatum est". Das gilt insbesondere 
für die erste Hälfte des 12. Jahrhunderts. Später wird es anders, vgl. 
Maurenbr^cher S, 230 und, Anm. 2. 
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dass, wenn ein und derselbe Fürst öfter zu Hoffesten an- 
wesend war, dieser dasselbe Amt wiederholt, übte. So 
bildete sich gewiss eine gewohnheitsrechtliche relative 
Stetigkeit 1) aus für diese Amter, die zunächst an die 
Personen^) sich anschlössen, und im Laufe des 12. Jahr- 
hunderts, durch das der Zug des Erblichwerdens aller 
Lehen, Benefizien und Amter hindurchging, in deren Ge- 
schlechtern erblich wurden^j, eben in den Händen von 
Fürsten jenes Ranges. 

Wer war nun in den Besitz dieser Amter im 
Laufe des Jahrhunderts gelangt? 

1114 bereits war nach Eckehard der Herzog von 
Böhmen Erzschenk*). Er ist nachweisbar (durch Urkunden- 
unterschriften) zwar nur auf dem Reichstage zu Bamberg 
1169 zugegen und in der Lage gewesen, das Amt zu ver- 
sehen. Heinrich von Veldecke^) nennt früher einen König 
als Schenken des Kaisers ß). Auch nur auf ihn allein 
bezieht sich das von Arnold v. Lübeck, der 1209 schrieb, 
wo jener Königsrang hatte, gebrauchte, „reges". Der Sachsen- 
spiegel nennt ihn den Schenken des Reiches. Es muss 
also in seiner Hand das Amt erblich geworden sein. — 

Das Truchsessenamt des Pfalzgrafen bei Rhein 
ist in den Quellen nicht genannt. Er besitzt es aber nach 
dem Sachsenspiegel fest. Seine Anwesenheit ist für die 
Wahltage von 1147 und 1169 urkundlich bezeugt und für 
den Hoftag von 1184 durch den Chronisten Arnold von 
Lübeck berichtet, der sich über das Hoffest gut unterrichtet 
zeigt. Sehr wahrscheinlich ist seine Gegenwart bei der 
Wahl von 1152. Bei diesen Gelegenheiten kann er das 
Amt verwaltet haben. Durch diese mehrfache Übung muss 



1) Tannert S. 62/64. 

2) nicht an die Fürsten am ter, wie Weiland S. 315 6 annimmt. 
3> Ficker, Entstzt. S. 128,9. 

4) Dux Boemiae summus pincerna erat. 

5) Gedicht „Graf Kudolf." 

6) Der Herzog hatte von 1158 bis 1173 Königsrang. 
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es sich dauernd an die Person des Pfalzgrafen geheftet 
haben. Jedesfalls hat er es zur Zeit der Abfassung des 
sächsischen Landrechts in erblichem Besitze gehabt. Er 
muss unter den „duces" des Arnold mit einbegriffen sein. 

Der Herzog von Sachsen war auf den Tagen von 
1147, 1152, 1169 und 1184 zugegen. Es muss das Erz- 
marschallamt, welches er nach dem Sachsenspiegel hat, im 
12. Jahrhundert in den dauernden Besitz des Herzogs ge- 
langt und entweder schon 1 1 80 zugleich mit dem Herzogtum 
Sachsen oder besonders 1184 an den neuen Herzog Bern- 
hard verliehen worden sein. 

Von andern weltlichen Fürsten war der Mark- 
graf Albrecht von Brandenburg, der des Kaisers 
Gunst genoss, auf den ersten drei Tagen sicher 
anwesend. 1147 fehlte der Herzog von Baiern Es 
ist sehr wahrscheinlich, dass ihm da die Verwaltung 
des Erzkämmereramts, das sonst der Herzog von 
Baiern geübt haben würde, übertragen worden ist, und 
dass er es später, als Baiern mit in der Hand des Herzogs 
von Sachsen war und es keinen Herzog von Baiern neben 
diesem gab, behalten hat, da der Doppelherzog nur ein 
Amt, das welches er bereits als Herzog von Sachsen inne 
hatte , persönlich versehen konnte. Und so wird das 
Kämmereramt in der Hand des Markgrafen erblich ge-* 
worden und bei Brandenburg geblieben sein. Der Mark- 
graf Otto ist für 1184 von Gislebert nicht genannt, aber 
auf seine Anwesenheit bei dem Hoffeste deutet doch be- 
stimmt das ^^marchiones'^ des Arnold zu „administrabant." 
Und nach dem Sachsenspiegel war der Markgraf sicher 
Kämmerer i). 

3- Verbindung von Vorstimmrecht und Erzamt? 

Wir sahen, dass ein abgegrenztes CoUegium von 
Fürsten j welche an der Spitze aller wahlberechtigten 

1) vgl. dazu Weiland S. 323. Quidde S. 42ff. 
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Fürsten bei den Wahlen ihre Stimme abzugeben berechtigt 
gewesen wären, sich aus den Quellen nicht nachweisen, 
nicht einmal wahrscheinlich machen lässt. Der Sachsen- 
spiegel nennt im 13. Jahrhundert die Erzbeamten ausser 
Böhmen als „Erste an der Kur*', Gervasius (am Anfange 
des 13. Jahrh.) spricht davon, dass Heinrich VI. die 
„pristina palatinoncm electio'^ habe abschaffen wollen. Be- 
stand eine „electio" durch die „palatini?" Sind palatini 
die Erzbeamten? Und hatten diese allein das Wahlrecht? 
Deutet diese Stelle auf ein Wahlcollegium der palatini ? 

In den Quellen findet sich sonst keine Spur von 
einem solchen Wahlcollegium der „Palatini". Gislebert mit 
seinem Ausschusse von vier Laienfürsten, Roger von Ho veden 
mit seinem CoUegium von zwei geistlichen und zwei w-elt- 
liehen Fürsten können nicht in Betracht kommen, da beide 
Quellen eine solche Glaubwürdigkeit nicht verdienen, wie 
ihnen Waitz, Schirrmacher, Quidde beimessen, um ihre 
Hypothesen darauf zu begründen oder doch damit zu 
stützen. 

Nun ist ja gewiss, dass die bedeutendsten und ange- 
sehensten Fürsten, die bei den Wahl- und Hoftagen zu- 
gegen waren, zur Verwaltung der Erzärater berufen wurden. 
Diese stimmten als solche Fürsten nach der sich bildenden 
und einbürgerndem Rangordnung auch zuerst unter den 
weltlichen Fürsten. Auf sie folgten unmittelbar, ohne von 
diesem abgeschieden zu sein, die übrigen weltlichen Fürsten. 
Ein nach unten abgegrenztes Collegium „erster 
Wähler" gab es noch nicht, ebensowenig wie es 
überhaupt bevorrechtigte Wähler gab^). Es ist 
unrichtig, w^enn Quidde annimmt 2) dass, da bei der rein 
formellen Wahl von 1147 sich volle Gelegenheit zur Ent- 
faltung des äusseren Ceremoniells geboten habe, damals 
gewiss das Collegium erster Wähler sich festgestellt haben 



1) vffl. oben S. 23. 

2) Quidde S. 64. 
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möge, dass dann Brandenburg und Böhmen den Anspruch 
erhoben hätten, in dasselbe aufgenommen zu werden ») und 
auch 1169 aufgenommen worden seien. Das Erzamt 
kam dabei überhaupt gar nicht in Betracht, da 
die grossen Fürsten als solche in den ersten 
Stellen das Wahlrecht ausübten. Quidde meint aber, 
dass die Identität der ersten Wähler mit dem Erzbeamten 
im Jahre 1169 Anlass gegeben habe zur Bildung der Erz- 
ämtertheorie. Mit dieser Auffassung würde ja die Stelle 
des Gervasius übereinstimmen, falls nämlich in den ,,palatini'^ 
die Erzbeamten zu sehen wären. Was man sich unter den 
Begriffe der „palatini" vorzustellen hat, lässt sich nicht 
bestimmen. Gemeiner fasst die „palatini" allgemein als 
die wahlberechtigten Fürsten , als die „principes" (denn 
principes meint Gervasius), die „palatina lege" oder „in 
palatio" Fürstenrang haben, auf. 

Aber sind denn die erblich gewordenen Etz- 
ämter ohne allen Einfluss gewesen auf die Her- 
ausbildung eines Collegiums bevorrechtigter 
Wähler? Die Erzämter waren eine Auszeichnung, welche 
die Fürsten, welche sie versehen durften, vor den übrigen 
ehrte, sie aus der Reihe dieser hervorhob, besonders in den 
Augen des zuschauenden Volkes. Wie weit aber diese 
Bedeutung der Erzämter für die Auflassung der Erz- 
beamten als berechtigter Wähler, die mit den drei 
Rheinischen Erzbischöfen zusammen das spätere Kur- 
collegium bildeten, fortgeschritten ist, ob die Begründung 
des bevorzugten Wahlrechts auf die Erzämter bereits im 
12. Jahrhundert sich bildete, ist nicht zu ermitteln; im 
Gegenteil scheint es, wie wir im folgenden Abschnitte 
sehen werden, als ob da auch andere Momente und zwar 
diese mehr als jene Amter wirksam gewesen seien. 



1) das. S. 46if. 
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Zweiter Abschnitt. 

Der Zeitraum von 1198 bis etwa 1230. 
1. Die Doppelwahl von 1198 und ihre Folgen. 

Die Doppelwahl des Jahres 1198 und die infolge 
dessen herbeigeführte Einmischung des Papstes, in die 
deutschen Wahlverhältnisse^) liefert uns einiges Material 
über die uns beschäftigende Frage. 

Eine Anzahl Fürsten, namentlich die sächsischen, 
schwäbischen und bairischen, wählten Philipp von Schwaben, 
der Erzbischof von Köln, zugleich im Namen anderer 
Fürsten (Trier et quorundam Principum) den Weifen Otto; 
eine Anzahl Fürsten waren noch nicht vom Kreuzzuge 
heimgekehrt. Für beide Wahlen wurden Vorberatungen 
abgehalten. Von bevorrechtigten Wählern oder einem 
Wählercollegium berichten die Quellen nichts. Nur das 
„Chron. Montis Sereni'* nennt den Erzbischof Ludolf von 
Magdeburg als ersten Wähler neben den „ceteri Principes 
Saxoniae Sueviae et ßavariae". 

a. Stellung der Curie zur Wahl. 
Otto, besonders aber seine Wähler bitten den Papst um 
Anerkennung ihrer Wahl 2). Die stautische Partei thut es 
nicht, lehnt vielmehr einen zwischen beiden Parteien 
vermittelnden Vorschlag des Erzbischofs Konrad von Mainz 
auf Bildung eines aus je 8 deutschen Fürsten jeder 
der beiden Parteien unter seinem Vorsitz zu bildenden 



1) Phillips XXVI; 76 ff. bes. 89 ff. Harnack S. 2b ff; Quidde S.70flf. 
Maiirenbrecher S. 184 ff. 

2) vgl. Maurenbrecher S. 188 ff. 
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Schiedsgerichts ab, welches einen Ausgleich anbahnen 
sollte. Erst im Mai 1200 lässt sie sich herbei, eine Dar- 
legung ihrer Auffassung durch die Speyerer Erklärung an 
den Papst zu richten; diese war von 26 Fürsten persönlich 
unterzeichnet, zugleich im Namen von 24 in Speyer nicht 
anwesenden Fürsten Sie erklärten, die Wahl Phillipps sei 
in herkömmlicher Weise durch eine grosse Fürstenversamm- 
lung vor sich gegangen ^), Dabei fallen denn eine ganze 
Reihe staatsrechtlich wichtiger Ausdrücke in Beziehung 
auf die Wähler. Phillips und Quidde die sich sehr 
eingehend mit der Frage beschäftigen, geben die Stellen 
an 2). Harnack glaubt aus der Zeugenreihe in dem ge- 
meinsamen Schreiben der Wähler Ottos an den Papst auf 
eine Reihenfolge der Abstimmenden schliessen zu müssen, 
wie auch auf die Ausschliessung der Grafen vom Wahl- 
rechte^). Die Unrichtigkeit des ersten Schlusses hat Quidde 
nachgewiesen. Der zweiten Behauptung widerspricht schon 
die Thatsache, dass die Grafen von Flandern und Dachs- 
burg als Wähler („elegi") an den Papst einzeln schreiben. 
Auch den Haller Protestbrief der Wähler Phillipps (1202) 
gegen die päpstlichen Anmassungen unterschrieben eine 
Anzahl Grafen mit*) Der Erzbischof von Köln und der 
Graf von Flandern sprechen von sich, von den Wählern 
Ottos als solchen ,^qiti de jure eUgere debent — nos ima cum 
principibus, ad qiios de jure spcdat electio, de eligendo rege 
tractavimits Post , ... in Otto7tem voia nostra co7icurrerunt^\ 
Otto selbst sagt, er sei zur Regierung berufen „ah opti- 
matihus et principibus regni, ad quos de jure spectat electio^^. 
Ähnlich sprechen sich andere der Anhänger Ottos aus. 
Das heisst doch, wie Phillips richtig hervorhebt, dass 
,, ihnen von Rechts wegen, durch Gewohnheits- 
recht, die Wahl des Königs zustand", höchstens. 



1) vgl. Maurenbrecher S. 189 u. Winkelmaim I. 176 u. 614 bis 522. 

2) Quidde S. 86 ff. 

3) Harnack S. 19 f. 

4) Tannert S. 2 Anm. 2. 

5) vgl. Phillips XXVI., 89 ff. 
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etwas mehr auf das deutsche Wahlrecht bezogen, „dass 
sie sich für die rechtmässigen Wähler hielten'', 
da sie die Wahl Philipps für ungiltig ansahen, weil er excom- 
municiert und nicht auf fränkischen Boden erwählt war. 
Der Papst hatte diesen Ausdruck der Wähler Ottos ganz 
richtig verstanden : denn er schreibt in dem Dekretale : 
„Venerabilem" (Frühjahr 1202) an den Herzog von 
Kärnten: er treffe seine Entscheidung ^^non tarn proptcn* 
Stadium elegentium quam propter merita electorum, quamvis 
plures ex ülisy qui eligendi regem, in imperator&m promovendvm, 
de jure ac consuetudine obtinent potestaiem, consensisse per- 
hihentur in ipsam regem Ottonem.^^ Im Dezember 1203 
schreibt er an die Lombarden: ^^intelleximus quod licet 
major pars principum in eltctione ipsius (i. e. Philipp!) ah 
initio convenisset, plures tarnen ex iisj ad quos imperatoris 
spectat electio conveiieruni postmodum in Ottonem^ Aus 
diesen Stellen ist auch sehr deutlich ersichtlich, dass der 
Papst etwas mit in seinen Ausdruck hineingelegt hat, 
was nicht in den von ihm übernommenen Worten der 
Wähler Ottos liegt, nämlich die Nennung von Wählern in 
besonderem Sinne. Einen Unterschied von Wählern und 
bevorzugten Wählern hatte der Papst ganz unverblümt 
ausgesprochen Im Schreiben an den Erzbischof von Köln, 
y,ad quem spedaliter spectat electio^'und in der„Deliberatio'*^) 
(Ende 1200): „cww tot vel plures ex his^ ad quos princi' 
paliter spectat imperatoris electio , in eum consensisse no- 
scuntur, quod in alterum consenserunty Ein vorzugsweises 
Wahlrecht einzelner Fürsten, deren Stimmen für 
die Entscheidung der Wahl allein in's Gewicht fielen, war 
etwas Neues, was bisher in Deutschland, wenigstens in 
dem Sinne, noch nicht bekannt war. Ebenso war der in 
den Worten tot vel plures ausgesprochene Grundsatz der 
Entscheidung durch Stimmenmehrheit der bevor- 
rechtigten Wähler, bei der Königswahl etwas ganz 

1) „Deliberatio super facto imperii de tribus electig" Reg. 29. vgl, 
Winkelmann I, 198 bis 204. 
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Neues, Unerhörtes. An den Erzbischof von Köln hatte 
der Papst 1201 geschrieben von Otto: ^,electo ah eomm parte 
majore, qui vocem habere in imperatoris eledione noscunturJ* 
Wenn man das „noscuntur'* nicht weiter beachten will, so 
hatte der Papst mit den Worten „vocem habere" das 
Stimmrecht als solches mehr hervorgehoben. 

Quidde^) weist in Beziehung auf das vorzugsweise 
Wahlrecht einzelner Fürsten zunächst darauf hin, dass 
diese Auffassung in Deutschland eine sehr bestrittene ge- 
wesen wäre, da der Papst sie zunächst nur in Privat- 
schreiben in krasser Form, in öffentlichen zunächst nur in 
der milderen Form (principaiiter), in der schärferen Form 
erst dann, als die Majorität sicher für Otto war, aber 
noch an einer weniger auffallenden Stelle ausgesprochen 
habe. Quidde meint nämlich, dass die Form des Ausdrucks 
mit „principaiiter" milder, ohne dies Wort schärfer sei. 
Wir werden sehen, dass diese Auffassung falsch ist oder 
wenigstens sehr der Einschränkung bedarf. — Quidde hat 
nicht recht, wenn er meint, dass die von ihm aus den 
Worten des Papstes herausgelesene Auffassung diesem von 
den Wählern Ottos überliefert worden sei: Denn der Papst 
hat zunächst die,Worte der Wähler ganz richtig verstanden. 
Quidde scheint aus den Äusserungen des Papstes „zweifel- 
los hervorzugehen", dass eine „Klasse" bevorrechtigter 
Wähler oder „ein FürstencoUegium privilegierter Wähler" 
1200 bereits bestanden habe, eine Annahme, die meinen 
obigen Ausführungen nach nicht richtig ist 2); und so 
kommt er dazu zu behaupten, dass die Wähler Ottos dem 
Papste diesen Zustand zu erkennen gegeben hätten. Das 
ist ein circulus vitiosus. Hinsichtlich der „Wägung und 
Zählung der Stimmen" zeigt Quidde 3), dass in Deutsch- 
land dieser Modus bereits gang und gäbe gewesen sei, 
nicht aber bei der Königswahl, die im Princip eine ein- 



1) Quidde S. 84/5. 

2) vgl. Maurenbrecher S. 191, Anm. 2, 202 Anm. und 209 Anm. 

3) Quidde S. 79 ff., S. 8 ff. 
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mutige sein musste. Für diese sei also der Grundsatz der 
Mehrheitsentscheidung neu gewesen , wenn er auch in dem 
Wahl verfahren bereits implicite liegend und im 12. Jahr- 
hundert vorbereitet gewesen sei. — 

Der Papst hat allerdings, um die Wahl Ottos 
gegenüber der grösseren Zahl von Fürsten, die auf 
Philipps Seite standen, die nach dem Protestschreiben 
vom Jahre 1202 neben dem numerus auch die 
dignitas und auctoritas für sich in Anspruch nahmen i), 
auch materiell mindestens durch eine Mehrheit 
zu sichern, einer Anzahl von Fürsten ein besseres Wahl- 
recht zugeschrieben, von denen mindestens die Hälfte für 
Otto sich erklärt hatten; da ihm die ideellen Gründe gegen 
Philipp in den Augen des Deutschen Volkes nicht durch- 
schlagend zu sein schienen. Welche Fürsten das aber waren, 
konnte der Papst nicht wissen, da das in Deutschland 
selbst nicht feststand 2). Und darum nennt er gewiss auch 
keinen Namen der Wähler Otto's, denen er ein besseres 
Wahlrecht beimass, ausser dem Erzbischofe von Köln 3). 
Dass aber der Papst wie Quidde weiter hervorhebt, wenn 
er zuerst den Ausdruck gebraucht „ad quos prindpaliter 
spectat imperatoris eledio^'', später aber sagt „ad quos spectat 
dectio'^ oder „gui habent vocem in ehctione imperatoris^\ mit 
vollem Bewusstsein und mit voller Absichtlichkeit die 
Worte gewählt und gewechselt habe, um auszudrücken, dass 
er den erst als „vorzugsweise berechtigten Wählern" 
bezeichneten Fürsten ein ganz ausschliessliches Wahlrecht 
zuerkennen wolle, so ist diese Auffassung zwar möglich, 
aber sicher nicht richtig^) Der Papst lässt einfach das 
zuerst eingeschobene „principaliter" wieder fallen und 
schliesst sich enger an an die Worte der Wähler Ottos „ad 

1) Quidde S. öl. 

2) vgl. Harnack S. 50. 

3) Anm.: Weun der Papst dabei auch, wie Maureubrechor S. 203 
Anm. 1 meint, an Mainz aud Pfalz gedacht bat, trotzdem er sie nicht 
nennt, so konnte ihm das auch erst von dem Wählern Ottos übermittelt 
sein. 

4) vgl. Maurenbrecher S. 203 Anm. 1. 
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quoa dt jure spectat electio^^ in dem für die Öffentlichkeit 
bestimmten Dekretale, vielleicht inzwischen auch belehrt 
über die Bedeutung von „de jure". Er hat allerdings, 
wie Quidde weiter hinzufügt, indem er den Stimmen einiger 
Fürsten eine grössere, entscheidende Bedeutung bei der 
Wahl beilegte, den Wahlbefugnissen derselben einen andern 
rechtlichen Inhalt untergelegt, aber nicht „in jenem 
Sinne"; er hat es, wie bereits angegeben ist, nur gethan, 
um den von ihm begünstigten Gegencanditaten als 
durch eine Majorität gewählt hinstellen zu können. 
Es ist möglich, dass der Papst den Modus der 
Papstwahl, bei der nur sieben bezw. sechs Kardinäle 
eigentliche Wähler waren, aus Unkenntnis des Ver- 
fahrens bei der deutschen Königswahl hier aut' 
diese angewendet hat^); man kann sogar noch zugeben, 
dass er es gethan hat in der Überzeugung, dass er einen 
kleinen Kreis von (sieben) Wählern, von denen allein schon 
die drei geistlichen Würdenträger in einem gewissen Ab- 
hängigkeitsverhältnisse zu ihm standen , im Interesse der 
Kirche und der Curie leichter dafür gewinnen könne, 
einen ihm genehmen deutschen König zu wählen ; aber dass 
er dabei die Absicht verfolgt habe, einen dem Cardinal- 
collegium ähnlichen oder sogar völlig entsprechenden 
Wählerausschuss für die deutsche Königswahl einzuführen 
oder auch nur anzubahnen, eine Behauptung, die auch 
Maurenbrecher wieder ausspricht2),das ist eine unbegründete 
und unbeweisbare Vermutung. Ja es spricht sogar das 
Verhalten der Curie seit 1227'^), indem sie sich an alle 
bedeutenderen Fürsten, nicht bloss an ein CoUegium vor- 
zugsweise oder ausschliesslich berechtigter Wähler wandte, 
um die Wahl von Gegenkönigen gegen Kaiser Friedrich 
durchzusetzen, geradezu gegen ein solches Bestreben der 
Curie. — Dass die Auffassung von einer bestimmten Zahl 



1) vgl. Maurenbrecher S. 205/6. 

2) das. S. 206. 

1 1 vgl. Schirrmacher S. 59 f. 
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bevorzugter Wähler , von einem CoUegium von sieben 
bestimmten Fürsten eine unrichtige ist, geht auch daraus 
hervor, dass die Forscher, namentlich auch Quidde behufs 
Erklärung des „tot vel plures" in dem Schreiben des 
Pabstes, sich über die Frage abzuquälen gezwungen sind, 
welche Fürsten man für den einen und welche für den 
andern König rechnen müsse >). Die vielen Möglich- 
keiten, die herangezogen werden , beweisen zur 
Genüge, dass ein bestimmt abgegrenztes Collegium 
bevorrechtigter Wähler am Anfange des Jahr- 
hunderts noch nicht bestand. Sonst würde nur eine 
Gruppierung in jedem Augenblicke der Stellungnahme 
der Fürsten zu beiden Königen möglich sein. Daher sind 
auch die Gruppierungsversuche sehr müssige''*}. 

Waren aber die Verhältnisse in Beziehung auf die 
angesehensten und mächtigsten Fürsten , denn um diese 
handelt es sich dabei, in Deutschland selbst noch flüssige, 
in die der Fast nicht eingreifen konnte, so hatten doch 
die Äusserungen des Papstes den Erfolg für die 
deutschen Verhältnisse, dass man in Deutschland 
jetzt anfing, auf die ersten Stimmen bei der Wahl 
mehr Gewicht zu legen, ja auch den, dass die 
mächtigeren Fürsten jetzt eine grössere Bedeutung 
für ihre Stimmen beanspruchten. 

Im Jahre 1208 scheinen aber hier die Verhältnisse 
noch ganz so gelegen haben, wie früher. Arnold von 
Lübeck giebt zur Wahl Otto's seitens der Sachsen in 
Halberstadt an»), dass neben dem Herzoge von Sachsen 

1) vgl. Maurenbrechcr S. 191 u. Anm. 2. Das „tot vel plures" biete 
keinen IJeweisgrund für die Annahme einer Klasse bevorrechiigter Wabler 
oder Vorwähler unter den Fürsten. 

2) vgl. Ficker S. 104 f. u. Quidde S. 72 f. 

3) Ann. v. Lüb. üb. VII. c. 16. (SS. XXI : „Omnes igitur Principes, 
qui convenerant, pari voto et unanimi consensu Ottonem in Rom. Prin- 
cipem et semper augustum derogant . . . Archip. Magdeb. qui primam 
vocem habere videbatur inchoante, prosequente vero Bernhardo Duce 
cum marchione Misnensi et landgravio Thuringiae cum aliis ad quos electio 
Regis pertinere videbatur". 
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noch der Erzbischof von Magdeburg, und zwar dieser 
berechtigter Weise mit der prima vox, und der Markgraf 
von Meissen wie der Landgraf von Thüringen sowie neben 
diesen auch noch j^aliiy ad quos regis electio pertinere vide- 
batur^ das Wahlrecht ausgeübt haben. Da erfolgt aber 
bald darauf von Seiten der Curie, wenn auch, ohne das 
es beabsichtigt wäre, ein neuer Anstoss. Als Otto nach 
seiner erneuten oder vervollständigten Wahl durch zwei 
Hofbeamte, einen Notar und einen Kaplan, den Pabst um 
die Kaiserkrone bitten Hess, rügte dies der Pabst mit den 
Worten: ^^consuevetint secimdtim moi'em antiquum pro petitione 
imperialis coronae magni principes ad apostolicam sedem 
ordinari^^ ^). Das was der Papst hier forderte, war an sich 
kein unbilliges Verlangen: denn bisher hatten Andere, 
z. ß. Äbte und Bischöfe die Wahlanzeige erstattet; und 
weiter nichts, als dass Fürsten dieses Ranges die Wahl- 
anzeige erstatten sollten, womit in der Regel die Bitte um die 
päpstliche Anerkennung und die Gewährung der Kaiser- 
krone verbunden war, verlangte der Papst, indem er sich 
auf den mos antiquus berief*). Die päpstliche Forderung 
konnte unter den veränderten Verhältnissen aber für die 
Folgezeit sehr bedeutsam werden. Da der Papst die 
Kaiserkrone zu vergeben hatte, beanspruchte die Curie 
eine Prüfung des gewählten deutschen Königs, ob er würdig 
und geeignet sei zum Schirmvogt der Kirche, d. h. ob er 
gegen die Curie wohlgesinnt, ihr willfährig sei; und ausser- 
dem scheint dem Papste die Doppelwahl von 1198 Anlass 
geworden zu sein, dass er auch den Anspruch erhob zu 
prüfen, ob der um die Kaiserkrone nachsuchende König 
rechtmässig gewählt sei. Datür bedurfte er Zeugen, die 
an der Wahl teilgenommen hatten. 

Die eben angeführte Forderung des Papstes findet 
bald Ausdruck in den kurz nach dieser Zeit entstehenden 
deutschen Rechtsbüchern. 

2) Raynald ad a 1209. 55. vgl. Schirrmacher S. 29 ff. 
1) Haedicke S. 22. Anm. 8 fast die Sache falsch aaf. 
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b. Die Rechtsbücher. 

Zuerst ist zu nennen das in den erssen Regierungs- 
jahren Kaiser Friedrichs der zweiten erschienene, unter 
dem Namen „Auetor vetus de beneficiis" umgehende 
Lehnrechtsbuch. Die unsere Frage berührende Stelle lautet: 
1 § 12: ^^Rex quem eligunt Teuionici, cum Eomam vadit 
ordinari, secum ibunt de jure sex principeSj qui primi sunt 
in ejus eledione, ut pateat apostolico jiista electio^^ Nun 
hatte zwar der Papst eine bestimmte Zahl nicht genannt. 
Der „Auetor vetus** giebt die Zahl „sechs" für die Fürsten, 
welche mit dem Könige nach Rom gehen sollen „de jure", 
um dem Papste die Rechtmässigkeit der Wahl zu bezeugen. 
Wie der Verfasser des Rechtsbuches dazu kommt, werden 
wir später betrachten. 

Das auf den ^^auct vet. de henefJ^ zurückgehende 
„Sächsische Lehnrecht" nennt diese „sex primi in 
electione". Die Stelle lautet: Art. IV, 2: ,^Svenne aver die 
Düdeschenenen koning kiesen, and he to Eome vert to der 
menge, so sint plichtig ses vorsten mit ihme to varene, die di 
ersten in des rikes köre sin : die bischope von Megenze unde 
von Triere unde von Kolne und die palemgreve von 'me Bine^ 
die hertoge von Sassen unde die marcgreve von Brandenhur eh, 
durch das dem pavese wetenlic si des koninges redelike kore^'. 

Das sächsische Landrecht geht auf das Wahl- 
verfahren selbst mit ein und giebt die Reichsämter der 
weltlichen Fürsten mit an; das vierte Amt, das des 
Schenken veranlasst den Verfasser Eike von Repgow, 
den Besitzer desselben, den König von Böhmen mit zu 
nennen; er spricht diesem aber das Recht ab, ^^erster an 
des keiseres kore^'' zu sein. Die Stelle lautet (III, 57, 2): 
„Jw des keiseres köre sal die erste sin die bischop von Me- 
genze, die andere die von Triere, die dridde die von Kolne. 
Unter den leien ist die erste an ^me köre die palenzgreve von 
'me Bine, des rikes druzte, die andere die herthoge von Sassen 
die marschalk, die dridde die markgreve von Brandenburch 
die kemerere. Die schenke des rikes die koning vonBehemen 

4 
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die ne hevet neuen köre umne dat he nicht dildesch nHs. Sint 
kiesen des rikes vorsteht alle, papen unde leien. Die to *me 
erden an *me köre genannt sin die ne solen nicht kiesen na 
iren mutivülefi, wenn swe77 die vor den alle to koninge ir- 
ivelt, den solen si allerest bi namen kiesen/^ 

Ficker hat nachgewiesen, in welchem Zusammen- 
hange diese drei Stellen zu einander stehen, dass die erste 
Notiz Grundlage für die zweite und dritte geworden ist. 
Die zweite Stelle ist einfach eine Übertragung der ersten, 
lateinisch abgefassten, ins Deutsche; sie nennt die sechs 
Primi mit Namen. Das sächsische Landrecht giebt be- 
deutsame Zusätze^). 

c. Ansichten der Gelehrten über die durch die 
Entstehung der Rechtsbücher bezeichnete Ent- 
wicklungsperiode und Beurteilung derselben. 

Über die Entwicklungsperiode seit dem Dekretale 
„Venerabilem" bis zur Abfassung des sächsischen Land- 
rechts (zw. 1227 und 1235) ist der Streit der Forscher 
heftig entbrannt. 

Das sächsische Landrecht zeigt das Kurcollegium 
bereits in seiner späteren Zusammensetzung. 

Die Forscher suchen nun zur Erklärung dieser 
Satzung des Sachsenspiegels nach Anhaltspunkten in der 
Verfassungsgeschichte und in den Begebenheiten der vor- 
angegangenen Zeit und stellen, da die Quellen nicht er- 
sehen lassen, auf welche Rechtsthatsachen sich das Rechts- 
buch stützen mag, die verschiedensten Hypothesen auf, 
je nachdem sie hier oder da Anhaltspunkte zu finden 
glauben. Ja, einige Gelehrten gehen sogar so weit, die 
Stelle in der Weise auszulegen, wie es ihnen am besten 
zu den ersichtlichen Verhältnissen zu passen scheint. An- 
dere verlegen ihre Abfassungszeit erst in die zweite Hälfte 



1) Das sächsische Lehn- und Landrecht bilden zusammen den 
Sachsenspiegel, den ich der Kürze wegen mit „Ssp." zitieren werde. 
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des 13. Jahrhunderts. Diese sehen in dem Sachsenspiegel 
bereits das spätere KurcoUegium vollendet vor sich. So 
meint Gemeiner, da das KurcoUegium vor 1257 gar nicht 
möglich gewesen sei, so müsse der Ssp. erst später ab- 
gefasst sein. So weit hinauf rückt O. Lorenz ebenfalls 
die Abfassung der Stelle, da er bis 1237 noch keine Spur 
von bevorrechtigten Wählern zu finden vermag. 

Beider Auffassungen sind als unrichtig erkannt, seit 
Homeyer undFicker nachgewiesen haben, dass der Ssp. 
nicht bloss als Entwurf, wie Lorenz angenommen hat, in 
den Jahren 1228- 1232 angefertigt und der Öffentlichkeit 
übergeben worden ist. F ick er hat ausserdem den Nach- 
weis geliefert, dass die Anschauungen, welchen der Ssp. 
Ausdruck giebt, auch in Beziehung auf das Verfahren bei 
der deutschen Königswahl, sehr wohl in diese Zeit sich 
einfügt. 

Auffällig erscheint den Forschern zunächst die Nennung 
von sechs ersten Wählern und dann der Umstand, dass 
unter den weltlichen Fürsten der Markgraf von Branden- 
burg mit genannt ist, weiterhin die Thatsache, dass die 
Erzämter der weltlichen Fürsten mit angeführt werden 
und dass trotz seines Erzamts dem Könige von Böhmen 
das „Wahlrecht** oder wenigstens das „Kurrecht an erster 
Stelle" auf Grund seine'r undeutschen Nationalität abge- 
sprochen wird. 

Es entsteht nun zunächst die Frage: Giebt der 
Verfasser des Sachsenspiegels Eike von Repgow, 
in Beziehung auf die Wahlfrage geltendes Recht? 

Über diese Frage sind die Forscher verschiedener 
Ansicht, je nachdem sie Anhaltspunkte in den verfassunc^s- 
rechtlichen Verhältnissen der vorangegangenen Zeit finden 
oder nicht oder an der Hand der Quellen zu reconstruiren 
vermögen i). 

Eike selbst sagt von sich, dass er nur geltendes 



1, vgl. Harnack S 39 ff* 
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Recht geben wolle. Ist aber das, war er niedergeschrieben 
hat, solches? ; 

Meyer fasst die Sache am richtigsten auf, wenn er 
sagtO, dass der Verfasser eine allgemeine Rechtsregel 
habe aufstellen wollen dafür, wie die Wahlen zu geschehen 
hätten, namentlich, wenn alle berechtigten Wähler anwesend 
wären, eine Rechtsregel, die nach allgemeiner Anschauung 
der Wahlen wirklich zu Grunde gelegen habe und aus 
der Gesammtheit aller Wahlvorgänge habe abstrahiert 
werden können. Meyer weist damit zugleich die Auf- 
fassung Haedickes zurück, dass Eike sich auf einen 
bestimmten einzelnen Fall bezogen habe, die Wahl zu 
Frankfurt 1208, und das Verfahren bei derselben als be- 
lehrende Norm für künftige Fälle aufgestellt habe. 

Unter den Forschern, die obige Frage verneinen, ist 
in erster Linie Tannert^) zu nennen. Dieser sieht im 
Vorstimmrechte von Pfalz, Sachsen und Brandenburg und 
dessen Verbindung mit dem Erzamt durch die Darstellung 
des Ssp. als bezeugt an. Diese bezeugten Thatsachen 
scheinen ihm aber mit den Verhältnissen, die er für das 
erste Drittel des 13. Jahrhundert annehmen zu müssen 
glaubt, nicht übereinzustimmen. Und so erklärt er die 
Satzung des Ssp. für veraltetes Recht, das den Ver- 
hältnissen bei den Wahlen in der Mitte des 12. Jahrhunderts 
entnommen zu sein schiene. Denn in der That passe die 
im Ssp. gegebene Wahlpraxis recht gut zu den Ver- 
hältnissen zur Zeit Friedrichs des Ersten namentlich zu 
den Verhältnissen bei der Wahl von 1169, ja könne nur 
diesen entnommen sein. Seine Behauptung stützt er auf 
folgende wahre oder angenommene Thatsachen: Branden- 
burg habe seit 1198 nicht mehr mit gewählt, Böhmen im 

12, Jahrhundert ein Vorstimmrecht nicht ausgeübt, wohl 
aber im 13. Jahrhundert. Selbst Sachsen könne im 

13. Jahrhundert ein Vorstimmrecht nicht mehr besessen 

1) Meyer S. 167 if. 

2) Tannert S. 40 if. 
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haben so wenig wie Brandenburg, da es in dieser Zeit 
ebenfalls nicht mehr hervorgetreten und seit 1208 den 
Königswahlen überhaupt fern geblieben sei. Dagegen habe 
Böhmen im 12. Jahrhundert ein Vorstimmrecht nicht be- 
sessen, wohl aber seit Anfang des 13. Jahrhunderts, da es 
im Range an erster, bezw. neben Pfalz an zweiter Stelle 
erscheine')« Dagegen hätten thatsächlich Pfalz, Sachsen 
und Brandenburg das Vorstimmrecht geübt, ja es besessen 
bei den Wahlen des 12. Jahrhunderts^). Auch die Angaben 
der Ssp. über die Erzämter könnten nur den Verhält- 
nissen um die Mitte des 12. Jahrhunderts entnommen sein: 
denn diese seien seitdem ausser Übung gekommen, seien 
bereits 1184 nicht mehr verwaltet worden. Diese Be- 
hauptung sucht er damit zu begründen, dass weder Heinrich 
von Veldecke, der Augenzeuge des Mainzer Festes (1184) 
gewesen sei, noch Gislebert von Hennegau, der sich sonst 
gut über das Fest unterrichtet zeige und sich überdies 
durch ausserge wohnliche Schärfe in Beobachtung staats- 
rechtlicher Verhältnisse auszeichne, von einer Ausübung 
der Erzämter in Mainz etwas wisse 3). Weitere Beweis- 
gründe für die letzte Behauptung bringt Tannert nicht bei : 
die beigebrachten sind aber nicht unbedingt beweisend. 
Aus dem Schweigen der genannten beiden Augen- 
zeugen über die Verwaltung der Erzämter folgt jedoch 
nicht, dass sie nichts davon wissen (in dem Sinne wie 
Tannert es meint), sondern höchstens, dass sie es al^ un- 
nötig ansahen, darüber zu berichten, weil sie die Übung 
als etwas Selbstverständliches ansahen. Ich finde für diese 
Annahme eine Stütze in der Notiz des Arnold von Lübeck 
zu dem Feste: „officia dapifeii . . . administrabant*)/^ Die 
ersten Behauptungen über das Vorstimmrecht erscheinen, 
so weit sie sich auf das 12. Jahrhundert beziehen (und die 
Personen der ersten Wähler betreffen), als in den Ver- 

1) Tannert S. 38 ff. 

2) das. S. 18 u. 23. 

3) das. S. 61. 

4) vgl. ob. S. 33, Anm. 3. 
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hältnissen begründet; dagegen sind sie, soweit sie sich auf 
den Anfang des 13. Jahrhunderts beziehen, durchaus ge- 
wagt. Aus einer Nichtübung eines Rechts folgt doch 
nicht der Nichtbesitz desselben , so wenig wie aus dem 
Erscheinen zu den Wahlen, wie es bei dem König von 
Böhmen im Anfange des 13. Jahrhunderts der Fall war, 
ohne Weiteres ein Besitz des Vorstimmrechts, nicht ein- 
mal die Übung desselben folgt; auch aus der nachge- 
wiesenen Teilnahme desselben an Rechtshandlungen und 
Unterzeichnung derselben unter den Ersten ergiebt sich 
nichts für den Besitz oder auch nur Erwerb des Vor- 
stimmrechts in jener Zeit. Ein Recht konnte nach ge- 
wohnheitsrechtlicher Entwicklung einerseits durch öftere 
NichtÜbung erst nach und nach verloren gehen, anderer- 
seits nur infolge wiederholter Übung erworben werden. 

Phillips, Weiland, Quidde sehen in der Dar- 
stellung des Ssp. ein sicheres Zeugnis des Verfassers für 
das Bestehen eines Collegiums von Fürsten, die voran vor 
allen übrigen wahlberechtigten Fürsten ihre Stimmen bei 
der Wahl abzugeben berechtigt waren , und verlegen, 
namentlich mit infolge dieser Meinung, die Bildung des- 
selben in das 12. Jahrhundert zurück. 

Das zu erweisen, ist ihnen aber nicht gelungen. — 
Bezeugt denn hier der Verfasser des Ssp. das Bestehen 
eines solchen Collegiums wirklich ? Rechtfertigt seine Dar- 
stellung die Annahme des Bestehens eines abgegrenzten 
Collegiums erster Wähler? Nach unten abgeschlossen 
müsste es doch sein, sonst wäre es kein CoUegium. Nach 
dem Ssp. hatten noch alle Fürsten gleiches Wahlrecht, 
nicht nur bei der Vorwahl, sondern auch bei der Kur: 
die dort genannten sechs Fürsten hatten nur das Recht 
vor den übrigen Fürsten voraus, denjenigen, den alle zu- 
sammen bei der Vorwahl zum König erwählt hatten, bei 
der rein formellen Kur zuerst mit Namen zu nennen; ihr 
Vorrecht war also ein Ehrenrecht des Vortritts, des Vor- 
ranges bei der Kur. 
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Diese Einschränkung giebt auch Quid de zu, hält 
aber trotzdem daran fest, dass diese „Sechs" oder „Sieben" 
bereits ein Collegium gebildet hätten, freilich verleitet durch 
seine falsche Annahme der Bildung desselben in früheren 
Zeit '). Der Ssp. hätte ihn eines Besseren belehren können, 
Eike von Repgow hebt diese sechs Wähler aus der Zahl 
der übrigen Fürsten heraus und erkennt ihnen nur das 
Ehrenrecht des Vortritts bei der Kur zu. Er thut das, 
gestützt auf seine Vorlagen. Nach diesen wohnte ihnen 
als ersten Wählern noch die Eigenschaft der Zeugnis- 
fähigkeit vor der Curie bei. Diese Eigenschaft war wich- 
tiger für die Bildung eines Collegiums, wie ich an anderer 
Stelle zeigen werde. Aber die Forscher , auch der sonst so 
scharfsinnige Quidde, übersahen das. Das Ehrenrecht und 
die Erzämter, die Eike mit angiebt, zeichneten die Fürsten 
zwar in den Augen des Volkes aus, enthielten aber nichts, 
was zum Zusammenschluss der Erzbeamten zu einem Col- 
legium, das das Wahlrecht in besonderer Weise für sich 
in Anspruch nahm und sich von den übrigen Wahlfürsten 
abschloss, führen konnte. — 

Meyer trifft aber das Richtige auch nicht; er geht 
in entgegengesetzter Richtung zu weit, wenn er behauptet 2), 
dass Eike ebenso gut weniger oder mehr Fürsten hätte 
aufzählen können, ohne die Sache damit zu ändern. Denn 
es war bereits in der Vorlage, die Eike benutzte, dem 
„auctor vetus", die Zahl „sechs" angegeben; und daher 
hatte Eike Anlass, nur diese „sechs" zu nennen als erste 
Wähler. 

Während Tannert namentlich infolge seiner strengen 
Untersuchungen über die Rangordnung der Kurfürsten in 
den Zeugenreihen der Urkunden zu seiner Behauptung in 
Beziehung auf den Ssp. gelangt war, erklärt Lorenz die 
Stelle des Ssp. für eine völlig frei erfundene Wahltheorie. 
Diese Behauptung hat bereits Meyer zurückgewiesen »). 

1) vgl. oben S. 49. 

2) Meyer S. 140. 
3 das. S. 134. 
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Eine ähnliche Stellung nimmt Harnack zu der Frage 
ein^). Aus der grossen Unsicherheit des Wahlverfahrens, den 
Veränderungen, die es im Laufe der Zeit erfuhr (durch 
die Veränderungen im Fürstenstande), infolge der Modi- 
ficationen, die es bei jeder Wahl durch den vollständigeren 
oder dürftigeren Besuch der Wahltage erlitt, und wegen 
der phantastischen Berichte über einzelne Vorgänge, er- 
giebt sich ihm die Notwendigkeit zur Annahme von Wahl- 
theorien. Und so erklärt er denn die Stelle des säch- 
sischen Landrechts für eine eben solche Wahltheorie, wie 
die des Gislebert von Hennegau, Roger von Hoveden und 
Gervasius, und zwar für eine dem sächsischen Partikular- 
interesse ungemein günstige. Eicke habe trotz des Wunsches, 
gültiges Reichsrecht zu überliefern, es nicht gekonnt, da 
ein solches über den Wahlmodus nicht vorhanden gewesen 
sei. Und daher hätte er nach der in Sachsen im „Schwange" 
befindlichen „Theorie, welche die seit dem WürzburgerReichs- 
tage von 1209 „gewiss allgemein bekannt gewordene" Sechs- 
zahl bevorzugter Wähler in der für Sachsen günstigsten 
Weise deutete," gegriffen 2) und sie seinem Rechtsbuche 
einverleibt. Und dafür scheint ihm auch zu sprechen, dass 
er zwei sächsische Fürsten, ausser dem Herzoge von 
Sachsen noch den Markgrafen von Brandenburg, hinzu- 
genommen, aber den König von Böhmen ausgeschlossen 
habe. 

Gegenüber der von dem Würzburger Reichstage ent- 
nommen „Sechszahl'* ist zu bemerken, dass es sich da gar 
nicht um eine Wahl »), sondern nur um ein Hoffest handelte, 
wo also nicht die ersten Wähler, sondern nur die Erz- 
beamten in Funktion treten konnten. 

Gegenüber von Meyers Behauptung*), dass der Ssp. 
nicht eine willkürlich ersonnene Theorie, sondern eine all- 



1) Harnack S. 35ff. 

2) Harnack S. 40. 

3) vgl. Maurenbiecher S. 212. 

4) Meyer S. 167. 
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gemeine, aus der Gesammiheit der Wahlvorgänge „ab- 
strahierte" Regel gebe, wie die Wahlen zu geschehen 
hätten, wenn alle Wähler erschienen, macht Harnack 
geltend i), dass es speciell für die unter abnormen Verhält- 
nissen vollzogenen Wahlen von 1198, 1208, 1211, 121?, 
1220 gar nicht möglich gewesen sei, eine solche Regel 
abzuleiten. — Damit hat Harnack ja Recht; aber konnte 
denn nicht eine aus den Wahlen, auch denen des 12. Jahr- 
hunderts mit, sich eine solche allgemeine Anschauung über 
die Art der Wahlhandlung gebildet haben, wie es Meyer 
behauptet? 

Daher konnte Maurenbrecher die von Harnack 
modificierte Ansicht von Phillips und Tannert wiederauf- 
nehmen, indem er dabei zugleich den betreffenden Ein- 
wendungen und Vermutungen Meyers Beachtung schenkt. 
Eike habe die von unbekannten Theoretikern behufs Er- 
klärung oder Begründung von damals erlebten Vorgängen 
ersonnene Theorien in den von ihm verfassten Rechts- 
büchern wiedergeben 2) und habe damit den Tendenzen 
seiner Zeitgenossen in einer ebensowohl den Gelüsten 
deutscher Fürsten als den Absichten des römischen Papst- 
tums weit entgegenkommender und trefflich entsprechender 
Weise Rechnung getragen»). In soweit seine Theorie die 
Bevorzugung von Sachsen und Brandenburg ausspricht, 
erklärt sie Maurenbrecher für einen „Gewaltstreich theo- 
retischer Erfindung*', ersonnen, um den Fürsten seines 
Stammes vor den übrigen zu begünstigen, „eine politische 
Tendenzerdichtung der verwegensten Art", die weder in 
der Geschichte noch in den Verhältnissen des damaligen 
Augenblicks begründet sei*). 

Quidde zeigt die Unwahrscheinlichkeit, die gegen 
Harnacks Annahme spricht, nach der der Verfasser des 

1) Harnack S. 39 ff. 

2) Maurenbrechcr S. 229. 

3) das. S. 232. 

4) vgl. Maurenbr. S. 229. Diese Frage findet später S. 71 ff. ihre 
Beurteilung und Erledigung. 
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Ssp. nur aus sächsischen Particularinteresse den Markgrafen 
von Brandenburg hinzugenommen habe, indem er geltend 
macht, dass das Kur- (Vorstimm-) recht des Markgrafen 
sicher in Süddeutschland Angriffe erfahren haben und 
nicht sc rasch zur Anerkennung gelangt sein würde, wenn 
es nicht durch frühere Vorgänge gestützt worden wäre*}; 
damit ist auch bereits die von Maurenbrecher wiederholte 
Hypothese Harnacks als unhaltbar zurückgewiesen. Die 
hier von Quidde nicht berührten Punkte der Annahmen 
Maurenbrechers werden später beurteilt und auf ihre 
Wahrheit geprüft werden. 

Quidde folgeit aus der Thatsache, dass die dem 
Markgr.ifen zugesprochene Kurstimme so bald Anerkennung 
auch in Süddeutschland erfuhr, weiter, dass ein CoUegium 
bevorrechtigter Fürsten bereits vor der Abfassung des 
Ssp. bestanden haben müsse. 

Maurenbrecher sucht die von Quidde zur Be- 
gründuhg dieser Hypothese herangezogene Thatsache 
dadurch zu erklären, dass er annimmt, Eike sei mit seiner 
Theorie den Tendenzen seiner Zeitgenossen, den aristo- 
kratischen Strömungen seiner Zeit entgegengekommen, 
und dass er die Schöpfung des bevorrechtigten Standes 
der Königs Wähler in die Aufzeichnungen des damals 
geltenden deutschen Rechts hineingeschoben habe 2). Ob 
Quiddes Hypothese richtig ist und wie weit Maurenbrechers 
Annahme dem Sachverhalte entspricht, werden wir später 
untersuchen. 

Wie Quidde, Weiland, Phillips hatte Waitz Spuren 
eines solchen CoUegiums im 12. Jahrhundert zu finden 
geglaubt. 

Ficker zeigt in sehr ruhiger, objectiver, aber scharf- 
sinniger Untersuchung'^), dass 1198 ein fest abgeschlossenes 
Collegium noch nicht bestand, dass nicht einmal ein rechtlich 



1) Quidde S. 28ff. 

2) vgl. Manrenbrecher S. 232. 

3) Entstzt. des Ssp. S. 102 ff. 
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begründeter Vorzug einzelner Fürsten ausser dem des 
Erzbischol's von Mainz und des Pfalzgrafen als Vertreter 
des Königs in der Rechtspflege bestand, da nur die 
Wähler Otto's einen solchen geltend gemacht hätten, (ist 
übrigens wie bereits dargelegt ist, nicht der Fall), nicht 
die Philipps. Ihm stimmt in diesem Punkte Maurenbrecher 
zu, indem er hervorhebt, dass nur der Erzbischof von 
Mainz unter den geistlichen Fürsten, der Pfalzgraf bei 
Rhein unter den weltlichen, des Vorzugs der ersten Stimm- 
abgabe sich erfreut hätten i); aber es sei weder im 12. 
noch im Anfange des 13. Jahrhunderts eine Spur von der 
Existenz von besonders bevorrechtigten Vorwählern und 
Kurfürsten zu finden 8), und, fuge ich hinzu, noch weniger 
von der Existenz eines abgeschlossenen Kreises von ersten 
Wählern, eines KurcoUegiums. Erst allmählich, seit 1237, 
schienen nach Fickers Darlegungen die Stimmen einzelner 
Wähler mehr beachtet worden zu sein. Der Ssp. selbst 
lege den ersten Wählern noch keinen entscheidenden Ein- 
fluss auf die Wahl bei, indem er hinzufüge, dass diese 
sich nach dem in der Vorversammlung, der Vorwahl, fest- 
gestellten Votum aller Fürsten zu richten und nach ihnen 
noch alle geistlichen und weltlichen Fürsten ihre Stimme 
abzugeben hätten s). — Das ist im Wesentlichen richtig. 
Doch beachtet Ficker das Moment zu wenig, welches so 
sehr bedeutsam für die Herausbildung des KurcoUegiums 
werden sollte, nämlich das vom Papst verlangte Zeugnis 
durch „magni principes" und seine Betonung eines schwerer 
wiegenden Stimmrechts einzelner Fürsten. 

Der Umstand, dass von einem Collegium bevor- 
rechtigter oder privilegierter Wähler, oder wie die ange 
wendeten Ausdrücke sonst lauten mögen, für das 1 2. Jahr- 
hundert kein sicheres, völlig glaubwürdiges Zeugnis vorliegt 
(Gislebert, Roger Gervasius sind nicht unbedingt glaub- 



1) Ficker Entstzi. S. 120. 

2) vgl. Maurenbrecher S. 198 Anm. 1 u. S. 226.. 

3) vgl. das. S. 198 Anm. u. S. 203 Anm. 1 u. S. 209 Anm. 
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würdig in den hierauf sich beziehenden Punkten nicht 
mehr als in ihrer sonstigen Darstellung von Wahlvorgängen 
oder Wahlgebräuchen), führte Haedicke, Schirrmacher 
und Wilma nns zu andern Annahmen als die bereits be- 
urteilten. Sie sahen zunächst in der Darstellung des 
sächsischen Landrechts, abweichend von Ficker, aber 
darin mit andern Forschern ziemlich übereinstimmend, ein 
unzweifelhaftes Zeugnis für das damalige Bestehen eines 
fertigen, nach unten begrenzten Kurcollegiums. Und so 
unternahmen sie den Versuch, in der Zeit zwischen 1198 
und der Abfassungszeit des Sachsenspiegels ein Faktum 
zu bestimmen, durch welches das Kurcollegium (in seiner 
späteren Gestalt) ins Leben gerufen wurde. 

Haedicke meint, was der Sachsenspiegel gebe, müsse 
einmal „faktische" Geltung gehabt haben, sonst hätte er 
das Wahlverfahren nicht so fixieren, nicht Pfalz, Sachsen 
und Brandenburg über alle übrigen Reichsfürsten stellen 
können^). Da ihm, dem Verfasser, nun keine Rechts- 
gewohnheiten vorgelegen hätten, so habe er ein einzelnes 
Faktum beschrieben, um die Kenntnis desselben für 
künftige analoge Fälle festzuhalten; und als solches habe 
sich ihm allein die Wahl Ottos des Vierten in Frankfurt 
(als eine während einer Reichsvacanz vollzogene Wahl) 
geboten. Haedicke muss nun zwar zu allerlei Annahmen 
seine Zuflucht nehmen, er muss die Wahl der sächsischen 
Fürsten 1208 zu Halberstadt für eine Vorwahl erklären, 
den Reichstag zu Frankfurt, sechs Wochen später, als 
einen allgemeinen Wahltag hinstellen 2) und weiter annehmen, 
dass auch die sächsischen Fürsten, der Herzog von Sachsen 
wie der Markgraf von Brandenburg, dort anwesend ge- 
wesen seien. Dass er das Letztere nicht zu beweisen ver- 
mag, dass im Gegenteil die Nachricht Arnolds von Lübeck 



1) Haedicke S. 4 ff. S. 14. 20. 22. 23. Haedicke stützt sich dabei auf 
Ficker „Reichsfürstenstand" §134 ff. §187 a.a.O. und dessen Feststellung 
der Rangordnung der höheren Reichsfürsten. 

2) Haedicke S. 27 ff. 
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die nur Franken, Baiern und Schwaben als in Frankfurt 
anwesend nennt >), sowie schon die bereits erfolgte nach- 
trägliche Wahl der sächsischen Fürsten dagegen spricht, 
hält ihn nicht zurück von seiner Behauptung. 

Dort sollen nun die anwesenden Fürsten sich über 
die Reihenfolge bei der Abstimmung geeinigt haben, nur 
für diesen einzelnen Fall. Der Markgraf von Brandenburg 
habe so seine Stelle als dritter weltlicher Wähler erlialten, 
da er thatsächlich 1208, namentlich noch zu Friedrichs des 
Zweiten Zeit keinem der Fürsten, die dort anwesend ge- 
wesen seien (die Herzoge von Baiern und Osterreich sowie 
der König von Böhmen hätten gefehlt), auch Meissen und 
Thüringen nicht, nachgestanden habe. Dieses freie, nur 
für diesen Fall getroffene, Abkommen habe dann durch 
den Ssp. seine Fixierung und mit diesem seine Verbreitung 
und allmähliche Anerkennung als Wahlordnung gefunden. 
Der Wunsch der Curie , dass angesehene Fürsten dem 
Papste die Wahlanzeige erstatten sollten, habe dann mit 
dazu beigetragen, dass die Stellung der dazu geeignetsten 
Fürsten, eben der ersten Wähler, bei der Wahl eine be- 
deutendere geworden sei als die der übrigen Fürsten. 

Diese Behauptungen Haedikes hat Meyer bis auf 
die letztere als blosse Vermutungen nachgewiesen *) und 
gezeigt, dass dessen versuchte Indizienbeweise als miss- 
lungen zu betrachten sind; auch die Stütze, die er durch 
eine der sogenannten Constitutio Goldasti^) zu Grunde 

1) SS. XXI. Nachdem Arnold von der „Curia satis famosa^' in 
Halberstadt gesprochen, fUhrt er fort: „Exindc alia curia uiagis famosn 
indicta est in Frankenvordc in feste Martini. Uhi cum magna sollcmnitatq 
et ingenti numerositate occurrcrnnt Domino Regi Principes Franconiae, 
Bavariae, Sueviae." Von der Anwesenheit der Sachsen sagt er nichts. 

2) Meyer S. 139 ff. 

3) Diese lautet : Constit. Imper. Tom. III. pag. 37 1 : „Ottonis IV. 
imperatoris augusti constitutio de electione imperatoris ad a. 1209. „Im- 
peratoTum nnllus hereditariam dignitatem yindicato. Principes sex, sacri 
ordinis trep, Moguntinus, Treverensis et Coloniensis, profani totidem, Comes 
Palatinus Rheni, dax Saxoniae et marchio Brandenburgensis eum eliganto. 
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liegende Tradition zu finden hoffte, sei völlig hinfällig. 
Überhaupt habe, wie Waitz zeige ^), 1208 in Frankfurt gar 
keine aligemeinere Wahl stattgefunden, sondern nur eine 
Anerkennung in der Form einer Wahl seitens der ihm bis- 
her noch feindlichen Fürsten; die sächsischen Fürsten 
hätten ihn bereits in Halberstadt anerkannt^), also keinen 
Anlass zu einer zweiten Anerkennung gehabt. So liegt 
die Sache in Wirklichkeit. Damit fällt aber auch die von 
Maurenbrecher wieder aufgestellte Behauptung hin 2), 
dass der Reichstag zu Frankfurt zur Vornahme der Wahl 
vom Erzbischofe von Mainz einberufen und auf diesem 
thatsächlich der formelle Akt der Kur vollzogen worden 
sei^). Eine solche müsse es gewesen sein: denn für eine 
allgemeine Huldigungsfeier hätten gewiss andere Formen 
gegolten als für eine Wahl, und wenn er auch den Bericht 
der Kölner Königschronik und den zahlreichen Besuch des 
Reichstages anführt*), so hat er damit noch keinen schlagen- 
den Beweis für seine Behauptung erbracht, noch die An- 
sicht von Meyer und Waitz widerlegt. 

Da es also mit der Annahme der Verallgemeinerung 
eines solchen Faktums der freien Vereinbarung der 
Reihenfolge der Fürsten bei der Kur, wie Waitz gezeigt 
hat, nichts war, überhaupt eine allgemeine Wahl 1208 nicht 
stattgefunden hat, so dachten Schirrmacher und Wil- 
manns an ein Gesetz über die Wahlordnung, das von 

Hi si diicordes fueriiit Hoemiae Regem cooptanto. Factum decretum in 
Frankfurt cum conseusu Priucipum, in praesenti* Legatorum summi 
Poatificis Hugoliui et Leonis**. 

1) Reichstage 1208 und 1209. Forsch. XIII, 204 ff. 

2^ Diese Bedeutung allein hat der Tag von Halberftadt, nicht die 
der Verpflichtung der sächsischen Fürsten, der bevorstehenden Wahl Ottos 
zuzustimmen, wie Maureubrccher S. 209 meint. Die Anerkennung Ottos 
Seitens der Sachsen in Halbcrstadt geschah nach Arnold von Lübeck in 
Form einer Wahl. So wird es auch in Frankfurt geschehen sein. 

3) vgl. Maurenbrecher S. 212. 

4) „curia adeo celebris habita est, ut quinquaginta principes illic 
convcnisse probarentur, a quibus omnibus Otto rex votiva concordia et 
unanimi inspiratione in regem est declaratus/' 
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Otto unter Zustimmung die Reichsfürsten auf einem all- 
gemeinen Reichstage 1208 oder 1209 ^5*^ der Zeit bis zu 
seiner Romfahrt) erlassen worden sei. 

Schirmacher lässt das Kurfürsten -Collegium 1209 
zu Frankfurt als Neuschöpfung, W i 1 m a n n s zu Würzburg 
als Reorganisation eines unter Otto IIL geschaffenen Wahl- 
körpers entstehen. Sie ziehen beide alle möglichen Momente, 
die den einen oder den andern zu der Annahme zu nötigen 
scheinen oder diese beweisen sollen, heran. Die Con- 
stitutio Goldasti^) leistet Schirrmacher, der sie, trotz des 
Nachweises ihrer Unechtheit durch Waitz, für echt hält, 
sogar die Widersprüche in ihr selbst zu erklären oder zu 
beseitigen sucht, grosse Dienste. Wilmanns, dem die Un- 
echtheit dieser Urkunde mehr einleuchtet, stützt sich auf 
die tendenziöse Darstellung des PtolemaeusvonLucca^). 
Dieser nimmt an, dass der Sachsenspiegel das nur 1230 
wirklich bestehende Recht gebe, und zwar ein Kurfürsten- 
collegium als einen Ausschuss, der die Aufgabe habe, sich 
mit den übrigen Fürsten vor der Wahl über die Person 
des zu wählenden Königs zu verständigen. Und da die 
Kurfürsten, um dies mit Erfolg bewerkstelligen zu können, 
sich erst unter einander einigen mussten, so seien sie eben 
dadurch zu einem Collegium enger verbunden worden. Zur 
Begründung und zum Beweise seiner Annahme der Neu- 
gestaltung dieses Collegiums 1209 zu Würzburg zieht Wil- 
manns namentlich die politischen Verhältnisse in Deutsch- 
land heran: Das Verhalten der Fürsten gegenüber dem 



1) s. ob. S. 65, Anm. 3. 

2) Die Stellen lauteu : Thoui. v. Aqaiuo „de regimiue priDcipiim 
111,19: ex hunc (unter Otto III , ut Lisioriae tradunt, per Gregorium V 
siniliter Thentonicorum provisa est elect'o, ut videlicet per septuin priu- 
cipcs Alemaniae fiat, quae nsque ad ista tenipora porseverat." — „Elee- 
tores igitur," beisst es in „HJßtoria ecclosiastif a XVIII c. 2 : vidt-licct per 
officiales qui sunt septem. Tres cancellarii etc. . . . Quidam dieunt, quod 
ad tollendam electionis, discordiam iste (rex Bohemiae) est additus, sed 
falsum est, qnia rex Boh. ita est officialis imperii sicut alii et ex officiis 
sunt assumpti u. a. 
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Könige Otto vor und nach 1209 ist ihm zugleich Beweis 
für eine solche Schöpfung durch diesen, wie er glaubt es 
dadurch erklären zu können. 

Beider Hypothesen widerlegt Meyer so gründlich, 
dass jedes weitere Wort überflüssig ist ^). Er hat namentlich 
gezeigt, dass die Stelle des Ptolemaeus von Lucca erst 
am Ende des 13. Jahrhunderts im Interesse der Kirche 
verfasst ist und dass sich bis gegen Mitte des 13. Jahrh. 
keine Spur von einer Abmachung zwischen Otto III. und 
Gregor V. wie von einer Constitutio Ottos IV. findet. 
Damit fallen die von beiden Gelehrten darauf aufgebauten 
Kartenhäuser von selbst über den Haufen. Daneben hat 
Meyer aber auch gezeigt, wie wenig beweiskräftig die von 
ihnen zur Stützung ihrer Hypothesen herangezogenen und 
dafür erst präparierten Beweisgründe sind. ) 

Wie ist denn nun aber der Zustand eingetreten, 
welchen Eike im sächsischen Landrecht fixiert, und welche 
Momente waren es, die zur der Bildung eines Kurcolle- 
gium führten? 



d. Erste Anfänge des Kurcollegiums. 

Die Forderung des Papstes, die er in Form eines 
indirekten Wunsches gekleidet hatte, dass ,.magni principes'* 
ihm die Rechtmässigkeit der Wahl bezeugen sollten^), gab 
den ersten Anstoss zur Herausbildung eines Vorrechts bei 
der Königswahl fnr die Fürsten, welche als vollgültige 
Wahlzeugen, zur Bezeugung der Rechtmässigkeit der voll- 
zogenen Wahl als geeignet von der Kurie angesehen wurden. 
Denn zu solchem Zeugnis waren natürlich die Wähler am 
besten im Stande, die in hervorragender Weise und in 



1) Meyer S. 144 ff. u. 150 ff. 

2) Raynald ad a. 1209,55: „consueverint secundum morem antiquiun 
pro petitiono iiuperialis coronae magni priucipcs ad apostolicani sedein 
ordinari. vgl. ob. S. 97/8 und Schirrmacher S. 26 ff. 
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erster Linie an der Wahl beteiligt gewesen waren. Ich 
befinde mich damit in Übereinstimmung mit Maure n- 
brecheri). Es pflegten sowohl geistliche als weltliche 
Fürsten teilzunehmen an der Fahrt nach Rom, die die 
deutschen Könige unternehmen niussten, um dort vom 
Papste sich die Kaiserkrone aufs Haupt setzen zu lassen. 
Das vom Papste geforderte Zeugniss über die Recht- 
mässigkeit und Gültigkeit der Wahl gab der Sache noch 
eine höhere Bedeutung. Sonst waren bisher ja meist geist- 
liche Herren nach Rom gesandt worden, um die Wahl 
eines neuen Königs dem Papste anzuzeigen und für diesen 
um die Kaiserkrone zu bitten. Jetzt, wo die Anzeige 
etwas mehr als ein formeller Akt geworden war, wo der 
Papst die Person des Gewählten prüfen, ebenso über die 
Rechtmässigkeit der Wahl auf Grund der Beobachtung 
der dabei herkömmlichen Formen entscheiden wollte und 
dabei auch den grösseren oder geringeren Wert der ein- 
zelnen Stimmen, die grössere Berechtigung eines Wählers 
vor dem andern in Anschlag brachte, würden die welt- 
lichen Fürsten -Wähler den geistlichen gegenüber zurück- 
gedrängt worden sein, wenn sie nicht gemäss ihrer Be- 
deutung und Stellung im Reiche ihre Zeugnisfähigkeit ge- 
wahrt hätten. Daraus ergab sich denn, dass die weltlichen 
Wahl -Fürsten, die diese Eigenschaft besassen oder er- 
warben, (die zu dieser Ehre berufen waren), auch den An- 
spruch erheben konnten, vor den übrigen geistlichen 
Fürsten bei der Kur stimmen zu dürfen , ja dass dieser 
Vorzug ihnen zukam und eingeräumt werden musste; d. 
h. also, dass die geistlichen Fürsten, die nicht den Vorzug 
der Zeugnisfähigkeit hatten, von ihren ersten Standesge- 
nossen durch den Vortritt der bevorzugten weltlichen 
Fürsten abgeschnitten wurden. Damit ergab sich also die 
entscheidende Wendung in dem Wahlverfahren, die die 
Bildung eines von den übrigen Fürsten abgegrenzten Col- 
legiums von Wahlfürsten ermöglichte, eines aus geistlichen 

1) vgl. Maurenbreoher S 228. 
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und weltlichen Fürsten gemischten CoUegiums; eine 
Wendung für die die früheren Bearbeiter der Frage den Zeit- 
punkt noch nicht festzustellen vermocht haben. Jene Fürsten 
bildeten nun also von selbst einen besonderen Teil der 
Wählerschaft, der zusammenwachsen musste zu einem Col- 
legium „erster Wähler" oder„bevorzugterWähler". Die Eigen- 
schaft der Zeugnisfähigkeit über die Königswahl vor dem 
Papste, dem angesehenen Haupte der Christenheit, erhöhte ihr 
Ansehen in den Augen des gläubigen Volkes wie in denen 
der übrigen Wählerschaft; diese trug dazu bei, dass sie 
allmählich als mit einem besseren Rechte ausgestattet 
angesehen wurden, dass ihren Stimmen ein grösseres Gewicht 
zufiel, ja dass diese allmählich als die entscheidenden, ja als 
die allein erforderlichen für die Vollziehung einer gültigen 
Wahl angesehen wurden. So wurde ihr besonderes Recht 
zu einem Vorrecht, und aus dem Wahlvorrechte wurde im 
Laufe der Zeit ein ausschliessliches Wahlrecht. 

Es soll hier aber nicht die Bedeutung ausser Acht ge- 
lassen werden, welche die in dieser Entwicklungsperiode ver- 
f assten Rechtsbücher für die Herausbildung eines solchen Wahl- 
vorrechts einzelner Fürsten gehabt haben. Maurenbrecher 
weist darauf hin *), dass die päpstliche Forderung bereits im 
Jahre 1 220 eine gewisse Anerkennung seitens der deutschen 
Reichsversammlung, welche auf den Wunsch Kaiser Friedrichs 
die Wahl seines Sohnes Heinrich vorgenommen hatte, fand, da 
sie beschloss, einen deutschen Reichsfürsten, und zwar den 
kaiserlichen Kanzler, mit einem vollständigen aktenmässigen 
Berichte über den Hergang der Wahl und mit den Wille- 
briefen, d. h. Zustimmungserklärungen der Fürsten, nach 
Rom zu senden und vom Papste Anerkennung der Wahl 
Heinrichs zu erbitten. An diesen Vorgang habe der Rechts- 
gelehrte, welcher den „Vetus auctor de beneficiis" verfasst 
habe, angeknüpft und den in erster Linie an der Wahl 
beteiligten Fürsten einen derartigen Auftrag wie ein Ge- 
wohnheitsrecht beigelegt. Und da, abgesehen von jenem 

1) vgl. MauicnbiLcher S. 221 u. 228. 
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Vorgange, der Papst zu wiederholten Malen geistliche 
Reichsfürsten vor sich beschieden habe, so habe jene neue 
Theorie sich mit dem Schein umkleiden können, geltendes 
Recht darzustellen, und sei, hätte er hinzufügen können, 
bald als solches von den Zeitgenossen angesehen worden. — 
Dem gegenüber möchte ich annehmen, dass dieser Rechts- 
gelehrte sich wahrscheinlich zu seiner Theorie mit hat 
bestimmen und täuschen lassen dadurch, dass sich der 
Papst für seine Forderung auf den „mos antiquus" berief. 
Wie er aber dazu kam, von sechs Fürsten zu sprechen, 
wollen wir jetzt betrachten. 

Der Papst hatte nur die Sendung hervorragender 
fürstlicherPersönlichkeiten gefordert, aber in seinem Wunsche 
eine Zahl nicht angegeben. Es kam nun zunächst darauf 
an, wie viele geistliche Fürsten einen anerkannten Vorrang 
bei der Königs wähl besassen. Die Erzbischöfe von Mainz 
und Köln standen schon lange über allen übrigen geist- 
lichen Fürsten, wie oben gezeigt ist*). Der Erzbischof von 
Trier war bei einigen Wahlen, 1138 und 1198, besonders 
mit hervorgetreten und stand wegen des Alters seines Stifts, 
dem Range nach den Erzbischöfen von Mainz und Köln 
näher als den übrigen Bischöfen. Es konnte also bei den 
geistlichen Fürsten der Schnitt nur gemacht werden hinter 
Trier, so dass also drei geistliche Fürsten zu der besonderen 
Ehre kamen. So erklärt sich leicht, wie der Erzbischof 
von Magdeburg, der bei der Wahl Philipps wie bei der 
Wahl Otto's 1208 in Halberstadt die erste Stimme abge- 
geben hatte, nicht mit in das engere WahlcoUegium kam 
und, wie auch die übrigen Erzbischöfe von Salzburg und 
Bremen, zurücktreten musste. 

Wurden drei geistliche Fürsten der besonderen Ehre 
teilhaftig , so mussten auch der Gleichheit wegen drei 
weltliche Wahlzeugen hinzugenommen werden2). Die 
ersten beiden waren sicher dem Range und Ansehen nach 

1^ s. ob. S. 36f. 

2) vgl. Haedicke S. 4011* u. S, 22 ff. . 
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der Pfalzgraf ^) und der Herzog von Sachsen^). Welcher 
kam aber an die dritte Stelle? Der Herzog von Bai ern 
wäre der erste dazu gewesen von den übrigen Fürsten. 
Er war auch an den vorhergehenden Wahlen mit, (1208 
aber nicht,) betheiligt gewesen. Er hat aber gewiss als 
Pfalzgraf an Stelle seines Sohnes, der 1214 durch Heirat 
in den Besitz der Pfalz gelangt war, bereits dazu gehört. 
Ein Herzog von Schwaben konnte nicht in Frage 
kommen, da in dieser Zeit es keinen solchen neben dem 
Kaiser und König gab oder nur ein minderjähriger Sohn 
desselben dieses Herzogtum inne hatte. Und so trat denn 
der Fürst hinzu, der im 12. Jahrhundert unter Friedrich dem 
Ersten eine bedeutende Rolle gespielt hatte, der nach dem 
Herzog von Baiern jetzt der nächste zu dieser Ehre 
war, der Markgraf von Brandenburg. 

Auf dieser Zweckmässigkeitsfrage , nicht auf des 
Papstes direktes Erfordern einer bestimmten Zahl von 
Wählern oder von ersten Wählern als Zeugen für die 
Rechtmässigkeit der vollzogenen Wahl, beruht jedesfalls 
die „Sechszahl" im „auctor vetus de beneficiis" und im 
sächsischen Landrecht. Damit fällt aber auch die Nötigung 
weg zur Erklärung des Fehlens der übrigen Erzbischöfe 
und anderer als dreier weltlicher Fürsten, die den Forschern 
so ausserordentliche Schwierigkeiten bereitet hat. Den 
nicht erwähnten Fürsten wird dadurch, dass sie nicht 
namentlich genannt werden, das Wahlrecht nicht abge- 
sprochen. Der Verfasser des sächsischen Lehnrechts konnte 
nur die bekannten sechs Fürsten als die „Ersten an der 
Kur" nennen aus den oben angegebenen Gründen. Darum 

1; Von ihm sagt der Fürst eokatalog aus dem 1. Jahrzehnt des 
13. Jahrh. („chron. pontif. et iinp. Rom." im Archiv VII. S. 626) „iste est 
summus in eleclionc imperaioris". .Vusserdcm wendet der Erzbisch, von 
Köln 1198 g:cgen die Wahl Philipps eiu, dass der „Comes Palatinus" nicht 
daran teilgenommen habe. 

2) Roger von Hovedeu nennt in seinen Vorschriften ftir die Wahl 
des Kaisers unter den 4 Fürsten, welche die Wahl zu treffen haben, neben 
denen von Mainz, Köln und dem Pfalzgrafen auch den Herzog von Sachsen. 
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darf man die Nennung des Herzogs von Sachsen und des 
Markgrafen nicht so beurteilen, wie es Maurenbrecher 
S. 229 und Andere vor ihm gethan haben, indem sie die 
oben angegebenen Verhältnisse überhaupt nicht oder nicht 
genügend würdigten. 

Da die alten Grundlagen des Wahlrechts an bevor- 
zugten Stellen erschüttert waren, so fühlte man das Be- 
dürfniss dieses jetzt auch noch zu begründen; namentlich 
schien das des Brandenburgers einer solchen Stütze zu 
bedürfen, da er sich seit 1198 nicht mehr an den Wahlen 
beteiligt hatte und ausserdem jetzt ein schwacher Fürst 
geworden war. Und diese neue Stütze glaubte man jetzt 
in den Erzäratern zu finden, die gerade jene Fürsten als 
die mächtigsten und angesehensten Fürsten des Reiches 
erworben und jetzt in erblichem Besitze hatten. 

Wir kommen damit zur Erzämterfrage. 

e. Die Erzämter im Anfange des 13. Jahrhunderts 
und deren Erwähnung im Sachsenspiegel. 

Das sächsische Landrecht erwähnt die Erzämter als 
Eigenschaften der Fürsten, die es als erste Wähler nennt. 

Es erhebt sich nun die Frage, in welcher Beziehung 
stehen die Erzämter zu dem Wahlrecht an erster Stelle? 

Die Forscher sind in der Auffassung dieser Be- 
ziehung in zwei Parteien gespalten. Die einen sehen in 
der Erwähnung der Ämter nur die Nennung einer Eigen- 
schaft der ersten weltlichen Wähler; die andern erblicken 
darin eine Gründung des Kurrechts auf das Erzamt, wie 
auch Albert von Stade die Stelle interpretiert *). Fast alle 
diese letzteren, von Phillipps bis Harnack sehen in den 
Erzämtern einen theoretischen Notbehelf zur Begründung 
des Kurrechts der „ersten Wähler", für die Zeit, wo die 



1) Alb. V. Stade ad ann. 1240 (SS. XVI): „Palatinns eligit, quia 
dapifer est, dux Saxoniae quia marescalcus et margravius de Brandenburg 
quia camerarius. Hex Boemiae, qui princerna est, non eligit, quia 
Teutonicus non est." 
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früheren Stützen (Vertretung der Stämme, materielle Macht 
und geistliches Ansehen), ihnen den Kalt dafür nicht mehr bieten 
konnten, weil sie (in Folge der Veränderung der politischen 
Verhältnisse) morsch geworden oder gebrochen waren. 

Der namhafteste Vertreter de^ ersten Richtung 
ist Ha e dl ekel). Er bestreitet jede Beziehung zwischen 
Kurrecht und Erzamt; ja er geht sogar so weit zu be- 
haupten, dass die Erzämter sich an das Kurrecht geheftet 
hätten, den Kurfürsten erst zur grösseren Auszeichnung 
verliehen worden seien. Er sucht zu zeigen, dass das 
Kurrecht nur „ratione ducatus**, d. h. auf Grund des Be- 
sitzes der Herzogtümer geübt worden sei. Es können hier 
nicht alle zum Beweise herangezogenen Momente angeführt 
und beurteilt werden; nur das sei hervorgehoben, wie er 
zu beweisen sucht, dass diese Amter noch im 13. Jahr- 
hundert als Dienstleistungen nur für den einzelnen Fall 
und auch an andere Fürsten als die Herzoge übertragen 
worden seien und darum erst gegen Ende des Jahrhunderts 
in den Händen der bestimmten (allein wahlberechtigten) 
Kurfürsten hätten fast werden können 2). Diese Behauptung 
gründet er auf die Nachrichten über das Tragen des 
Reichsschwertes und sucht sie damit zu begründen, dass 
dieses Amt, bis in das 13. Jahrhundert hinein nach den 
vorliegenden Nachrichten bald diesem, bald jenem Fürsten, 
selbst ausländischen Fürsten übertragen, aber auch selbst 
von Fürsten, die sonst auch andere Erzämter versehen 
hätten, beansprucht worden sei. Für seine Behauptung 
glaubt er auch die oben wiedergegebenen Äusserungen 
Scheids^) anführen zu können. — Diese Äusserungen 
Scheids können aber nur für eine eben solche Ansicht 
gelten, wie die Haedickes, die abgeleitet ist aus den ihm 
zu Gesicht gekommenen und mehr oder weniger subjektiv 
beurteilten Nachrichten der Jahrhunderte früher liegenden 

1) Haed. S. 19 fi. 

2) das. S. 87. 

3) s. oben S. 40 Anm. 6. 
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Zeit. Das Tragen des Schwertes kann aber nach Waitz 
überhaupt nicht als ein Erzamt im Sinne der übrigen 
Ämter gelten >). Damit fällt der grösste Teil der für seine 
Hypothese herangezogenen Momente hin. — 

Ha e dicke giebt bei Betrachtung der Frage der 
Erblichkeit der Erzämter die Möglichkeit zu, dass ein^e 
gewisse Gewohnheit in der Zuweisung gewisser Amter 
an bestimmte Fürsten sich gebildet haben könne; aber da 
er keinen Beweis für den festen Besitz derselben vor dem 
Sachsenspiegel findet, so bestreitet er die Vererblichkeit 
der Erzämter. ^ Der Reichstag von Würzburg bei Gelegen- 
heit der Verlobungsfeier Ottos IV. mit Philipps Tochter 
sei der geeignetste Zeitpunkt, wo die Ämter an diejenigen 
Fürsten, die Otto als ^ Erste an der Kur" gewählt hatten, 
gegeben worden seien, wenn auch nicht zu erblichem Be- 
sitze. Diese Verhältnisse bildeten die Grundlage für die 
Darstellung Eikes Wirklich fest zu werden im Besitze 
der Kurfürsten schienen sie erst seit dem Reichstage von 
1289 zu Nürnberg. — Wichtiger als die gegen d ie Erb 
lichkeit angeführten Momente ist hier das Zugeständnis, 
dass es möglich sei, dass sich eine gewisse Gewohnheit 
in der Verteiluhg der Erzämter gebildet habe. Ich füge 
hinzu: „eine Gewohnheit, die den betreffenden Fürsten ein 
gewisses Anrecht auf dieses oder jenes Amt gab und so 
dem Festwerden der Ämter in diesem oder jenem Fürsten- 
hause schon ziemlich nahe kam", so dass die Auffassung, 
der der Sachsenspiegel Ausdruck giebt, dass die betreffenden 
Fürsten diese Ämter wirklich besassen, nicht aus der Luft 
gegriffen oder von dem einzelnen Falle, wie Haedicke 
meint, entnommen zu sein braucht, sondern vielmehr 
ziemlich berechtigt, sogar begründet zu sein scheint. 

Tanne rt 's Ansicht^) über die Übung der Erzämter 
im 12. Jahrhundert ist bereits oben 3) angeführt worden. 

1) vgl. Waitz „Reichstage von 1208 und 1209". Forsch. XIII S. 216. 

2) Tannert S. 62 ff. 

3) vgl. ob. S. 67. 
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Seit dem Anfange des 13. Jahrhunderts seien sie ausser 
Übung gewesen ; da sich keine Gelegenheit zu ihrer Ver- 
waltung geboten habe, auch 1209, wie Haedicke meine ^) 
nicht. — Es ist aber doch geradezu unmöglich anzunehmen, 
dass der Verfasser des Sachsenspiegels den ersten Wählern 
die Erzämter hätte zuschreiben können, wenn er in der 
staatsrechtlichen Entwickelung des 13. Jahrhunderts keinerlei 
Anhaltspunkte dafür gefunden hätte, wenn die um die Mitte 
des 12. Jahrhunderts von den genannten Fürsten einmal ge- 
übten Amter für diese gar keine Bedeutung gehabt, diese 
nicht als die Erzbeamten gegolten hätten; andererseits hätte die 
Vereinigung von Kurrecht und Erzamt in den Händen der- 
selben Fürsten allein durch die Verbreitung des^ Sachsen- 
spiegels nicht so rasch Anerkennung und Verbreitung finden 
und zur Bildung der Anschauung von der Begründung des 
Kurrechts durch den Besitz der Erzärater beitragen können. 
Tanne rt bestreitet, ebenso wie für 1184, auch für 
den grossen Reichstag von 1209, dass da die Erzämter 
verwaltet worden seien, sich stützend auf die Thatsache, 
dass kein Geschichtsschreiber der Zeit, keine Urkunde 
der Übung der Erzämter gedenke 2). — Und doch ist es 
sehr wahrscheinlich, dass die Verlobungsfeier Ottos mit 
der Tochter Philipps auf dem ausserordentlich zahlreich, 
auch von den Fürsten, die bisher auf der Seite der Stauten 
gestanden hatten, besuchten Reichstage 1209 zu Würzburg 
so günstige Gelegenheit dazu bot, wie es seit 1184 der 
Fall nicht mehr gewesen war, eine Gelegenheit, wie sie 
nicht günstiger für die Versehung der Ehrendienste sein 
konnte, da alle Fürsten, in deren Besitz die Erzämter seit 
dem yorigen Jahrhunderte durch Gewohnheitsrecht ge- 
kommen waren, bei der Feier anwesend waren. Un- 
zweifelhaft hat Eike von der Leistung der Ehrendienste 
auf diesem feierlichen Reichstage Kenntnis gehabt und in 
Erinnerung daran diese, jene Fürsten, die er als erste 

1) Haedicke S. 85 

2) 8. oben S. 67. 
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Wähler betrachtete, besonders in den Augen des Volkes 
ehrenden, Eigenschaften mit erwähnt. Dem gegenüber 
darf man das Schweigen der Quellen nicht so sehr be- 
tonen, wie es Tannert thut, da die Quellen überhaupt 
weniger ausführlich über diesen Reichstag berichten, und 
auch kein Anlass vorlag, diese Ämter in Urkunden nebenbei 
zu erwähnen oder bestätigen zu lassen. 

Waitz geht davon aus, dass sich das Kurrecht des 
Markgraten von Brandenburg, da er mindermächtig als 
der Herzog von Österreich, auch kein Stammeshaupt ge- 
wesen sei, nur durch den Besitz des Reichsamts stützen 
lasse 0- Er habe es jedesfalls, da er es nach Arnold von 
Lübeck bereits 1184 sicher besessen habe, vorher erhalten. 
Daraus folgert er dann weiter, unter Heranziehung der 
„pristina palatinorum electio" (bei Gervasius), dass auch 
das Kurrecht der übrigen weltlichen Fürsten auf dem Erz- 
amte, das sie besassen, beruhe *), und bemüht sich das noch 
zu begründen durch den versuchten Nachweis, dass schon 
seit dem JO. Jahrhundert die Erzämter wie das Kurrecht 
mit den Herzogtümern verbunden gewesen seien, und sich 
so eine Beziehung auch zwischen Erzamt und Kurrecht 
herausgebildet habe. Für die Begründung des Kurrechts 
durch das Erzamt sieht er auch noch einen Beweis darin, 
dass der Sachsenspiegel so wie die übrigen von ihm an- 
geführten Quellen, besonders auch der vom Ssp. unabhän- 
gige Reimar von Zweter eine solche Verbindung bezeugten 3}. 

Diese Ansicht ist unrichtig; der Begründungs versuch 
ist nicht gelungen: denn Waitz hat die beweisenden Mo- 
mente, die er braucht, in die Quellen erst hineingelegt. 
Der Markgraf von Brandenburg hat seinen Rang unter 
den Fürsten im 1 2. Jahrhundert auf Grund seiner ange- 
sehenen reichsfürstlichen Stellung erhalten; (er war 1142 
reichsunmittelbarer Fürst geworden ; gemäss dieser Stellung 



1) Gott. Gel. Anz. III, S. 661 ff., 666 ff. 

2) Forsch. XUI, S. 206. 

3) Forsch. Xin, 213. 
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hatte er mehrfach, 1147, 1152 und 1169 an dritter und 
vierter hervorragender Stelle, also nicht mehr wie bis 
dahin unter den sächsischen Fürsten, sein^ Stimme abge- 
geben; dadurch hatte er sich einen gewissen Rang als 
Wähler erworben. Im 13. Jahrhundert ist er, wie wir 
unten sehen werden, unter die Zahl der von den übrigen 
Fürsten abgehobenen ersten Wähler gelangt. Aber selbst 
wenn die Ansicht von Waitz über den Markgrafen von 
Brandenburg richtig wäre, so wäre es doch nicht gestattet, 
einen Fall so zu verallgemeinem. Der Sachsenspiegel giebt 
streng genommen, diese Anschauung nicht; sie ist aber 
wahrscheintich bereits zur Zeit der Abfassung desselben 
in Bildung begriffen gewesen und hat dann, gewiss mit 
unter dem Einflüsse der Sätze des als Reichsrecht Aner- 
kennung findenden Sachsenspiegels sich allgemeiner ver- 
breitet und ebenfalls Anerkennung erlangt, so dass bereits 
Albert von Stade ihr sehr bestimmt Ausdruck verleihen 
konnte i). 

Weiland und Quidde haben das erblich werden 
der Erzämter in den Händen der späteren Inhaber, die 
der Sachsenspiegel nennt, für das 12. Jahrhundert ange- 
nommen. Weiland hat aber trotzdem die Begründung 
des Vorstimmrechts durch das Erzamt, wie Phillips nur 
als einen theoretischen Notbehelf angesehen 2). Quidde 
weicht etwas davon ab, indem er glaubt, dass die Erz- 
ämtertheorie, die das Kurrecht auf das Er:(jamt gründet, 
bereits infolge der Identität von vorstimmberechtigten 
Wählern und Erzbeamten 1169 entstanden sei und aus 
dieser Erinnerung übergegangen sei in den Ssp., der die 
Erzämter der ersten Wähler angebe, um ihr Vorrecht 
gegenüber den neu aufgetretenen Ansprüchen von Baiern 
und Schwaben völlig sicher zu stellen 3). 

Gegenüber der Ansicht Weilands behauptet Harnack*), 
dass die Reichs- (Erz-) Ämter in den ersten acht Jahr- 

1) die Stelle s. ob. S. 37, Anm. 1. 

2) Weü. in Forschg. XX, 328, 329. 

3) Quidde S. 49, 68 ff. u. a. a. 0. 

4) Harnack, S. 44 ff. 
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zehnten des 12. Jahrhunderts noch gar nicht gefestigt ge- 
wesen seien, und dass demgemäss auch eine feste Ver- 
bindung zwischen diesen und dem den Stammesherzogen 
zustehenden Vorstimmrechte sich gar nicht habe bilden 
können. Eine solche habe auch im Anfange des 13. Jahr- 
hunderts noch gar nicht bestanden, sondern trete zum 
ersten Male im Ssp. auf. 

Damit fällt auch Quid des auf Weiland zurück- 
gehende Hypothese hin; denn die neuen Momente, durch 
die er sie zu stützen versucht, sind blosse Annahmen. 

Den Behauptungen Harnacks gegenüber ist 
festzuhalten , dass allem Anscheine nach die Erz*, 
ämter bereits um die Mitte des 12. Jahrhunderts in den 
Besitz der späteren Inhaber übergegangen und bei diesen 
erblich geworden sind, wie bereits oben gezeigt ist^). Es 
ist nun allerdings richtig, dass die im ersten Viertel des 
13 Jahrhunderts erste Wähler gewordenen Fürsten von 
Pfalz, Sachsen und Brandenburg im erblichen Besitze der 
Erzämter waren und dass die Identität der ersten Wähler 
mit den Erzbeamten (seit dem zweiten Jahrzehnt des Jahr- 
hunderts) die Möglichkeit bot, beide Rechte, Kurrecht und 
Erzamt als verbunden, ja jenes als durch dieses begründet 
anzusehen. 

Meyer^) nimmt als sicher an, dass die Bildung einer 
solchen Ansicht noch befördert worden sei durch den Um- 
stand, dass die Erzbeamten, die bei den Krönungsfeierlich- 
keiten ihren Ehrendienst vor den Augen des ganzen Volkes 
verrichteten , als die Repräsentanten der Fürsten und des 
Volkes erschienen seien und in der allgemeinen Anschauung 
eine allgemeinere Bedeutung gewonnen hätten; dass sie 
dann als Organe des Fürstencollegiums erschienen, die den 
in der vorberatenden Versammlung aufgestellten König 
feierlich erwählten ; eine Anschauung, der Albert von Stade 
Ausdruck verleihe. 

1) s. oben S. 40. 

2) vgl. Meyer, S. 168, 169. 
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lch glaube, so weit darf man nicht gehen. Denn 
die angeführten Momente sind Möglichkeiten, aber nicht 
wirkliche Thatsache; und demgemäss sind die Behauptungen 
Meyers nur denkbare Vermutungen. Als gewiss kann 
gelten, dass die Erzbeamten durch ihre Dienste in den 
Augen des Volkes über die übrigen Fürsten emporgehoben 
erschienen, dass dem Volke diese Ämter als der Grund 
ihres Stimmrechts an erster Stelle erscheinen konnten. 

Eine weitere sehr bestrittene Frage knüpft an die 
Darstellung des Sachsenspiegels an, nämlich die nach der 



f. a. Zahl der „Ersten an der Kur**. 

Der Sachsenspiegel nennt als „Erste an der Kur** sechs 
Fürsten, drei geistliche und drei weltliche. Die Nennung 
der Erzämter der weltlichen ^ersten Wähler" veranlasst 
ihn, den König von Böhmen als Inhaber des vierten Amtes 
zu nennen. Er spricht ihm aber mit den Worten „ne 
hevet nmien köre umne dat he nicht düdesch n'is^ das Wahl- 
recht ab. 

Die Forscher, die eui Vorstimmrecht oder sogar ein 
Collegium bevorrechtigter Wähler für das 12. Jahrhundert 
gefunden zu haben glauben, sind sämtlich für die Sieben- 
zahl, zumal da sie auch später die übliche und anerkannte 
ist. Sie nehmen für das 12. Jahrhundert als vorstimm- 
berechtigte Wähler ausser den drei rheinischen Erzbischöfen 
die Herzöge der vier deutschen Hauptstämme an und 
meinen, die Erinnerung an diese Zahl habe sich durch die 
Wirren von 1198 bis 1218 hindurch gerettet, so dass sie 
im Ssp. wieder erscheine. — Nun ist ja abgesehen davon, 
dass der Erzbischof von Mainz der unbestritten erste 
Wähler und Leiter der Wahlen war, durch die Quellen 
nur bezeugt, dass die Herzoge an der Spitze ihrer Stämme 
ihre Stimmen abgaben, und dass die übrigen Fürsten des 
Stammes auf deren Entscheidung und Stimmabgabe Rück- 
sicht nehmen. Dass das nur die bekannten vier Herzoge 
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waren, ist, wie bereits oben dargelegt ist^), eine unbe- 
wiesene Annahme; im Gegenteil scheinen die späteren An- 
sprüche des Herzogs von Brabant darauf hinzudeuten, dass 
die Herzoge von Lothringen früher ebenfalls zu den 
Fürsten gehört haben, die an der Spitze der Fürsten ihres 
Gebiets ihre Stimmen abgaben; auch die Besprechung 
Conrads mit den für sich lagernden Oberlothringem und 
die Thatsache, dass sie wie jeder der andern vier deutschen 
Stämme für sich lagerten, weist darauf hin. Die Erz- 
bischöfe von Köln uud Trier spielten sicher auch eine 
bedeutende Rolle bei den Wahlen. Es sind also mindestens 
sieben Fürsten gewesen, die im 12. Jahrhundert bei den 
Wahlen als „Erste" abstimmten, die drei Erzbischöfe als 
absolut erste Wähler, die Herzoge als „Erste" den Fürsten 
ihres Stammes gegenüber. 

Ferner scheint zwar nach dem Ausdrucke „secimdum 
ordinem" bei Ragewin und den Zeugenreihen der Urkunden 
auch bei den weltlichen Fürsten, von denen der Ausdruck 
gebraucht ist, eine gewisse Rangordnung bei der Ab- 
stimmung zur Geltung gekommen zu sein, während die 
Geistlichen immer die zuerstabstimmende Wählerklasse 
blieben. Wäre etwas dem Ähnliches eingetreten, so könnten 
nur die Herzoge alle, die bei einer Wahl anwesend waren, 
die ersten im obigen Sinne gewesen sein, die nach den 
geistlichen Fürsten der Reihe nach ihre Stimmen abgegeben 
hätten*). Man kann ja die Möglichkeit zugeben, dass 
sich eine solche Rangordnung für die weltlichen Fürsten 
des ganzen Reiches gebildet haben mag im 12. Jahrhundert, 
sowie auch die Möglichkeit, dass seit der Wahl Friedrichs 
des Ersten die Herzoge unmittelbar nach einander ihre 
Stimmen abgegeben haben; aber man muss sich immer 
gegenwärtig halten, dass ausser den Worten „secundum 
ordinem" und den Zeugenreihen in Urkunden, deren 
Beweiskraft auch Tannert nicht als über allen Zweifel 



1) vgl- ob. S. 36 f. 

2) vgl. oben S. 20 f. u. S. 34f. 
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erhoben hinzustellen vermocht hat^), keinerlei Zeugnis 
vorliegt für eine solche Rangordnung bei der Wahl. Aber 
wenn man die angedeuteten Möglichkeiten auch als in 
Geltung gewesen annimmt, so hat man doch da keine 
Spur von einem Kurcollegium gewonnen, dessen Mitglieder 
alle in der Weise, wie es der Sachsenspiegel angiebt, nach 
einander abstimmen mit Zurückdrängung der übrigen 
geistlichen Fürsten. Damit fällt auch die Annahme der 

„Siebenzahl" 
bereits. Aus den vom Papste gebrauchten allgemeinen 
und unbestimmten Ausdrücken „a majori parte'% „a pau- 
cdoribiis'% „tot vel pliires^^ ergiebt sich nichts für die An- 
nahme einer bestimmten Anzahl von vorzugsweise oder 
allein berechtigten Wählern oder für die „Siebenzahl", 
wie schon aus den vielen Möglichkeiten der Berechnung 
der verschiedenen Forscher sich ergiebt 2). Gegen die 
Siebenzahl spricht unbedingt die Angabe des „Auetor 
vetus de beneficiis**. Dass der Verfasser dieses Rechts- 
buches den Böhmenkönig als parteiischer Sachse nicht 
mitrechne, ist eine erst aus dem sächsischen Landrecht 
herausgepresste , durch nichts bewiesene Annahme. Er 
war ja gar nicht zur Teilnahme an den Romfahrten , von 
einer solchen spricht der „auct. vetus,^' verpflichtet. Eben 
darum wird er nicht genannt und konnte er nicht genannt 
werden. Diese Angabe deutet ganz bestimmt auf eine 
„Sechszahi", aber nicht „bevorzugter" Wähler, sondern 
nur solcher Wähler, die es zu werden erst berufen waren; 
sie enthält den Entwicklungskeim eines CoUegiums bevor- 
rechtigter Wähler. Aus diesem Rechtsbuche entnimmt das 
sächsische Lehnrecht die „Sechszahl" und das 
sächsische Landrecht schliesst sich eng daran 
an 3). Wenn der Verfasser den Böhmenkönig mit nennt, 

1) vgl. Maurenbrecher S. 197 Anm. 3. 

2) vgl. Ficker Entstzt. S. 104 ff. u. Maurenbrecher S. 191 Anm. 2. 

3) vgl. Ficker S. 122 if., Haedicke S. 19 ff., S. 56. Hamack S. 41 
lässt die Frage offen. (Der Ssp. lasse theoretisch einen siebenten Wähler 
zu. Das besagen, streng genommen^ die Worte der Stelle nicht). 
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so thut er es nur, um auch den Träger des vierten Erz- 
amts mit anzuführen. Der Verfasser des Rechtsbuches 
verwahrt sich nur gegen den Schluss, der daraus abgeleitet 
werden konnte, dass dieser ebenfalls das Wahlrecht oder 
gar das Kurrecht unter „den Ersten" besitze. Der König 
von Böhmen kam überhaupt als „Wähler" nicht in Betracht, 
nicht bloss nach sächsischer Anschauung nicht, sondern 
auch nicht nach der ziemlich allgemein in Deutschland 
verbreiteten Anschauung, dass nur die „Düdeschen" den 
König zu wählen hätten i). Er war weder deutscher Reich- 
fürst in gleicher Weise wie die übrigen deutschen Fürstep, 
noch deutscher Nationalität 5^). Dass der Böhmenfürst als 
ein undeutscher Fürst angesehen wurde, ergiebt sich schon 
aus seiner Erhebung zum Könige. In Deutschland selbst 
konnte neben dem deutschen König -Kaiser kein anderer 
Fürst König sein. Der Böhmenkönig hatte bis jetzt noch 
bei keiner Königs wähl mitgewählt, weder 1169,. noch bei 
einer der späteren Wahlen ; er hatte immer nur, meist erst 
nachträglich seine Zustimmung zu den bereits vollzogenen 
Wahlen gegeben*) 

Wenn nun Waitz^), um die Siebenzahl, die er wegen 
der Annahme, dass die Erzbeamten bevorrechtigte Wähler 
seien, braucht, für den Ssp. festzuhalten und seine Dar- 
stellung mit der des „Auetor vetus*' und des „sächsischen 
Lehnrechts" in Einklang zu bringien, sich darauf zurück- 
zieht zu behaupten, dass in diesen Rechtsbüchern die 
Siebenzahl nicht gegeben sei, weil der König von 
Böhmen nicht zur Romfahrt verpflichtet gewesen sei; so 
ist das ja, wörtlich genommen, richtig, aber der Sinn, den 
Waitz in diesem Zusammenhange in die Worte legt, ist 



1) Lehnrecht (sächs.) IV, 2, Landr. Art. 52, 1. 

2) Tannert S. 50 ff., Meyer, S. 167, 168, Haedicke, S. 55. 

3) vgl. Haedicke, S. 24/25. 

4) vgl. Haedicke, S. 24/25. 

5) Forsch. Xni, 207. 
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unrichtig. Er meint, dass dieser aus dem angegebenen Grunde 
nicht genannt sei, obwohl er das „Wahlrecht unter den 
Ersten" gehabt habe. Die Sache liegt aber anders, wie 
oben gezeigt ist: er wurde nicht genannt, weil er zur 
Romfahrt nicht verpflichtet war; und .weil er nicht zu 
den zur Teilnahme an der Romfahrt verflichteten Wahl- 
zeugen gehörte, konnte er auch nicht zu den Fürsten 
gehören, denen es durch diese Eigenschaft beschieden war, 
das KurcoUegium zu bilden; darum wurde er auch im 
sächsischen Landrecht nicht genannt als Wiihler. Der 
Verfasser sieht nur seine undeutsche Nationalität als ein 
neues Moment gegen sein Wahlrecht an, da das alte Mo- 
ment nicht mehr passte, da die Wahlanzeigen auch schriftlich 
erstattet werden konnten und das CoUegium zur Zeit des 
Niederschreibens des hierher gehörigen Satzes bereits in 
der Bildung begriffen war. Es liegt keinerlei Anlass vor, 
die Siebenzahl von ersten Wählern in das sächsische Land- 
recht hinein zu interpretieren; und damit ist die Annahme 
eines Siebenausschusses ganz überflüssig^). 

Aber wie kommt denn nun trotz der zuerst durch 
die drei Rechtsbücher bezeugten Sechszahl der ersten 
Wähler, welche die Befähigung hatten, dem Papste die 
Rechtmässigkeit der Königswahl bezeugen zu können , doch 
noch ein Siebenercollegium zustande? 

ß. Siebenercollegium der Wahlfürsten. 
ßa. Hinzutreten des Königs von Böhmen. 

Reminiscenzen an ein Siebenercollegium konnten, 
wegen des Nichtvorhandenseins eines Collegiums von sieben 
ersten Wählern im 12. Jahrhundert, im 13. Jahrhundert 
nicht mit wirksam sein. 

Die Darstellung des sächsischen Landrechts trug 
durch Nennung des Böhmenkönigs trotz der Ver- 
wahrung gegen dessen Wahlrecht dazu bei, eine Sieben- 



1) vgl. Harnack, S. 39. 
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zahl zur Geltung zu bringen. Dass derselbe zu den sechs 
Fürsten (von Mainz, Köln, Trier, Pfalz, Sachsen, Branden- 
burg) hinzukommt, darauf haben zunächst andere Ver- 
hältnisse hingewirkt. Das Erzamt, das er besass, wurde 
nur später, als die Anschauung allgemein wurde, dass das 
Erzamt eine wesentliche Eigenschaft der Kurfürsten sei, 
eine Stütze seiner Ansprüche. Es ist bei dem Könige von 
Böhmen, wie früher bei den deutschen Fürsten , seine 
Machtstellung gewesen i), die ihm einen Einfluss auf die 
deutschen Verhältnisse sicherte zur Zeit des Doppel- 
königtums, wo ganz Deutschland in zwei Parteien, die sich 
bekämpften, gespalten war. Philipp verleiht ihm die Königs- 
würde, um ihn auf seine Seite zu ziehen und sich seine 
Unterstützung zu erhalten; Otto IV. bestätigt ihm später 
aus denselben Gründen diese Würde. Der König unter- 
schreibt 1202 den Protestbrief der Wähler Philipps gegen 
die Entscheidung des Papstes mit; er spielt eine bedeut- 
same Rolle namentlich bei der Betreibung der Wahl 
Friedrichs IL gegen Otto neben andern deutschen Fürsten 
und erhält 1212 von Friedrich das Zeugnis, dass er ,,a primo 
inter aUos principes spedaliter prae ceteris in imperatorem 
nos degerit/^ Einige Forscher haben nun aus dieser 
Äusserung Friedrichs herauslesen wollen, dass der König 
von Böhmen wie das „elegerit" anzudeuten scheint , bei 
einer wirklichen Wahl das Vorstimmrecht ausgeübt habe; 
ja Quid de spricht es unbedenklich aus, dass Friedrich 
ihn als zur bevorzugten Wählerklasse gehörig anerkannt 
habe^). Zunächst beweisst dagegen schon der Ausdruck 
y^attendentes quod . . . elegerit^\ dass diese Worte keine An- 
erkennung eines Vorstimmrechts aussprechen, sondern im 
Gegenteil nur eine anerkennende Berufung auf die 
von Anfang an unter andern Fürsten in einer vor 
den übrigen sehr hervorragenden Weise bethä- 
tigten Wirksamkeit des ,Königs für seine Wahl 



1) Schirrmacher, S. 35. 

2) Quidde S. 44/6 u. 98. 
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enthalten. Quidde stellt die Worte jjS2)ecialifer' prae cetcris 
elegerW zusammen mit den vom Papste in dem Schreiben 
an den Erzbischof von Köln gebrauchten Ausdrucke: 
,,ad quem specialite7' inter reliquos principes spectat eleotio 
regis.^^ Nun hat aber 1211 in Nürnberg, keine wirkliche 
Wahl, sondern nur eine provisorische Wahl stattgefunden, 
da die feierliche Wahl erst im Dezember 1212, als Friedrich 
in Deutschland war, in Frankfurt vollzogen wurde ^). Dem 
entsprechend ist auch die Stelle des Chron. Ursp. „in im- 
preratorem elegerunt coronandum'^ aufzufassen. Auf die 
letztere Wahl konnte sich Friedrich in jener Urkunde für 
den Böhmenkönig nicht beziehen, da die Urkunde bereits 
im September ausgestellt ist, sondern nur auf die vorläufige 
Declaration. Bei dieser aber sind die späteren y,primi 
electorcs^^ gar nicht in der vom Sachsenspiegel geschilderten 
Weise in Thätigkeit getreten. Der König von Böhmen 
kann also gar nicht in diesem Sinne 1211 in Nürnberg 
das Vorstimmrecht ausgeübt haben. An dem Akte der 
feierlichen Wahl, der ersten Gelegenheit, wo er sein Vor- 
stimmrecht, wenn in jenen Worten eine Zuerkennung des- 
selben läge, hätte ausüben können, hat er ausserdem gar 
nicht teilgenommen; eine Thatsache, die doch mindestens 
recht verwunderlich ist, ja geradezu jene angeführte Be- 
hauptung Quiddes als völlig irrig erscheinen lässt. 

Die Anlehnung an den früher vom Papste angewen- 
deten Ausdruck beweist nichts für ein Wahlvorrecht des 



1) vgl. Assmaiin ,. Mittelalter" I, S 141. N.tzsch, ,, Gesch. d. dentsch. 
Vülkcb" III, 46. 51. Priitz. .»Staatongescli. d. Abendlamles im Mittelaltfir" 
I, S. 598. 599. 600. Maurenbiecher sagt S. 213: „der Nüriibergei Akr. 
habe mir eine Verkündigtiug des ihm .Friedrioli) inuewobncndcn AuopriicLs 
auf die Kaiserwürde bedeute». Dafür zieht er dieStdlc im Ohr d. Sampclr. 
über die Vorgänge in Nürnberc: heran. Diese lauten: „Friedericnm autea 
ab nniversitate electuni futurum imperatorein dcclarant" und an anderer 
Stelle: ..ass^eientes re^^em Fiiedericum, qui eicctione principiim jam dudum 
viventc patre(1196)declaratus fuerit, jure praevalere.'* S. 215 sagtMaurcu- 
brecher, dass in Frankfurt im Dezember 1212 die staufische Partei in den 
herkömmlichen Formen iionli einmal die förmliche Wahl wiederholt hat. 
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Böhmenköhigs. Das ^^specialiier prae ceteris" bedeutet nur 
eine durch die Verleihung des Privilegiums ver- 
anlasste Heraushebung aus der Zahl der übrigen 
Fürsten, wie es auch sonst bei Verleihung von Privi- 
legien an einzelne Personen vorkommt. Friedrich hat 
damit ein Vorrecht des Böhmen, ebensowenig wie sonst 
das anderer Fürsten, anerkannt: es bestand damals über- 
haupt ein solches Vorrecht einzelner Fürsten noch nicht; 
denn noch 1208 hatte in Halberstadt der Erzbischof von 
Magdeburg, der später nicht zu den Kurfürsten gehörte, 
vor dem Herzoge von Sachsen an erster Stelle, andere 
Fürsten nach ihm seine Stimme abgegeben , Fürsten , die 
später nicht in das Kurcollegium kamen, ohne dass dabei 
dem Herzoge, der später Kurfürst wurde, ein Vorrecht 
zugestanden hätte. Und weit ferner lag es Friedrich bei 
seiner ganzen, in späterer Zeit sehr entschieden zum Aus- 
druck gebrachten, Stellung der Gesammtheit der Fürsten 
gegenüber, irgend einem Fürsten ein solches Wahlrecht 
zuzusprechen. Und bei der Betreibung der Erhebung 
Friedrichs waren in derselben Weise wie der König von 
Böhmen ausser dem vorberechtigten Erzbischofe von Mainz 
auch der Erzbischof von Magdeburg, der Landgraf von 
Thüringen, der Markgraf von Meissen und auch der 
Herzog von Baiern thätig, also auch eine ganze Anzahl 
von Fürsten, die sich zu Kurfürsten nicht erhoben haben, 
der König von Böhmen aber immerhin „a primo inter alios 
jmncipes^^ d. h. „der Zeit nach zuerst unter den Fürsten*' 
wie ihm bezeugt wird, wenn es nicht eine ebensolche Her- 
aushebung aus der Zahl der übrigen Fürsten ist, wie 
„specialiter prae ceteris'\ und nur bedeutet, dass er zu den 
Fürsten gehörte, welche „von Anfang an", seit Otto ex- 
communiziert war, „für die Wahl Friedrichs thätig waren." 
Wichtig ist nur, dass das Zeugnis insofern, als es 
ausdrücklich die hervorragende Teilnahme des Königs 
an der Erhebung Friedrichs konstatiert, und, dass die 

1) vgl. PhiUips XXVI, S. 101 und Quidde S. 98. 

6* 
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Anerkennung dieser seiner Thätigkeit die Brücke schlägt 
für ihn, sich das Wahl- und Kurrecht erwerben zu 
können'). — An der Wahl von 1212 hat er, wie schon 
bemerkt ist, nicht teilgenommen, ebenso auch nicht an der 
Wahl von 1220, dagegen an der Wahl Conrads 1237 
zu Wien. Und bei dieser Wahl erschien dem Marbacher 
Annalisten 2), der König bereits als „wählender" Fürst 
neben Mainz, Trier und Baiern-Pf alz , während er die 
übrigen anwesenden Fürsten nur als „ceteri consentientes" 
anführt. Aus dieser Nachricht könnte man vielleicht ent- 
nehmen, dass in Deutschland seit den Vorgängen von 1211 
und 1212 sich die Anschauung verbreitet hatte, dass der 
König mit zu den Wahlfürsten im engeren Sinne gehörte. 
Aber der Umstand, dass der Annalist den König von 
Böhmen vor dem Pfalzgrafen nennt, der doch seit 1180 
bereits unbestritten die erste Stelle unter den weltlichen 
Wählern behauptet, dessen Bedeutung für die Wahlhandlung 
bereits 1 198 von dem Fortsetzer der Weingartener Chronik 
im Sinne des Erzbischofs von Köln der Bedeutung des 
Mainzer Erzbischofs an die Seite gestellt wird»), und jetzt, 
da er zugleich Herzog von Baiern war, ein noch viel 
bedeutenderes Gewicht in die Wagschale legen konnte, 
eine Bedeutung, die der des früheren Doppelherzogs 
Heinrich des Löwen ziemlich gleich kam, und darum von 
dem erst neu einrückenden Wähler schwerlich aus der 
ersten Stelle verdrängt werden konnte**); diese Umstände 
machen die Hervorhebung des Königs von Böhmen als 
„Wähler" verdächtig und machen es, besonders, da er in 
dem Wahldekrete, welches über die Wahl von 1237 auf- 

1) vgl. Harnack S. 31/82. 

2) M. G. SS. XVII, 178: „quem elcgerunt archicpiscopi Mogunt. et 
Trever. et r^x Bociniae et «lux ßavaiiac, qui et palatinus Rhcui, con- 
sentientibns ceteris principibus, qui aderant, tarnen paucis". 

3) SS. XXI ad a. 1198. „Col. archiep. malignabatur . . . electionem 
talera caluuipnians, cui nee Mogunt. archiep. sen Palatinus logalis aulc 
intcrfnerit'* vgl. Harnack 8. 18. 

4) vgl. Tannert 24. 26 ff. 32. 38. Ficker S. 106. 
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gestellt ist, nach dem Pfalzgrafen ^) unterschrieben hat, 
wahrscheinlich, dass der Marbacher Annalist durch den 
Königsrang des böhmischen Fürsten sich hat verleiten 
lassen, ihn vor dem Pfafzgrafen zu stellen und zu den 
eigentlichen Wählern zu rechnen. 

Dieses Wahldekret sieht Harnack für eine unbedingt 
glaubwürdige Urkunde über die Vorgänge bei der Wahl an 
und schenkt ihm allein Glauben gegenüber der Nachricht 
der Marbacher Annalen über die Wahl und zieht daraus 
seine Schlüsse 2). Er schliesst aus der Stellung des Böhmen- 
königs nach dem Pfalzgrafen in dem Wahldekrete, dass 
dasselbe die Zeugen genau in der Reihenfolge der Ab- 
stimmung bei der Wahl gebe, und folgert daraus dann 
weiter, dass, da alle geistlichen Fürsten vor allen weltlichen 
genannt sind, ein gemischtes Vorwähler-, d. h. bevorrech- 
tigtes Wähler-CoUegium damals noch nicht bestanden habe, 
während er früher, indem er dieselbe Auffassung der 
Unterschriftenreihe in der Wahlanzeige der Wähler Ottos 
hatte, geglaubt hatte, bereits für 1198 ein gemischtes 
Collegium erster Wähler gefunden zu haben. Quidde hat 
Harnacks Auffassung der Unterschriftenreihe des Wahl- 
dekrets bereits berichtigt^). 

Für das Eintreten des Königs von Böhmen in die 
Reihe der bevorrechtigten, der eigentlichen Wähler war 
doch diese Zeit, wo das KurcoUegium bereits in der 
Bildung begriffen war, noch darum besonders günstig, 
weil ßaiern ausfiel, da der Herzog von Baiern seit 1231 
sicher vielleicht aber schon seit 1214 die pfalzgräflichen 
Rechte hatte und infolge dessen die Person des Herzogs 
von Baiern zurücktreten musste*). Dieses Zurücktreten 
des Herzogs von Haiern wurde nicht dadurch aufgehalten, 
dass der damalige Herzog für die Erhebung Friedrichs 

1) Ficker, Keichsfürststd. S. 117 118. 

2) vgl. Harnack S. 33. MaureD brechet hält S. 224 Anm. ebenfalls 
die Urkunde für glaubwürdiger als die Nachricht der Marbacher Aualen. 

3) Quidde S. 39 f£. 
4} Quidde S, 98/99. 
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ebenso thätig gewesen war, wie der König von Böhmen, 
ja auch an der feierlichen Wahl von 1212 teilgenommen 
hatte — 

Quid de geht ohne Zweifel zu weit^), wenn er in 
dem Berichte der vom Sachsenspiegel unbeeinflussten 
Marbacher Annalen ein unbezweifelbares Zeugnis für das 
Vorstimmrecht des Königs von Böhmen sieht 2). Die Un- 
sicherheit seiner Behauptung wird ersichtlich aus der 
Schwäche der Beweisgründe, die er anführt: ihm müsse 
das Recht bereits damals zugestanden haben, da es 
schliesslich doch zur Anerkennung gelangt und gegenüber 
den bairischen xAnsprüchen behauptet worden sei. — Mehr 
beweisen könnte die Stellung des Böhmenkönigs in der 
Zeugenreibe vor den Fürsten von Thüringen und Kärnten. 
Diese Thatsache beweist, dass er unter den Reichsfürsten bei 
der Wahl bereits eine angesehene Stelle einnahm. Als Beweis 
für den Besitz des Vorstimmrechts genügt dieses Moment aber 
noch nicht. Dieses Recht errang er erst in der folgenden 
Zeit, wo die der Erwerbung eines Wahlvorrechts günstigen 
Momente fast allesamt (Vereinigung von Baiern und 
Pfalz, besondere Gunst des Papstes, Gegnerschaft gegen 
Friedrich, Aussterben mächtiger Fürstenhäuser, seine grosse 
Macht a. a m.) zur Geltung kamen. 

Harnack folgert im Anschluss an die gemeinsame 
Wahlanzeige der Wähler Ottos IV. ein 

ßß. Vorstimmrecht des Herzogs 
von Lothringen-Brabant^) 

Quidde hat dem gegenüber dargelegt 4), dass sich 
aus dieser Anzeige das nicht folgern lasse, da der Herzog, 

1) Quidde S. 35,37 und 41 unten. 

2) Maurenbrecher vermag S. 224 Anm. diesem Berichte staats- 
rechtliche Bedeutung nicht beizulegen. Augenscheinlich stehe der Annalist 
unter dem Einflüsse der späteren Kurfürstentheorie. 

3) Harnack, S. 19 ft. 

4) Quidde S. 86196. 
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weil er vom Kreuzzuge noch nicht zurück war, gar nicht 
mitgewählt und erst nach seiner Rückkehr die Anzeige 
unterschrieben habe. Durch seine Annahme von sieben 
vorstimmberechtigten Fürsten wird er aber zu der irrigen 
Behauptung fortgerissen, dass die deutschen Fürsten gegen 
die Anerkennung eines der beiden oder beider lothrin- 
gischen Herzoge als Wahlfürsten alsbald Widerspruch 
erhoben haben würden '). — Aber jene Annahme lässt sich 
nicht beweisen, folglich fällt auch die darauf gestützte 
weitere Behauptung hin. Die Lothr.'nger und ihre Herzoge 
sind öfter auf den Wahltagen anwesend gewesen; und die 
Herzoge werden da ebenfalls an den Wahlen teilgenommen 
haben, so 1152; seit 1198 hat der Herzog von Brabant 
der die niederlothringischen Herzogsrechte für sich in An- 
spruch nahm, mit j.elegi'^ unterschrieben; er wählte 1205 
mit, ebenso 1220 und 1257 wie auch 1247. Erst seitdem 
der Papst einzelnen Stimmen ein grösseres Gewicht bei- 
gemessen hatte und damit ein neues Moment in das Wahl- 
verfahren gebracht hatte, und seitdem die Forderung der 
Bezeugung der Wahl des deutschen Königs durch ange- 
sehene Fürsten seitens des Papstes dem früher ausge- 
sprochenen Grundsatze Bedeutung in der Praxis verschaffte, 
und die hervorragenden Fürsten als die am besten geeig- 
neten Wahlzeugen aus der Zahl der übrigen Wähler heraus- 
gehoben und so die Bildung eines Collegiums erster Wähler 
in die Wege geleitet hatte; machten die Fürsten, die ein 
Recht zu haben glaubten, zu den ersten Wählern gerechnet 
zu werden, Anstrengungen gegen ihre Zurückdrängung bei 
der Wahl, so auch der Herzog von Brabant als Nachfolger 
des Herzogs von Niederlothringen. Er erreichte aber nichts. 
Der Pfalzgraf machte jetzt als Herzog von Baiern 
Anspruch auf eine zweite Stimme auf Grund des Herzog- 
tums Baiern, „ratione dncatns^\ und suchte dieses vermeint- 
liche Recht auch später noch festzuhalten oder durchzu- 

1) Quidde S. 94. 
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setzen. Selbst der Markgraf von Brandenburg, 
der seit 1198 bei den Wahlen gefehlt hatte, nur 1209 auf 
auf dem Reichstage zu Würzburg gewesen war, erschien 
1237 in Speier, um nachträglich die ihm zustehende bevor- 
zugte Stimme für Conrad abzugeben i). 

Die Herausbildung eines CoUegiums bevor- 
rechtigter Wähler begann, wie oben gezeigt ist ''^), ohne 
Zweifel seit dem Regierungsantritte Friedrichs II. unter 
dem Einflüsse des Verlangens der Curie in Beziehung auf 
die Wahlzeugen und vollzog sich ganz allmählich, den 
Zeitgenossen kaum bemerklich. 

g. Stellung Kaiser Friedrichs zu den Wahlvor- 
rechten einzelner Fürsten und die Wahl von 1237. 

Kaiser Friedrich stand der Herausbildung von Wahl- 
vorrechten einzelner Fürsten und noch mehr der in deren 
Gefolge sich vollziehenden Bildung einer Fürstenaristokratie 
völlig ablehnend gegenüber. Er hat seine Stütze in der 
gleichberechtigten Gesamtheit der Fürsten gesehen ; und, wo 
er von dem Wahlrechte spricht, schreibt er es allen Fürsten 
ohne Unterschied in gleicher Weise zu. Das hat Har- 
nack richtig hervorgehoben 3). Darin stimmen mit ihm 
auch die übrigen Forscher überein '^j. Friedrichs Stellung 
zu dieser Frage ergiebt sich am deutlichsten aus den 
Worten, die er 1245 nach seiner Absetzung durch den 
Papst in bewusstem Gegensatze gegen dessen Anschauung, 
der er in einem Schreiben an die lombardischen Städte 
Ausdruck verleiht, und gegen die wenigen auf dessen Seite 
stehenden Fürsten. Die Worte lauten : ^juniversomm imperii 
principum ad quos imperii de jure spectat electio^),^' Früher 

1) vgl Harnack, S. 33 und bei andern Forschern. 
, 2) s. ob. S. 68ff. 
6) Harnack S. 33. 

4) vgl. Schirrra. S. 19, 20if,26. Wilmanns S.98ff., Weiland 335/7, 
ijuiddt; S. 35 ff., Maurenbrecher S. 226. 
ö) vgl. Harnack S. 49. 
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trat der Gegensatz seiner Auffassung noch nicht so be- 
stimmt hervor; es war auch kein Anlass dazu gegeben: 
denn der Papst forderte, wie wir bereits gesehen haben, 
weder ein solches Collegium bevorrechtigter Wähler, selbst 
nicht mit dem Verlangen von „magni principes" als Wahl- 
zeugen, noch bestand ein solches; es begann sich erst in 
der Stille auf den oben gekennzeichneten Grundlagen zu 
entwickeln*). Der Papst hat seinen Wunsch ihm gegenüber, 
so viel wir wissen, auch gar nicht geltend gemacht; es 
fehlte auch jeder Anlass dazu, da der Papst ihm die Kaiser- 
krone einige Jahre nach seiner Wahl zum deutschen Könige, 
da er ihn erzogen hatte und ihm freundlich gesinnt war, 
ohne besondere Prüfung seiner Wahl und seiner Würdigkeit 
gewährte. Die Wahlen seiner Söhne 1220 und 1237 Hess 
er dem Papste schriftlich anzeigen, allerdings Hess er, so 
viel wir wissen, 1220 das Schreiben mit einem aktenmässigen 
Berichte über den Hergang der Wahl durch einen deutschen 
Reichsfürsten, einen Bischof, seinen Kanzler Konrad über- 
bringen^). Freilich kann ich aber nicht, wie Maurenbrecher 
es thut, in dieser Thatsache ein Zugeständnis gegenüber 
dem Wunsche des Papstes erkennen. Der Kanzler wurde 
gesandt, da er die geeignetste Persönlichkeit waf, um die 
Sache des Kaisers zu vertreten und den Papst zur Aner- 
kennung der Wahl zu bewegen. Er hatte nur um die Aner- 
kennung Heinrichs als deutschen Königs zu bitten, nicht 
um die Kaiserkrone, die ja Friedrich selbst noch trilg. 
Bei Erbittung der Kaiserkrone würde der Papst gewiss 
die frühere Haltung der Kurie wieder angenommen und 
ihre Forderungen wieder geltend gemacht haben. 

Wie passen aber nun die Äusserungen Friedrichs in 
der Urkunde von 1212 für den König von Böhmen und 
die Worte seines Kanzlers an den Papst über die Wahl 
von 1220 zu seiner oben angegebenen Auffassung? 

Die erste Frage ist bereits oben eingehend behandelt 

1) vgl. oben S. 68fF. 

2) vgl. Maurenbrecher S. 221 u. 228. 
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und beantwortet 1). Es darf, namentlich in Rücksicht auf 
die spätere so bestimmte gegensätzliche Äusserung gegen 
Wahlvorrechte einzelner Fürsten, keine Anerkennung eines 
Vorrechts für den König von Böhmen daraus abgeleitet 
werden. 

Die zweite Äusserung in dem Schreiben , in welchem 
sich der Kaiser deswegen, weil er seinen Sohn Heinrich, 
der bereits vom Papste als König von Sicilien anerkannt 
war, hatte gegen das Versprechen, das er dem Papste 
gegeben hatte, auch zum deutschen Könige wählen lassen, 
entschuldigen lässt„ lautet : ,,m filium domini mei vota tarn 
electorum quam etiam omnium principum et nobilium Teiitonie 
convenerunf'^). Es fällt in diesen Worten der Ausdruck 
fyelectores^' auf. Dieser ist nur angewendet als eine An- 
passung an die Auffassung des Papstes in den ersten 
Jahren des Jahrhunderts, enthält aber durchaus keine An- 
erkennung einiger Fürsten als eigentlicher Wähler neben 
den übrigen Wahlberechtigten. Der Kaiser lässt damit 
nur aussprechen, dass auch solche Für6ten, denen der Papst 
früher ein bevorzugtes Wahlrecht beigemessen hatte, unter 
den Wählern waren. Er stellte aber die „vota" der 
übrigen Wähler den ihrigen völlig gleich 2), ja rechnet 
unter diesen sogar die „Nohües^^ mit. 

Derselben Anschauung entspricht es, wenn in dem 
Wahldekret von 1237'*) die anwesenden Wähler in 
der bisher üblichen Reihenfolge der Abstimmung bei den 
Wahlen unterzeichnen, erst die geistlichen Fürsten die 
drei Erzbischöfe von Mainz, Trier, Salzburg , die vier 
Bischöfe von Bamberg, Regensburg, Freising, Passau; 
dann die vier weltlichen Fürsten : der Pfalzgraf , der 
zugleich Herzog von Baiern war, der König von Böhmen, 
der Landgraf von Thüringen und der Herzog von Kärnten ; 

1) s. oben S. 85 ff. 

2) M. G. SS. II, 322/4. 

3) vgl. Harnack S. 32, Weiland 336/7, Schirrmacher S. 20 ff. Quidde 
S. 35 ft., Tannert S. 5 Anm. 
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und wenn alle sich mit den Worten: ^^qui circa hoc 
Romani senatiis lociim dccepimus, qui patres et imperii liimina 
reputamivr'^ als Ratgeber des Kaisers und des Reichs und 
unterschiedslos als Wähler bezeichnen und demgemäss 
unterschrieben „eUgi et siibscripsi^' . Das Schreiben ist ganz 
im Sinne des Kaisers abgefasst. Die Fürsten gehen ganz 
auf die Wünsche des Kaisers ein und in ihnen auf, pro- 
testieren gegen die päpstliche Lehre von der Übertragung 
des Imperimus an die Deutschen durch den Papst. Man 
kann also auch in der Reihenfolge der Unterschriften, 
worin sich kein Wahlvorrecht einzelner bestimmter Fürsten 
ausspricht , die kaiserliche Auffassung des Wahlrechts 
wiedergespiegelt finden. 

Hat es sich hier aber auch um eine wirkliche Wahl, 
nicht etwa bloss um eine Vorwahl, eine Designation ge- 
handelt ? Die annal. Colon, max. i) sagen, dass die Fürsten 
in Wien den neuen König nur „designiert" hätten, dass 
die „approbatio" eigentliche Wahl, erst in Speier statt- 
gefunden habe Demgemäss fasst von Ohlenschlager den 
Wiener Akt nur als eine Vorwahl auf^). Das ist nicht 
richtig. Jene Stelle selbst enthält einen Widerspruch, in- 
dem sie sagt, dass nur wenig („quidam") Fürsten in Speier 
anwesend gewesen sind. Und „approbatio" ist ja auch, 
an sich genommen, nicht eine feierliche Wahl, sondern nur 
die „Bestätigung" einer solchen. Man darf also weniger 
auf die in der Nachricht gewählten Ausdrücke sich stützen, 
sondern muss sich den erkennbaren Verhältnissen gemäss 
entscheiden. Und das Wahlinstrument von 1237 betont 
ja auch mehrfach ausdrücklich, dass die unterzeichneten 
Fürsten, ^^vota contiderunt, eUgenmt^\ dass sie dem Er- 
wählten („electo^^) den Treueid leisten u. s. w. Es ist also die 

1) SS. XVII, 846: „Friedericus Imp. ascendit usque Ratisponam, 
Principibus apud Spiram convocatis. Übi cum quidam Principes convenissent 
.... filiuin etjam suiim Conradum adhuc puerum prius in Austria Hegern 
Teutonie designatum, denuo ab ipsis obtinet approbari." 

2) vgl. von Ohlenschlager S. 123. 
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Handlung in Wien wirklich eine „Wahl" („electio") 
gewesen. 

Die Forscher, welche näher auf die Sache eingehen, 
fassen je nach der Stellung, die sie der Entstehung des 
Kurcollegiums und dessen Zustande um 1209 und der Dar- 
stellung des Sachsenspiegels gegenüber einnehmen , die 
Stellung Friedrichs als eine mehr oder minder scharfe der 
Bildung einer Wahlfürsten-Aristokratie gegenüber auf. Sie 
knüpfen an das Schreiben des Kanzlers über die Wahl 
von 1220 und an die Nachrichten über die Wahl von 1257 
Erwägungen allgemeinerer Art an in Beziehung auf das 
Wahlrecht und das Wahlverfahren. 

h. Der Forscher Erwägungen allgemeiner Art 
in Beziehung auf das Wahlrecht und das Wahl- 
verfahren, im Aiischluss an das Schreiben des 
Kanzlers von 1220 und die Quellen über die Wahl 

von 1237. 

«. Zum Schreiben vom 13. Juli 1220. 
Tanne rt sucht zu beweisen, dass im Anfange des 
13. Jahrhunderts die Grafen aus der Zahl der wählenden 
Fürsten ausgeschieden seiend). Im Jahre 1212 habe der 
Hofkanzler geschrieben, dass ^jceteri tarn ecclesiastici quam 
seculares principes'^ Friedrich gewählt, aber ,^ceteri principes 
imperii, nobiles quoque et magnates^^ ihm Huldigung geleistet 
hätten^). Friedrich nenne 1220 nur die „principes" als 
Wähler 3). Damit scheint ihm im Widerspruch zu stehen 
die bestrittene Stelle in dem Schreiben des Hofkanzlers 
von 1220 an den Papst: „vota tarn electorum quam etiam 
omnium principiim et nobilium Teutonie convenerunV^ *). Um 
diesen anscheinenden Widerspruch zu lösen, sucht er diese 
Stelle in folgender Weise zu erklären. Er sieht es als 

1) vgl. Tannert, S. 4. Anm. 3. 

2) ebendas. u. Hnillard-Brehollcs I, 230. 

3) das. S. 5. H.-Br. I. 802. 

4) vgl. oben S. 94. 
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unmöglich an, dass der Kanzler die „omnes priiicipes et 
nobiies" in derselben Weise als Wähler Heinrichs mit auf- 
gefasst haben könne wie die „electores". „Electores*' 
könnten hier nur diejenigen sein, die in dem vorliegenden 
Falle ihr Wahlrecht ausgeübt hätten; also habe es den 
Sinn von „qui elegerunt", nicht von „Vorwählern", wie 
Weiland den Ausdruck auffasse i); „omnes principes" seien 
die abwesenden Wähler, die nachträglich ihre Zustimmung 
ausgesprochen, und „nobiles" diejenigen, die ihm nur 
den Huldigungseid geleistet hätten. Das soll der Gegen- 
satz ergeben. Da nun aber doch „vota" sowohl der 
„electores" als der „omnes principes" wie „nobiles" er- 
wähnt sind, so fasst er „vota" als „Wunsch", den ganzen 
in den Schreiben erwähnten Vorwahl „so zusagen" als „Vor- 
wahl", „designatio", auf, wie v.Ohlenschlager denVorgangin 
Wien 1237 betrachtet hatte. Er glaubt damit Weilands 
Auffassung der Stelle widerlegt zu haben. Aber Tannert 
interpretiert eben nach der von ihm vorher auf Grund der 
angeführten' Zeugnisse aufgesellten Hypothesen. — 

Zunächst, wie kommt Tannert dazu, die Ausschliessung 
der Grafen von der Wahl anzunehmen? 1198 hatten noch 
Grafen mitgewählt, wie bezeugt ist durch die Unterschriften 
der Protestbriefe der Wähler Philipps die Unterschriften der 
Wahlanzeige und wie durch die Briefe der Wähler Ottos an 
den Papst. Von einer Ausschliessung derselben liegt bis 1220 
kein Zeugnis vor. Konnte denn aber auch Friedrich nicht, 
trotzdem er den Ausdruck ,,electores" in Anlehnung an 
die päpstliche Anschauung von der grösseren Bedeutung 
der Stimmen einzelner Fürsten bei der Wahl gebraucht 
hatte, hier nun das Wahlrecht aller Fürsten geltend 
machen gerade im Gegensatz zu dieser Auffasssung des 
Papstes auch von dem „Votum" der „omnes principes et 
nobiles" sprechen^)? Wenn Friedrich vorher selbst nur von 



1) Weiland, Forsch. XX 336/7. 

2) vgl. Quidde S. 37 am Ende. Harnack S. 32, Schirrm. S. 20 ff. n. 
Wilraanns S. 35 ö. 
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der Wahl durch „principes" spricht, so ergiebt sich daraus 
noch nicht unbedingt ein Widerspruch mit dieser Stelle, 
wo er die „vota" der „omnes principes" und der „nobiles" 
hervorhebt, auch in dem Falle nicht, wenn man die Grafen 
als mit unter den „principes" befasst denkt und die 
„nobiles'* als eine unter den Grafen stehende Klasse von 
Herren ansieht. Gegenüber dem Papste hielt sich Friedrich 
verpflichtet, das Wahlrecht alier Fürsten hervorzuheben, 
während an anderer Stelle es ihm genügte, nur auf 
die „principes" als Wähler ganz allgemein hinzuweisen. 
In dem Schreiben an den Papst können sehr wohl die 
noch stimmberechtigten Grafen als „nobiles** bezeichnet 
sein. Wäre eine niedere Klasse von Herren damit be- 
zeichnet, so ist es auch in diesem Falle nicht so schwer, 
den scheinbaren Widerspruch beider Stellen zu heben. 
Denn „votum" bedeutet nicht blos „Stimmabgabe bei der 
feierlichen Wahl", sondern auch „Zustimmung zu derselben", 
indem letztere bereits bei der Hauptwahl von den „nobiles" 
ausgesprochen sein kann. „Votum" als in der Bedeutung 
„Wunsch" angewendet und den besprochenen Vorgang 
nur als „designatio" zu denken, ist kein Grund vorhanden. 
Und „omnes principes et nobiles" als „bei der Wahl nicht 
anwesend" zu denken, heisst die Stelle ganz miss verstehen. 
Insofern kommt Weilands Auflassung dem Sachver- 
halte nähert). Aber Weiland irrt auch, freilich in Con- 
sequenz seiner falschen Annahme, dass „Vorwähler" d. h. 
„Wähler mit einem Vorrecht", damals bereits thatsächlich 
vorhanden gewesen seien, wenn er den Ausdruck „electores" 
bereits für jene Zeit als „technisch für die bevorrechtigten 
Wähler" ansieht, sogar aus der Stelle ein sicheres Zeugnis 
für die Existenz der Vorwähler, des VorwählercoUegiums, 
herausliest. Auch ist es gar nicht nötig, wie Weiland in 
derselben Consequenz gezwungen ist, anzunehmen, dass 
der Kanzler, indem er das „electores" schrieb, an bestimmte 

1) Weiland Forsch. XX S. 336/7. 
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Fürsten gedacht habe, ebenso wenig wie der Papst 
1200—4203 bestimmte Fürsten im Auge haben konnte 
ausser den drei Rheinischen Erzbischöfen und etwa dem 
Pfalzgrafen. Ist diese Annahme aber auch noch möglich, 
so ist es aber sicher falsch, ausser den drei Erzbischöfen 
an die Fürsten, welche die Erzämter besassen, zu denken 
und daraus weiter zu folgern, dass die Ämtertheorie bei 
der Reichsregierung „durchgeschlagen habe". Denn es 
war von den im Sachsenspiegel als Erzbeamte genannten 
ersten Wählern nur der Pfalzgraf anwesend bei der Wahl 
in Frankfurt, sonst zwar eine grössere Anzahl geistlicher 
Fürsten (Bischöfe), aber nur wenige weltliche Fürsten und 
zwar ausser dem Pfalzgrafen nur solche, die nicht Erz- 
beamte waren, so der Herzog von Brabant und der Land- 
graf von Thüringen, die ohne Zweifel auch zu den „magni 
principes" gehörten. Ausserdem spricht gegen die letzte 
Annahme Weilands auch, dass, wie oben gezeigt worden 
ist^), die Ämtertheorie sich noch gar nicht gebildet hatte. 
Man könnte sich unter den „electores", wenn man an 
bestimmte Fürsten dabei denken wollte, höchstens an die- 
jenigen denken, die zur Bezeugung der rechtmässigen 
Königswahl befähigt waren, aber kaum bereits an die 
„sex principes". die das sächsische Lehnrecht nennt. Aber 
auch zu einer solchen Annahme liegt kein zwingender 
Grund vor. Es ist, da Friedrich solche Vorrechte nicht 
anerkannte, vielleicht gar nicht kannte, jedenfalls das 
„electores" so leichthin, ohne den speciellen Sinn, den es 
später bekam, hineinzulegen, gebraucht worden, wie der 
Papst früher von „magni principes" und „ad quos prin- 
cipaliter electio spectat" gesprochen hatte. 

Harnack fasst die Sache im Wesentlichen richtig 
auf 2); er glaubt aber auch, dass Friedrich den Ausdruck 
„electores" habe anwenden lassen, da zwei von den einst 
von Innocenz gemeinten Fürsten, ausser den geistlichen 



1) vgl. ob. S. 43 f. u. S. 77 ff. 

2) vgl. KurfürstencoUegium S. 32. 33. 
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Fürsten auch zwei weltliche, die von Pfalz und Brabant 
mit gewählt hätten. Das ist, wie gezeigt ist> nicht 
richtig, da nicht nachzuweisen ist, welche weltlichen 
Wähler der Papst damals im Auge gehabt hatte. 
Friedrich könnte das Wort auch schwerlich haben 
anwenden lassen, da von ihnen nur einer, der Pfalz- 
graf (der Herzog von Brabant war ja selbst Harnack 
zweifelhaft) sich an der Wahl beteiligt hatte. Es ist also 
unmöglich eine Beziehung auf die „bevorrechtigten" Wähler 
herauszulesen. — Harnack sieht im Übrigen in der ganzen 
Stelle richtig eine Gleichstellung der „omnes principes et 
nobiles" mit den „electores" *). Es kommt für die Be- 
urteilung darauf an, was man unter principes et.jiobiles 
zu verstehen hat. 

Quid de liest aus der Stelle einen von Friedrich 
gemachten Unterschied heraus zwischen „electores", in denen 
er wie Weiland die mit „Wahlvorrechten" ausgestatteten 
Fürsten sieht, und den übrigen Fürsten«); aber er fasst 
doch die Stelle so auf, dass der kaiserliche Kanzler auch 
den übrigen Fürsten und Magnaten das Wahlrecht aus- 
drücklich zuerkannt habe und sich damit in bewussten und 
beabsichtigten Gegensatz gegen die 1200 von der Curie 
vertretene Auffassung gestellt habe. Wie weit das richtig 
ist, ergiebt sich, wenn man es mit der oben») beurteilten 
Auffassung Quiddes von den päpstlichen Aussprüchen 
zusammenhält, und aus dem, was bei Beurteilung dieser 
Stelle hier bereits gesagt ist. Es sei hier nur noch besonders 
bemerkt, dass Quidde keinen Beweis dafür zu erbringen 
vermocht hat, dass es damals bereits „mit Wahlvorrechten 
ausgestattete Wahlfürsten" gegeben habe, und dass darum 
ein solcher Unterschied, wie Quidde meint, nicht gemacht 
werden konnte, am wenigsten von Friedrich, der solche 



1) s. unten S. 101. 

2) vgl. Quidde S. 36, 37. 

3) s. oben S. 48fF, 
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Wahlvorrechte nicht kannte oder doch nicht anerkannte'). 
Quidde berichtigt sich an einer späteren Stelle '-^j auch 
selbst, indem er das „electores" nur als Concession an die 
päpstliche Anschauung ansieht; eine Concession, die aber 
nicht als ein getreuer Ausdruck der in deutschen Regierungs- 
kreisen herrschenden Auffassung anzusehen sei. Meiner 
Meinung nach ist „Concession" noch zu viel behauptet. Der 
kaiserliche Kanzler spricht in dieser Weise nur in An- 
passung oder auch nur in Anlehnung an die päpstliche 
Anschauung, nur um dem Papste anzudeuten, dass unter 
den Wählern Heinrichs auch Fürsten gewesen seien, deren 
Stimmrechte der Papst selbst ein grösseres Gewicht bei- 
messen könnte. 

Maurenbrecher fasst die Stelle in dem Schreiben 
von 1220 in der Weise auf, dass er ebenfalls annimmt, 
dass ein Unterschied gemacht worden sei zwischen den 
wahlberechtigten Fürsten und den übrigen Fürsten, Grafen 
und Magnaten. Nur die erste Fürstenklasse, die mit 
electores bezeichnet sei, hätten gewählt, die übrigen nur 
durch Zuruf ihre Zustimmung zur Wahl gegeben. Als 
wahlberechtigte Fürsten sieht er an nur die Mitglieder des 
neueren Reichsfürstenstandes; die übrigen Fürsten, Grafen 
und Magnaten hätten, weil nicht zum Reichsfürstenstande 
gehörig, ein Wahlrecht nicht mehr besessen. Als electores 
seien anwesend gewesen 1220 iu Frankfurt 4 Erzbischöfen 
1 1 Bischöfe und 5 weltliche Reichsfürsten, die von Baiern- 
Pfalz, Brabant, Thüringen, Namur, Anhalt. 

Wir müssen nun, um diese Ansicht Maurenbrechers 
zu verstehen, etwas näher darauf eingehen, wie er dazu 
kommt, nur die Reichsfürsten, welche als Mitglieder dem 
neueren Reichsfürstenstande angehörten , als wahlberechtigt 
zu betrachten. 

Er ist mit Ficker der Ansicht, dass sich infolge der 
Massnahmen des Kaisers Friedrich I. ein kleiner Kreis von 



1) Weil. Forsch. XX, S. 335 unten. 
3) vgl. Quidde S. 106 f. 
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Fürsten aus der grösseren Zahl der Fürsten des älteren 
Reichsfürstenstandes, dessen Mitglieder alle berechtigt 
waren, an der Wahl des deutschen Königs als Wähler teil- 
zunehmen, herausgelöst und sich allein die direkte Beziehung 
zum Reiche bewahrt habe. Eines der wichtigsten Rechte 
dieses neueren Reichsfürstenstandes, fährt Maurenbrecher 
über Ficker hinausgehend fort, sei die Wahl des deutschen 
Königs gewesen. Diese Prärogative habe jetzt das wich- 
tigste Kennzeichen der Reichsfürsten gebildet i). Mauren- 
brecher folgert dann daraus weiter, dass durch diese Ver- 
ringerung xier wirklichen Reichsfürsten eine grosse Zahl 
von Grossen und Magnaten vom Wahlrechte ausgeschlossen 
worden sei 2). 

So weit sind diese Aufstellungen Maurenbrechers ja 
fast unanfechtbar. Wenn er aber von einer „Beschränkung" 
der Wählerzahl, ja sogar von einer ., Verfassungsänderung", 
die jene eingeschlossen habe, spricht, so irrt er von dem 
Wege ab, auf dem er hätte zur richtigen Auffassung dieser 
Verhältnisse gelangen können. Indem er so abgeirrt ist, 
spricht er von einer „Abgrenzung" des neueren Reichs- 
fürstenstandes. Er fühlt es aber selbst, dass er damit zu 
viel gesagt hat, über das Ziel hinausgegangen ist, wenn er 
bei Erörterung der aus Anlass des Streites über die Recht- 
mässigkeit der Wahl Philipps oder Ottos aufgebrachten 
Frage nach dem grösseren oder geringeren Gewichte der 
Stimme des einen oder anderen Reichsfürsten, oder nach 
der Grenze der „zur Königswahl berufenen oder zuzu- 
lassenden Reichsfürsten" ein Schwanken und eine rechtliche 
Unsicherheit wahrzunehmen glaubt. Diese wahrgenommene 
Unsicherheit glaubt er damit erklären zu können, dass er 
behauptet, „die Einschränkung der fürstlichen Wählerzahl 
infolge der Veränderung in der Zahl der Reichsfürsten sei 
noch etwas Neues, noch nicht Eingelebtes oder in wieder- 
holter Praxis Erprobtes" gewesen: denn der neu „abge- 

1) vgl. Maurenbrecher S. 200ff., 203 Anm. 1 u. 226. 

2) vgl. Maurenbrecher S. 201. 
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grenzte" Fürstenstand sei nur einmal, 1196 bei der Wahl 
Friedrichs, aufgetreten; bei der Wahl 1198, wo die Reichs- 
fürsten in zwei Parteien gespalten gew^esen seien, sei diese 
Neuerung noch nicht gefestigt gewesen. 

Auf die Zahl der zum neueren Reichsfürstenstande ge- 
hörenden Fürsten, auf die Maurenbrecher die Berechtigung 
zur aktiven Beteiligung an der Königswahl beschränkt 
sein lässt, kommt es nicht an; sicher war es immer noch 
eine grosse Zahl, die an 100 fast heranreichen mochte. 
Während früher alle Fürsten wahlberechtigt gewesen waren, 
beschränkte sich das Wahlrecht allmählig auf die reichs- 
unmittelbaren Fürsten. Deren Zahl war durch die Mass- 
nahmen Friedrichs I. vergrössert worden. Ihre Stellung 
war eine unabhängigere , freiere , und sie besassen mehr 
Recht als die von solchen Fürsten belehnten und von diesen 
abhängigen und nicht mit dem Reiche in unmittelbarer Be- 
ziehung stehenden Fürsten. Eben diese Mängel ihrer 
Stellung waren es, welche sie hinderten, ihr bisher inne- 
gehabtes und geübtes aktives Wahlrecht in der alten Weise 
auszuüben. Sie konnten mit Leichtigkeit von ihren Lehns- 
herren von der Wahl zurückgedrängt werden. Und so 
geschah es. Ein besonderer Akt der Beschränkung der 
Reichsfürstenzahl und der Zahl der Wähler liegt nicht vor, 
ist auch nicht von Friedrich I. vollzogen worden. Was 
dieser that , war nur , wie gesagt , eine Vermehrung der 
Zahl der reichsunmittelbaren Fürsten, da er eine An- 
zahl bis jetzt andern Fürsten untergebener Fürsten aus 
dem Verhältnis der Abhängigkeit von jenen befreite. Es 
vollzog sich die Abnahme der Königswähler ganz allmählich 
auf dem Wege der Gewohnheit, genau in derselben Weise, 
wie die ganze verfassungsrechtliche Entwicklung des Mittel- 
alters vor sich ging. Für die Angelegenheiten des Reiches 
hatten nur die Fürsten, die reichsunmittelbar waren und 
darum mit Recht Reichsfürsten heissen, namentlich die 
geistlichen, ein Interesse. Die andern nahmen an den Reichs- 
angelegenheiten nicht denselben Antheil. Sie wurden dem 

7* 
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Reiche gegenüber von ihren Lehnsherren vertreten. Und 
selbst jene beteiligten sich nur in geringem Masse 
und in geringer Zahl an den Angelegenheiten des Reiches. 
Selbst auf den feierlichen Reichstagen waren höchst selten 
mehr als die Hälfte, 1196 52, 1208 in Frankfurt 55, in der 
Regel aber viel weniger anwesend. Die nicht anwesenden 
Fürsten fügten sich in der Regel den Beschlüssen der an- 
wesenden. 

Ein Schwanken, eine Unsicherheit über die Wahl- 
berechtigung einzelner Fürsten vermag ich nicht wahrzu- 
nehmen. Zweifellos hatte Philipp die erdrückende Mehr- 
heit der damaligen Reichsfürsten bei der Wahl und auch 
später auf seiner Seite, Otto nur eine kleine Minderheit. 
Nur um bei diesem die Zahl durch die Güte der auf 
seiner Seite stehenden Reichsfürsten zu ersetzen, wie oben 
dargelegt worden ist^), hat Ottos Partei die Frage der 
grösseren Berechtigung einzelner F*ürsten, die unbestritten 
einen Vorrang vor den übrigen Wahlfürsten besassen, wie 
Köln, Mainz, der Pfalzgraf, aufgeworfen und geltend 
gemacht und neue Gesichtspunkte in den Streit hineinge- 
worfen. Irgend eine thatsächliche Unterlage für diese er- 
strebte Neuerung hatte sie nicht. Der Streit in Mauren- 
brechers Sinne hätte sich ausserdem höchstens auf einige 
abhängige Grafen und Äbte beziehen können. Und deren 
Stimmen hatten, zumal da man die Stimmen ja nicht in 
der heutigen Weise alle als gleichwertig zählte, für die 
Entscheidung der Wahl so wenig Bedeutung, dass ein 
Streit darüber sehr müssig gewesen wäre. Es handelte 
sich bei dem Streite zwischen der Partei Philipps und 
der Ottos nur um die grossen Reichsfürsten; deren Wahl- 
berechtigung und die gleiche rechtliche Geltung ihrer 
Stimmen bei der Wahl war über jedem Zweifel erhoben. 
*Da brachte die Partei Ottos die Wägung der einzelnen 
Stimmen als neuen Grundsatz auf, während die staufische 
Partei an dem alten Grundsatze der gleichen rechtlichen 

1} s. oben S. 46f. u. 49. 
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Geltung aller Stimmen und daran festhielt, dass die dissen- 
tierende Minderheit sich der Mehrheit zu fügen habe. Das 
war die ganze Frage, um die sich der Streit drehte. Das 
hat Maurenbrecher zu wenig beachtet. 

Die niederen, von andern abhängigen, nicht reichs- 
unmittelbaren Fürsten, Grafen und Magnaten waren durch 
keinerlei verfassungsrechtlichen Akt von der Teilnahme 
an der Wahl des Königs ausgeschlossen worden. Sie 
konnten wie früher an den Wahlen aktiv, d. h. als Wähler, 
teilnehmen. Nur hatten ihre Stimmen nicht mehr so viel 
Bedeutung wie früher, wo die Zahl der reichsunmittelbaren 
Fürsten eine sehr geringe war, und wuiden jetzt neben 
deren Stimmen wenig beachtet. Darum darf man keinen 
Anstoss daran nehmen, dass in dem Schreiben des Kanz- 
lers Konrad vom Jahre 1220 die „vota" der „principes et 
nobiles" neben denen der „electores" hervorgehoben werden. 
Wenn sie auch jetzt nicht mehr als gleichwertig mit den 
Stimmen der in Anpassung an die Auffassung der Curie 
electores genannten Fürsten angesehen wurden, so folgt 
daraus doch nicht, wie Maurenbrecher und andere Forscher 
vor ihm annehmen, dass nur die „electores" die Wahlbe- 
rechtigung gehabt hätten, die übrigen Fürsten, Grafen und 
Markgrafen aber von der aktiven Teilnahme an der Wahl 
ausgeschlossen gewesen seien. Harnack kommt dem 
wahren Sachverhalte am nächsten, wenn er unter Heran- 
ziehung und Berücksichtigung einer Stelle aus dem Schreiben 
des Kanzlers an Philipp August von Frankreich i) zu dem 
Schlüsse kommt, dass in dem Schreiben, der Wahlanzeige 
an den Papst, allen Fürsten unterschiedslos ein Wahlrecht 
zugesprochen werde 2). Ich gehe noch weiter. Es ist in 
dem Schreiben auch keine Unterscheidung zwischen den 
„Vota" der „principes** und den der „nobiles'* gemacht. Die 



1) „nos cum cetcris Alemannic tarn ecclesiasticis quam secularibus 
principibus uniformiter elegimus" ^s. Winkelmann, Jahrbb. II S. 333 
Anm. 3). 

2) vgl. Harnack S. 32. 33. 
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„vota* der „nobiles**, unter denen jedenfalls nicht die 
^edlen Herren", sondern die in Fürstenrange stehenden 
Grafen und Abte zu verstehen sind, sind den „vota" der 
„principes" parallel zur Seite gestellt und sind, wenn ihnen 
auch nicht als gleichwertig, so doch neben ihnen noch als 
nennenswert erschienen, haben also immerhin noch Beachtung 
gefunden. 

ß. Zur Wahl von 1237. 

Ficker stellt bei der Betrachtung der Zeugenreihe 
des Wahldekrets Folgendes fest 1). Von den anwesenden 
Fürsten sind der Patriarch von Aquileja, der Pfalzgraf vcn 
Baiern, der Markgraf von Baden, der Burggraf von 
Nürnberg und andere Grafen nicht als Wähler genannt; 
folglich hätten sie ein Wahlrecht nicht mehr gehabt. Die 
Rheinischen Erzbischöfe haben vor dem Erzbischofe von 
Salzburg unterzeichnet, trotzdem dieser OrtsmetropoUt war; 
folglich hätten sie bei der Wahl einen Vorzug vor diesem 
genossen. Ebenso habe der Pfalzgraf bei Rhein einen 
Vorzug vor dem König von Böhmen gehabt, da er vor 
diesem unterschrieben hat, trotzdem er sonst in Urkunden 
dem Range nach hinten diesen zurücktreten muss. Er 
findet dann, indem er die Nachricht der Marbacher 
Annalen ansieht ^j, noch eine Beschränkung der Wähler. 
Wähler allein seien gewesen die Erzbischöfe von Mainz 
und Trier, der Pfalzgraf- Herzog und der König von 
Böhmen; die übrigen Fürsten hätten deren Wahl nur zu- 
gestimmt. Ob mit diesen vier Fürsten die Zahl der Wähler 
abgeschlossen sei, sei nicht ersichtlich. Der König von 
Böhmen sei aber sicher bereits „Vorwähler" gewesen. — 



1) Entstzt. d. Ssp. S. 105 ff. 

2) M. G. SS. XVII ad. 1237: „übi ctiam eligi fecit Chimradum in 
regem. Quein elegerunt archiepiscopi Moguntinensis et Treverensis et rcx 
Boemiae et dux Bavariae, qui et comes palatinus Rheni, cousentientibus 
cctcris priucipibui qui adcraut tarnen paueis." 



W 
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In Beziehung auf das Vorwahlrecht Böhmens habe 
ich mich bereits >) oben ausgesprochen. Ich füge hier nur 
noch hinzu, dass man, wenn man das Vor Wahlrecht 
Böhmens bereits für diese Zeit zugiebt, doch nicht un- 
bedingt auf ein Vorwahlrecht Böhmens an zweiter Stelle 
schliessen darf, weil die Fürsten von Sachsen nnd Branden- 
burg, die in den sächsischen Rechtsbüchern genannt sind, 
in Wien nicht zugegen waren. — Den Widerspruch, der 
zwischen beiden Stellen besteht, übersieht Ficker. Dort 
unterschreiben alle anwesenden Fürsten „elegi et suhscripsi^ -) ; 
hier steht, dass nur vier von den Elf „elegerunt". Ficker 
scheint die Auffassung zu haben, dass dort das „elegi** 
der sieben übrigen Fürsten ihren „consensus" zur Wahl 
der ersten vier bezeichnet;. Doch „wahlberechtigt" sind 
sie jedenfalls noch gewesen; sonst wäre es nicht gut denk- 
bar, wie, bei den sonstigen Abweichungen von der allge- 
meinen Rangordnung der Zeugen, in dieser Wahlurkunde 
doch alle geistlichen Fürsten, Erzbischöfe sowohl wie 
Bischöfe, vor dem Pfalzgrafen und dem König von Böhmen 
unterschreiben konnten. 

Dieser Umstand fiel Harnack aufs). Er schliesst 
daraus sowie auch aus den weiteren Umständen, 
dass in Wien nur drei „electores** (Mainz, Köln, 
Baiern - Pf alz) anwesend gewesen sind und dann in 
der Wahlversammlung von Speier ausser Bischöfen auch 
nur der Markgraf von Brandenburg anwesend war, dass 
man die Anwesenheit von mehr Wahlfürsten nicht mehr 
für notwendig gehalten, aber doch die Stimmen der Bischöfe 
noch als „vollwiegend" angesehen habe^); dass also jede 
Spur eines vorstimmenden CoUegiums verwischt sei. 
Harnack glaubt ausserdem aus der Stellung des Pfalzgrafen 
vor dem Böhmenkönige schliessen zu sollen, dass bei der 
Aufzählung „die Reihenfolge, die bei der Wahl beobachtet 



1) s. oben S. 86 if. 

2) vgl. oben S. 95 f. 

3) vgl. Hamack S. 33. 34. 

4) vgl. Wilmanns S. 42 ff. 
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ward, wiedergegeben werden solle", da andernfalls der 
König vor dem Pfalzgrafen hätte genannt werden müssen. 
— Das folgt aber nicht unbedingt daraus. Die Stellung des 
Böhmenkönigs in der Rangordnung unter den deutschen 
Fürsten hatte sich noch nicht so sehr befestigt, um einen 
solchen Schluss zu gestatten. Sonst hätte er ja auch noch 
vor den geistlichen Fürsten stehen müssen, wie es nach 
und nach auch üblich wird. 

Harnack nimmt aber, ohne die Stelle in den 
Marbacher Annalen zu beachten, allerdings wirklich für 
jene Zeit „electores" an, die nur durch die Stellung 
Friedrichs zu ihnen nicht als solche betrachtet und nicht 
als zur Wahl erforderlich angesehen worden seien. Die An- 
fänge zu einem Kurcollegium, glaubt er, hätten sich schon im 
12. Jahrhundert gebildet; so sah er in der Wahlanzeige 
der Wähler Ottos, die bereits oben besprochen und be- 
urteilt ist^), die ersten Spuren eines solchen. 

Diese Ansicht ist bereits als unrichtig widerlegt ; und 
somit fällt auch diese seine Stütze für die „electores" weg 
und wird auch die Äusserung, dass jede Spur eines vor- 
stimmenden Collegiums von Wahlfürsten 1237 verwischt 
erscheine, hinfällig. Der Grundsatz der Majorität sowie 
der der Notwendigkeit der Anwesenheit der „electores" 
bei der Wahl, der auch als für diese Wahl bereits in 
Geltung befindlich von Harnack angesehen wird, bestand 
damals jedenfalls noch nicht. Auch die als „electores" 
bezeichneten Fürsten legten selbst dieses Gewicht noch 
nicht auf ihr Vorrecht und die Ausübung desselben, da 
höchstens vier Wahlfürsten, wenn man Böhmen mitrechnet, 
in Wien anwesend waren. Der Tag von Speier kommt 
nicht in Betracht, da dort nur eine Nachwahl stattfand. 
Daraus ergiebt sich weiter, dass sie ein solches Vorrecht 
noch nicht hatten; sonst würden sie es auch geschätzt 
und die Teilnahme an der Wahl für eine in ihrem eigenen 
Interesse liegende Pflicht gehalten haben. 



1) vgl. oben S. 46 ff. 
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Harnack^) spricht, um eine Majorität der Wahlfürsten 
für die Wahl in Wien zu erhalten, da er den König von 
Böhmen als Wahlfürsten für diese Zeit noch nicht gelten 
lässt, hier bereits von zwei Stimmen Pfalz-Baierns. — 
Bis jetzt war es im deutschen Verfassungsleben noch nicht 
vorgekommen, dass ein Fürst sich bei der Wahl durch 
einen andern vertreten Hess, dass also dann der Vertreter 
ausser seiner eigenen Stimme noch eine zweite abzugeben 
gehabt hätte. Noch mehr widersprach es dem deutschen 
Verfassungsrechte, dass ein Wahlfürst auf Grund des 
Besitzes zweier Wahlländer zwei Stimmen führen durfte. 
Es hatte eine Person immer nur eine Stimme, wie z. B. 
im vorigen Jahrhundert der Doppelherzog Heinrich der 
Löwe nur eine Stimme abgeben konnte. 

Tannert sieht in der „Ausstellerliste des Wahlbriefes" 
nur eine mit der Wahlordnung im Zusammenhange stehende 
Rangordnung, keine Darstellung der Kurfolge»). 

Maurenbrecher, der wie Harnack die Wahlurkunde 
für glaubwürdiger hält als die Nachricht des Marbacher 
Annalisten, findet in derselben nicht die geringste Spur von 
einer Scheidung der Fürsten in Vorwähler und Wähler und 
hebt hervor, dass die Reihenfolge noch die althergebrachte 
sei, indem er in der Reihenfolge der Unterschriften wie 
Harnack auch die Reihenfolge der Fürsten bei der Stimm- 
abgabe bei der Wahl sieht; es hätten noch die geistlichen 
Fürsten in ihrer Gesamtheit vor den weltlichen gewählt. 
Wie unter den Geistlichen Mainz, so erscheine unter den 
Weltlichen der Pfalzgraf an der Spitze'). 

Während Harnack das Wahldekret allein beobachtet 
hatte, stützt sich Quidde fast ausschliesslich auf die „gleich- 
zeitige, vom Sachsenspiegel unabhängige", Nachricht der 
Marbacher Annalen über die Wahl von 1237*). Er be- 



1) Harnack S. 47/8. 

2) Tannert S. 32. 

3) vgl Maurenbrecher S. 224 u. Anm. 

4) Quidde S. 35 ff. vgl. oben S. 90 u. Anm. 2. 
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bestreitet Harnack die Beweiskraft seiner zur Begründung 
seiner Hypothesen herangezogenen Argumente, besonders 
die der Zeugenreihe des Wahlintniments, da nach der 
feststehenden Rangordnung die Regel, dass sämtliche 
geistliche Fürsten sämtlichen weltlichen Fürsten voran- 
zugehen hatten, die sehr streng beobachtet wurde, auch 
hier zur Geltung gekommen sei. Nun, das Bestehen 
eines Collegiums bevorrechtigter Wähler („electores") galt 
ihm ja als etwas Sicheres. Er ist daher nicht zu verwundern, 
dass er es in der Nachricht der Marbacher Annalen wieder- 
findet und diesen den Vorzug vor jener von den Wählern 
selbst ausgestellten Urkunde den Vorzug giebt. Freilich 
er schränkt das Vorrecht der „privilegierten" Fürsten sehr 
ein, indem er glaubt, dass sie ja nur ein „Ehrenvorrecht" 
beim ceremoniellen Akte der Kur („electio") vor den Augen 
Friedrichs gehabt haben würden, es aber gewiss als ein 
besonderes Recht bei dem Wahlakte erscheinen zu lassen 
verstanden haben könnten 

Wie man sich den Vorgang als in der Weise, wie 
Quidde es aufgefasst haben will, geschehen vorstellen soll, 
kann man sich nur begreiflich machen, wenn man annimmt, 
dass die zwei weltlichen bevorrechtigten Fürsten, der 
Pfalzgraf und der König von Böhmen, bei der „electio" 
gleich nach den beiden Rheinischen Erzbischöfen ihre 
Stimmen abgegeben haben. Quidde meint es sicherlich 
so: denn sonst behielte ja Harnack, dessen Auffassung er 
bekämpft, recht. Doch es ist kaum möglich, dies anzunehmen, 
da Kaiser Friedrich bei seiner grundsätzlichen, ablehnenden 
Stellung gegen die Vorrechte einzelner Wähler einen solchen 
Vortritt zweier weltlichen Fürsten vor die übrigen geistlichen 
Fürsten schwerlich zugelassen haben würde; und Quidde's 
Annahme verliert durch diese Erwägung fast alle Wahr- 
scheinlichkeit. 

Dass die Angaben des Marbacher Annalisten 
besonders ins Gewicht fielen, wie Quidde meint, da sie 
mit dem 1257 auftretenden Kurfürstencollegiums über- 
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einstimmten, vermag ich nicht zuzugeben. Der Marbacher 
Annalist, der wohl nicht bei der Wahlhandlung in Wien 
zugegen gewesen ist, gab nur seine Anschauung wieder, 
die ein Gegenstück zu der im sächsischen Landrecht aus- 
gesprochenen ist. Diese Meinung von dem Vorrechte 
einzelner Fürsten bei der Wahl hatte sich, wie bereits 
oben gezeigt ist^), infolge der päpstlichen Forderung in 
Deutschland von selbst gebildet. Dieser Anschauung gab 
der Annalist Ausdruck. Dass er das Wahlvorrecht den 
angesehensten und mächtigsten Fürsten, dem König von 
Böhmen neben dem Pfalzgrafen, dessen Vorrecht bereits 
anerkannt war, zusprach und diese gegenüber den übrigen 
Fürsten besonders hervortreten Hess, ist nur natürlich. 
Gegenüber den „Voten" der ersten Wähler erschienen 
die mit diesen übereinstimmenden „vota" der übrigen 
Wähler nur als „consensus". Diese werden wie jene noch 
„einzeln", nicht ,,in choro" ihre Stimmen abgegeben haben. 
Der Annalist hat hier nur bereits derselben Anschauung 
Ausdruck verliehen, die einige Jahre später Albert von 
Stade hat und mit Anlehnung an das sächsische Land- 
recht als allgemeine Regel ausspricht mit den Worten: ,jex 
j^raetaxatione princiimm et consensu elicjunt imperaforem^' 
die bekannten 6 im Sachsenspiegel genannten Fürsten 2). 



1) vgl. üben S. 68if. w. Maurenbrecher „Königswahlen" S. 228 ff. 

2) s. oben S. 53. 54 wie S. 71. 72. 
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III. Abschnitt. 



Entwicklung des KurcoUegiums von 1230 bis 1257. 

Der Zeitabschnitt, zu dem ich jetzt übergehe, ist der 
wichtigste für die Entwicklung des KurcoUegiums. Er 
hat eine ausführliche Behandlung durch Ha-rnack ge- 
funden >). Darum will ich an der Hand dieser Darstellung 
die über diesen Zeitraum aufgestellten Ansichten beurteilen 
und darnach noch Quiddes Auffassung, die die Harnacksche 
Ansicht selbst kritisiert und von den übrigen ziemlich be- 
deutend abweicht, beleuchten. 

1. Ergebnisse der vorigen Periode. 
Wahlverfahren nach dem Sachsenspiegel. 

Wir sahen oben bereits, dass im Anfange des 13. Jahr- 
hunderts (bis 1230) nur die Momente, die den Anstoss zur 
Bildung eines Collegiums von Kurfürsten gaben, hervor- 
treten, sich aber noch keine Spur von einem Vorhanden- 
sein desselben findet. 

Die Darstellung des sächsischen Landrechts^) 
bildet den Übergang zu unserer jetzt zu behandelnden 
Entwicklungsperiode; er fixiert diese Momente, leitet aus 
diesen die allgemeine Regel ab für das Wahlverfahren und 

1) Harnack S. 48-58. 

2) Wortlaut s. oben S. 53/54. 
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enthält gleichzeitig die Faktoren für die Entwicklung des 
Collegiums. Es stellt fest, dass sechs Fürsten, drei geistliche 
und drei weltliche, die Erzbischöfe von Mainz, Köln und 
Trier, der Pfalzgraf bei Rhein, der Herzog von Sachsen 
und der Markgraf von Brandenburg die ersten an der 
„Kur" sein „sollen". Es giebt gleichzeitig für die weltlichen 
ersten Wähler als auszeichnende Prädikate die Reichs-Erz- 
ämter, die in ihren dauernden Besitz gelangt waren, an 
und nennt dabei auch den Inhaber des vierten Erzanites, den 
König von Böhmen, mit, verwahrt sich aber gegen die 
Auffassung, dass diesem ebenfalls ein Wahlrecht zustehe, und 
giebt als Grund gegen ein ihm zukommendes Wahlrecht 
den an, dass ihm die Eigenschaft der deutschen Nationalität 
fehle. 

Es laufen hier, das sticht in die Augen, verschiedene 
Ansichten in einander: einmal, dass nur deutsche Fürsten 
den deutschen König zu wählen habend); ferner, dass aus 
dem Besitze eines Reichserzamts noch kein Wahlrecht sich 
ergebe. Da die Stelle aber unklar ist, so ermöglicht sie 
doch die Auffassung, dass aus dem Besitze eines Erzamts 
das Wahlrecht, auch das Kurrecht an einer der ersten 
Stellen abgeleitet werden könne. Wir können aber diese 
Zweideutigkeit nicht beseitigen; aber gewiss ist, dass die 
Darstellung des Sachsenspiegels die Grundlage werden 
konnte für eine neue Begründung des Vorwahlrechts und 
zwar durch den Besitz des Erzamts. 

Was das Wahlverfahren anbetrifft, so betrachtet 
das sächsische Landrecht noch alle Fürsten als wahl- 
berechtigt, nicht bloss bei dem der formellen Wahl vorher- 
gehenden, diese vorbereitenden Akte, der Vorwahl, sondern 
auch bei dem feierlichen, für die Gültigkeit der Wahl 
erforderlichen, Schlussakte, der Kur; nur misst er jenen 
sechs Fürsten das Recht der Wahl, der Kur an erster 
Stelle bei; da sie sich aber an das in der vorberatenden 



. 1) „Im Sachs. Landr.'' 111,52,1 ist das wirklich aasgesprochen: 
„Die Düdesclien solen dareh recht den koning kiesen*^ 
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Wahl gefundene Votum der Gesamtheit der Fürsten zu 
halten haben, ist ihr Vorrecht nur ein Ehrenrecht, das 
ihnen zusteht. Es ist das Wahlverfahren aber bereits 
wesentlich anders als früher, wie es z. B aus den Berichten 
über die Wahl Lothars ersichtlich ist: damals ein aus der 
Gesamtheit der Fürsten gebildeter Wahlausschuss zur 
Vorwahl und Designation mehrerer oder jeines Canditaten, 
deren Votum die gesamten Fürsten beizustimmen ver- 
sprechen 1), und eine Kur durch alle wahlberechtigten 
„principes secundum ordinem*'; jetzt eine Vorwahl seitens 
aller Reichsfürsten, an deren Votum die sechs Ersten bei 
der Kur gebunden sind, und Wahl durch diese und dann 
durch die sämtlichen übrigen wahlberechtigten Fürsten. 
In der Heraushebung der sechs „Ersten" aus der Zahl 
der übrigen Fürsten lag, wie oben gezeigt ist 2), der Keim 
zum Zusammenschlüsse dieser sechs Fürsten zu einem 
Collegium erster Wähler. Denn die drei weltlichen Fürsten, 
die zu den Ersten gehörten, stimmten jetzt auch vor den 
übrigen geistlichen Fürsten, die nicht zu den „Ersten 
Wählern" gehörten, während früher, bis in das 13. Jahr- 
hundert hinein, alle geistlichen Fürsten vor allen weltlichen 
ihre Stimmen abzugeben pflegten. Jene Sechs waren nach 
dem sächsischen Landrechte noch nicht die alleinigen 
Wähler, „electores" schlechthin, ihre Stimmen waren nicht 
frei , nicht entscheidend , wohl auch nicht unbedingt not- 
wendig für die Gültigkeit einer Wahl; aber in ihrem 
Vortritte bei der Kur lag der Keim zur Bildung eines 
CoUegiums erster Wähler und zur Weiterentwickelung zu 
einem Collegium der alleinigen Wähler. Ihr Vorrecht 
konnte den Anschein erwecken, als wenn sie allein wählten 
und die übrigen nur zustimmten, wie es der Marbacher 
Annalist ausspricht; und es konnte weiterhin die Meinung 

1) Narr, de elcct. Loth.: ,,decem ex singulis provinciis . . . Principes 
proposuerunt, quorum olectioni caeteri oinnes assensum praebere pro- 
miserunt". 

2) s. ob. S. 68 if. 
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entstehen, als ob sie nur allein das Recht zu wählen, j^ne 
nur das Recht der Zustimmung zu deren Wahl hätten. 
Ihre Reihenfolge bei der Kur musste mit der Zeit sich 
auch auf die „allgemeine Rangordnung", wie sie in den 
Zeugenreihen der Urkunden erscheint, übertragen. Bei 
der Wahl von 1237 war es, vielleicht noch unter dem 
Einflüsse des Kaisers Friedrich, noch nicht der Fall. Das 
zeigen die Unterschriften des Wahldekrets von 1237. 

Das Wahlvorrecht der ersten Wähler konnte praktisch 
durch die Übung bei den Wahlen zur Geltung kommen; 
theoretisch konnte es seit der Vertretung durch den Sachsen- 
spiegel durch sowie mit dessen Verbreitung und Anerkennung 
als Norm des Reichsrechts, sowie auch durch die Betonung 
der päpstlichen Auffassung sich in den Anschauungen der 
Zeitgenossen , namentlich des deutschen Volkes, befestigen. 

So brachte das sächsische Landrecht hauptsächlich 
den in dem Wunsche des Papstes, dass die Rechtmässigkeit 
der Königswahl durch „magni principes" bezeugt werden 
sollte, enthaltenen und durch dessen Betonung des grösseren 
Gewichts der Stimmen einzelner Fürsten befruchteten Keim 
zur Bildung eines Wählercollegiums durch seine Aufnahme, 
Verwertung und Verbreitung zur folgenreichen Entwicklung. 



2. Die Wahlen von 1246 und 1247. 

Allgemeine Neuwahlen, bei denen das Wahlvorrecht 
Anerkennung von Seiten der Mitwähler hätte finden können, 
haben bis 1257 nicht stattgefunden. Die Wahlen von 
1246 und 1247 wurden allein von der unter päpstlichem 
Einflüsse stehenden Gegenpartei der Staufen vollzogen. 

a. Die Wahl Heinrich Raspes 

fand am 22. Mai 1246 zu Hochheim bei Würzburg statt. 
Er wurde gewählt von den drei Rheinischen Erzbischöfen 



Digitized by VjOOQIC 



— 116 -- 

und 6 Bischöfen 0» Die Mehrzahl der Quellen nennt zwar 
nur die Erzbischöfe von Mainz und Köln, nicht Trier mit. 
Doch das ist für die Entscheidung der Frage nebensächlich : 
denn es stand endgültig fest, dass unter den geistlichen 
Fürsten das Wahlvorrecht diesen drei Erzbischöfen, neben 
denen von Mainz und Köln auch dem von Trier, zukam 
und beigemessen wurde. Aber, welche Stellung nahmen 
die übrigen geistlichen Fürsten, die Bischöfe bei der Wahl 
ein? Albert von Stade sagt über die Wahl: „a Mogun- 
tino et Coloniensi et quibusdam imnci'pihxis in regem eligitiir''^ 
Es scheinen demnach die Bischöfe noch Wahlrecht besessen 
zu haben; in irgend einer Weise müssen sie an der Wahl 
teil genommen haben; sonst würde Albert, der nach der 
von ihm angegebenen Theorie nur noch ein Wahlrecht der 
sechs Wahlfürsten kennt, die übrigen principes nicht oder 
in anderer Weise erwähnt haben. 

b. Die Wahl Wilhelms von Holland 1247 
zu Woringen bei Köln vollziehen wieder die drei Rheinischen 
Erzbischöfe, ausser ihnen der Erzbischof von IVemen und 
vier Bischöfe und drei Weltliche, der Herzog von Brabant 
und die Grafen von Geldern und Los«), Matthaeus von Paris 
darf nach seiner Auflassung der „Electores" sagen, dass 
Wilhelm „pro majori parte" derselben gewählt sei, da er 
den Herzog von Brabant dazu rechnet statt des Markgrafen 
von Brandenburg 3). Nach den Berichten Wilhelms selbst 
und des Legaten an den Papst war er durch die Fürsten 



1) vgl. Wilmanns S. 46. 

2) Nachiicliten über die Wahl: Dankschreiben des Papstes an alle 
diese Fürsten vom 19. Nov. 1247 (LL. II. 364). Die Ann. Pantaleonis sagen: 
,.Petrns legatus et muld episcopi, scilicct Conr. Coloniensis, Sifr. Mogunt. 
Arn. Treverensis, Ger. Bremensis et multi alii episcopi et dux Brabantiae 
cum multis comitibus . . . novum eliguut regem Wilhelmum"; Albert von 
Stade: „a quibusdam Episcopis .... in regem est electus". 

3) Matth. Paris. 636. „Magnates Alamanniac, ad quos jus electionis 
spectat, pro majori parte elegcrunt sibi in regem etc. vgl. Schirrmacher 
S. 63 ff. Es ist wahrscheinlich, dass Matth. den Markgrafen von Branden- 
burg mit dem Herzoge von Brabant verwechselt. Doch das ändert an der 
Sache nichts. 
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erhoben worden: „qui in electione Cesaris jus habere •nos- 
ciintury applaudentibus ceteris principibus ^Y^ Es liegt hier 
den Berichten eine verschiedene Auffassung zu Grunde: 
dort wird von dem Wählen „aller Principes" gesprochen 
hier zwischen „electores" und „applaudentes ceteri 
principes" unterschieden. Man ist geneigt, den letzten 
Quellen, da sie von Fürsten ausgehen, die bei der Wahl selbst 
anwesend gewesen waren, und sich nicht ganz so all- 
gemein aussprechen, wie die übrigen Quellen, mehr Glauben 
zu schenken als jenen erstgenannten gegen die schon 
misstrauisch macht die Mitnennung des päpstlichen Legaten 
unter den Wählenden. Bei dieser Stellungnahme den 
Quellen gegenüber stösst Einem aber das Bedenken auf: 
„Schlössen der Legat und der gewälte König sich nicht 
etwa der Auffassung der Curie an? und war diese die 
richtige, den Wahlverhältnissen in Deutschland wirklich 
entsprechende ? Wir sind um so mehr berechtigt, die erste 
Frage zu bejahen, da die letzte Stelle einem Schreiben des 
Papstes selbst an den Rektor von St. Maria in Cosmedin 
entnommen und nur in diesem erhalten ist. Diese Stelle 
lässt für den Fall, dass sie die Verhältnisse so schilderte, 
wie sie wirklich gewesen sind, immer noch völlig dunkel, 
welche Fürsten zu den „electores*^ und welche zu den 
„applaudentes" gerechnet sind. — 

An beiden Wahlen hatten keine von den späteren 
weltlichen Kurfürsten teilgenommen. Der Herzog von 
Brabant, für dessen Stimmrecht an hervorragender Stelle 
Harnack so sehr eintritt, war allerdings dabei beteiligt 2). 
Ob ihn der Papst zu den „eligentes" gerechnet hat, ver- 
mögen wir aus der Stelle des päpstlichen Schreibens nicht 
zu erkennen, ebensowenig wie das aus dem päpstlichen 
Decretale von 1203 zu ersehen war. Harnacks Befürwortung 
ist aber als eine nichtige erkannt, seit Quidde dargelegt 
hat, dass die Wahlanzeige der Wähler Ottos vom Jahre 1 198 

1) Schirrm. S. 66. 

2) vgl Harnack S. 47 51. 
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erst -später geschrieben ist, als der Herzog, der an der 
Wahl selbst nicht teilgenommen hatte, vom Kreuzzuge 
zurückgekehrt war*). 

Wir müssen nun zunächst etwas näher eingehen auf 

3. Die Stellung der Curie zum Wahlvorrechte 

oder alleinigen Wahlrechte einiger Wähler 

(im zweiten Viertel des dreizehnten Jahrhunderts). 

a. Stellung der Curie bis 1239. 

Die Stellung der Curie zum Wahlrecht der deutschen 
Fürsten ergiebt sich aus den Äusserungen der Curie bei 
ihren Machinationen gegen Friedrich den Zweiten. Im 
Jahre 1229 hatte der Pabst, wie der Fortsetzer der Sankt- 
Gallener Chronik berichtet-), ausser hervorragenden Fürsten 
und Erzbischöfen Deutschlands auch Bischöfe und Barone 
gegen Friedrich aufzustacheln versuchte. Er hatte jedoch 
wenig Erfolg gehabt. 1239 excommunizierte der Papst 
Friedrich und suchte dann Reichsfürsten zu der Neuwahl 
eines König-Kaisers zu bestimmen; er gewann den König 
von Böhmen, den Herzog-Pfalzgrafen im Princip für seinen 
Plan. Die Erzbischöfe und Bischöfe, an die er sich ge- 
wandt hatte, schrieben ihm zurück: „er möge auf Frieden 
mit dem Kaiser denken, um kein Ärgerniss zu geben**; 
einige Reichsfürsten wiesen ihn engerisch in seine Schranken 
zurück: „Der Papst habe nicht das Recht einen Kaiser 
einzusetzen, sondern nur den von den Fürsten Erwählten 
zu krönen" 3). Der Papst scheint sich also, dass ergiebt 
sich mittelbar aus diesen Nachrichten, an alle principes 



1) vgl. Quidde S. 88 ff. 

2) SS. II. 181. „concitatis ad hoc principibus Alemaniae quibusdain 
precipuis ac majoribus, episcopis et archiepiscopis ac boronibas in hoc 
assentientibus". 

3) Albert V. Stade ad 1240: „Quidam principuni ei rescripserunt: 
„non «VA juris iinperatorcm substituere, tied tantum electnm a principibus 
coronare*'. Die Gemeinersche Erklärung dei Stelle ist ganz verkehrt. 
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gewandt zu haben, an alle Fürsten ohne Unterschied, deren 
Zustimmung zu seinen Plänen er zu bedürfen glaubte. In 
Beziehung auf das Wahlrecht ist die Anschauung der 
Principes wichtig. 

b. Stellung der Curie bei der Wahl 
Heinrich Raspes. 

Mehr als bisher scheint die Stellung der Curie zum 
Wahlrechte der Fürsten ersichtlich zu werden aus der 
Adresse des Schreibens, das der Papst 1246 den „archiepis- 
copi et principes Teutonie hahentes potestatem cligendi 
Romanorum regem^' übergeben liess^). Ihnen schreibt er: 
„ut cum lantgravius Thuringiae imperii Romane negotium 

assumere sit paratus, eundem imanimiter absque 

dilationis dispendio eligatis^^* Durch ein anderes Schreiben 
forderte er alle Fürsten in gleicher Weise auf: „totius 
diligentiae Studium adhihere ut electio de Romano rege in 
imperatorem postmodum promovendum imanimiter celebretur". 
Während die Specialadressen dieses Schreibens erhalten 
sind: es war danach gerichtet an den Bischof von Würz- 
burg, an den König von Böhmen, die Herzoge von Baiern, 
Brabant, Sachsen und Braunschweig, sowie an die Mark- 
grafen von Meissen und Brandenburg; sind die Adressaten 
des ersten Schreibens, die zu kennen noch wichtiger für unsere 
Frage wäre, nicht bekannt. 

Harnack meint nun, dass der Papst, da er das 
Schwanken der gesamten Wahlpraxis und die über das 
Kurrecht in Deutschland herrschende Ansicht gekannt 
haben müsse, die Frage, wem das Kurrecht zukomme, ab- 
sichtlich zunächst unentschieden gelassen und es dem Le- 
gaten freigestellt habe, das zur Wahl auffordernde Schreiben 
denjenigen der überhaupt in Betracht kommenden Fürsten 
zuzustellen, welche sich den päpstlichen Wünschen 
möglichst geneigt zeigten 2). — Weiland charakteri- 



1) vgl. Harnack S. 49 if. 

2) Harnack S. 50. 



8* 
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siert die hierin liegende Politik der Curie noch besser i). 
Dieser betrachtet die Frage der Stellung der Curie 
zu dem Wahlverfahren sehr eingehend. Er zieht noch 
heran die vor jenem ersten Ermahnungsschreiben an alle 
Fürsten liegenden Worte des Papstes in der Absetzungs- 
bulle von 1245: „Uli aiitem, ad quos in eodem imperio 
spectat electioy eligant Hbere alium in ejus lociim siiccessorem, 
ausserdem eine Stelle des Matthaeus von Paris zum selben 
Jahre: „cum pet'siiasisset papa^ iit ipd nohües Alamanniae, 
ai quos spectat jus electionis, novum sibi eligerent imperatorem, 
et aliqui consensissent^'^). 

Diese Stellen zeigen den Gang der Wahlangelegenheit. 
Erst spricht der Papst, auf dessen Seite bereits die Erz- 
bischöfe von Mainz und Köln und einige deutsche Bischöfe 
standen, nur ganz allgemein von denjenigen, denen das 
Wahlrecht zustände. Dann wendet er sich an alle deutschen 
Fürsten, sich für eine einstimmige Wahl zu bemühen und 
sendet darauf einen Legaten ab mit dem Auftrage, Heinrich 
vo.n Thüringen zur Annahme der Candidatur zu bewegen, 
und giebt ihm ein Schreiben mit Blanco-Adresse an die- 
jenigen Erzbischöfe und Fürsten mit, die er zur Wahl 
seines Candidaten willfährig finden würde; dann erfolgt 
die Wahl durch diese. 

Beide päpstlichen Anschreiben stellen sich völlig auf 
den Rechtsstandpunkt des Sachsenspiegels. Scheint auch 
das zweite Schreiben anzudeuten, dass der Papst nur einer 



1) vgl. Weiland S. 333. 

2) (las. S. 330/5. 

3) Diese Stelle passt nicht zum Jahre 1245, sondern kurz vor die 
Wahl Heinrichs. Matthaeus von Paris zeigt sich vielfach schlecht unter- 
richtet üher die deutschen Verhältnisse. Besser ist er dagegen üher ilie 
Vorgänge in Lyon unterrichtet, da ihm die Aktenstücke zugänglich ge- 
wesen sind. Aus diesem Grunde und ausserdem, da seine Angahe nicht 
mit dem im Widerspruche steht, was wir sonst darüher wissen, dürfen 
wir diese Stelle unbedenklich mit in Betracht ziehen. 
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Anzahl bestimmter Fürsten allein das Wahlrecht zuge- 
sprochen habe; so folgt das nicht unbedingt aus den an- 
geführten Worten, da er keine Fürsten namhaft macht; 
vielmehr geben sie der Auflassung Raum, wie ja auch 
Weiland und Harnack zugeben, dass der Legat das 
Schreiben den Fürsten überreichen sollte, die er für die 
Wahl Heinrichs günstig gesinnt fände. 

Das erste allgemeinere Schreiben verlangt von allen 
Fürsten die im Sachsenspiegel ebenso der Gesamtheit 
zugeschriebene wahlvorbereitende Thätigkeit, die Einigung 
über einen Candidaten. Allerdings war deren Thätigkeit 
hier eine beschränkte, keine freie, da der Papst ihnen den 
Candidaten vorschrieb. Das zweite Schreiben verlangt die 
einstimmige Vollziehung der Wahl von den wahlberechtigten 
Fürsten, an deren Spitze natürlich die „ersten Wähler" 
ihre Stimmen abgegeben haben würden und zwar in der 
von ihnen selbst anerkannten Reihenfolge, nicht in der 
vom Papste ihnen aufgedrängten, wie es aus dem Vor- 
gehen des Papstes sich ergeben würde, wenn Weiland 
recht hätte mit der Behauptung, dass der Papst das 
Wahlrecht denen eo ipso zugesprochen hätte, denen der 
Legat das Wahlschreiben zustellte. Die Einladung zur 
Wahl erhielten alle bedeutenderen Fürsten, die der Curie 
günstig waren, ohne dass ihnen damit ein besseres Wahl- 
recht, als sie besassen, zugesprochen worden und den 
andern nicht eingeladenen Wählern damit das Wahlrecht 
abgesprochen worden wäre. Eine solche Einmischung in 
das Wahlverfahren in dem von Weiland behaupteten Sinne 
kann der Papst gar nicht beabsichtigt haben. Er würde 
damit den grössten Widerspruch der Fürsten, die nicht 
zur Wahl eingeladen wurden, aber doch ein bevorzugtes 
Wahlrecht zu haben glaubten, hervorgerufen haben, wie 
schon 1239, als er gegen den Kaiser intrigierte, einige 
Fürsten (^„quidam principes") seine Einmischung in di^ 
deutschen Verhältnisse auf das Entschiedenste zurück- 
gewiesen hatten. Jener Anschauung hat sich Harnack an- 
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geschlossen, sie aber etwas abgemildert. Aber er trifft 
das Richtige auch noch nicht. 

Zu den zur Wahl eingeladenen Fürsten („Principes") 
gehörten ohne Zweifel auch die Bischöfe, die später be^ 
der Wahl zugegen waren. Für die Grafen scheint nach der 
Adresse des Anschreibens dieses nicht bestimmt gewesen 
zu sein. Doch sind gewiss auf andere Benachrichtigung 
oder Einladung hin auch einige dem Candidaten des 
Papstes günstige Grafen ebenfalls zur Wahl erschienen 
und haben der Wahl zugestimmt, ob nur durch gemeinsame 
Zustimmung („applausus") oder einzelne Srimmenabgabe, 
lässt sich nicht entscheiden i). Damit fällt auch bereits 
die Interpretation der Stelle durch Quidde, wonach von 
den geistlichen Fürsten nur Erzbischöfe zu den Adressaten 
gehört hätten 2). 

Die Fürsten, die nicht für die Wahl Heinrichs waren 
und der Wahl fern blieben, waren durch das Vorgehen 
des Papstes nur für diesen einzelnen Fall gehindert, das 
ihnen zustehende Recht auszuüben •^*). Die Curie ging in 
dieser Weise vor, um eine Wahl „unanimiter^^ zu ihren 
Gunsten und für ihren Candidaten zu erzielen. So musste 
auch das Ergebnis da^ gewünschte werden. Und der 
Papst war demnach völlig berechtigt, an den Erzbischof 
von Mainz zu schreiben, dass Heinrich „communi consensu 
prindpum in Romanorum regem electus" sei. Eine einmütige 
Wahl, natürlich nur seitens der die Wahl vollziehenden 
Fürsten, hat thatsächlich stattgefunden. Es ist unver- 
ständlich , wie Harnack sagen kann „der Papst habe damit 
entweder gelogen oder sei falsch berichtet gewesen". 



1) vgl. Meyer S. 170. 

2) vgl. Quidde S. 107. 

3) Maurenbrecher sagt S. 236 Anm. 1 zu den beiden Schreiben des 
Papstes von 1246: „dass die Curie eine besondere Berechtigung von 6 
oder 7 Wahlfürten noch nicht kenne und sich diese Unterscheidung noch 
nicht angeeignet habe". Das ist dasselbe, was ich hier nachgewiesen 
habe. 
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c. Stellung der Curie bei der Wahl Wilhelms 
von Holland. 

Ähnlich lagen die Verhältnisse bei der Wahl Wilhelms. 
Anwesend waren, wie oben bereits angegeben ist, ausser 
den Erzbischöfen und Bischöfen auch ein bedeutender 
weltlicher Fürst, der Herzog von Brabant, und ausser ihm 
eine Anzahl Grafen. Die Äusserung des Papstes an den 
Rektor von St. Maria in Cosmedin ^,communi voto prindpiim, 
qui m dectione cesaris jus habere noscuntur, in Romanorum 
regemy applaudentibiis ceteris principibus, est electiis^' wird 
allgemein so aufgefasst, dass der Papst scheide zwischen 
„principeselectores"und„principes applaudentes"*). 

Quid de sieht gemäss seiner Auffassung von der 
Stellung der Curie zum Wahlrechte der Fürsten darin nur 
eine schärfere Präzisierung der Theorie des Papstes Inno- 
cenz III. vom Jahre 1203 von einem ausschliesslichen Wahl- 
recht einzelner Fürsten. 

Harnack hat jene Stelle nicht so aufgefasst wie 
Quidde. Er glaubt aber auch, dass seitdem aus dem da- 
mals betonten „principale jus" nun ein einfaches ,.jus" 
geworden sei. Den Einwand, dass unter den „applauden- 
tes principes" Grafen, die mit anwesend waren und schon 
lange ein Wahlrecht nicht mehr hatten» zu verstehen seien, 
sucht Harnack damit zurückzuweisen, dass er behauptet, 
der Papst habe 1251 auch nur von einem Consens des 
Markgrafen von Brandenburg wie des Herzogs von Braun- 
schweig gesprochen. Es heisst in dem Schreiben : „in quem 
liberaliter et laudabiliter sicut decuit a suae promotionis 
initio consensisti" , Diese Stelle beweist aber nicht, was sie 
beweisen soll, nämlich, dass ihnen der Papst nur den „con- 
sensus" zugestanden habe. Eine nachträgliche Anerkennung 
eines früher gewählten Königs konnte auch nach den 
deutschen RechtsbegrifFen nur ein „consensus", nicht eine 
„electio" im eigentlichen Sinne, sein. 

1) Vgl. Schirrm. S. 65. Weiland S. 335. Harnack S. 51/52, 
Quidde S. 108. 
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Damit ist aber die Hauptfrage noch nicht berührt. 
Unterscheidet hier der Papst zwischen „principes 
electores" und „principes applaudentes**? 

War das nach seinen Äusserungen vom vorigen Jahre 

ganz ungewiss geblieben, so scheiiit ein Unterschied hier etwas 

deutlicher ausgesprochen zu sein. Aber die Deutlichkeit ist 

doch nicht so gross, wie wir es wünechen müssten. Wir 

wissen nicht, welche Fürsten er zu der ersten Klasse rechnet. 

Das Dankschreiben des Papstes an die Wähler von 1147') 

macht eine solche Unterscheidung nicht; es ist an alle 

Wähler von den Erzbischöfen bis zu den Grafen in gleicher 

Weise gerichtet und spricht ihnen in ganz gleicher Weise den 

Dank aus für die Bemühungen um die Wahl. Wir müssen 

uns dabei bescheiden, nur das aus den Worten des Papstes 

zu entnehmen, was darin liegt oder unmittelbar daraus 

folgt; wir dürfen hier nur annehmen, dass der Papst 

einige von den Wählern Wilhelms als eigentliche Wähler 

betrachtet hat, nämlich nur diejenigen, die ihre Stimmen 

zuerst abgegeben und gewiss auch zuerst die gemeinsame 

Wahlanzeige unterzeichnet haben, vielleicht nur die drei 

Rheinischen Erzbischöfe; die übrigen dagegen, weil jenen 

bei der Wahl folgend, die Kürworte jener nachsprechend, 

einzeln als „applaudentes" angesehen, ähnlich wie es der 

Marbacher Annalist schon in Beziehung auf die Wahl von 

1237 gethan hatte, aber sie dann unter dem Begriffe der 

„applaudentes principes" zusammengefasst hat. Wir dürfen 

aber nicht daraus schliessen, dass die zuerst genannten 

Principes bereits wirklich alleinige Wähler gewesen seien; 

es muss auch unentschieden bleiben, ob der Papst den 

Herzog von Brabant dazu gerechnet hat. 

Es ist also, entgegen allen genannten Forschern, die 
diese Stelle in Erwägung ziehen, aus derselben nicht mehr 

1) LL. II, 364: „Studium et sollicitudiuem, quem in creatione charis- 
simi in Christo filii nostri regis Romanorum illustris habuisse noscimini, 
dignis in Domini laudibus commendantes, gratiarum vobis, quas possumus, 
referimus rationes". 
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zu entnehmen als aus dem Schreiben des Papstes am An- 
fange des Jahrhunderts ; nämlich nur, dass der Papst geneigt 
war, einer Anzahl von Wählern, und zwar denen, die er als 
die angesehensten betrachtete, ein besseres, ein schwerer 
wiegendes Wahlrecht zuzuschreiben als den minder ange- 
sehenen. Jene Äusserungen hatten, wie oben ausgeführt 
ist, den Anstoss zu einer Bildung eines Collegiums mit 
gegeben. Die Entwicklung desselben nahm seitdem ihren 
Gang ohne päpstlichen Einfluss. Die Äusserungen des 
Papstes im Jahre 124/ können ja andeuten, dass diese 
Entwicklung fortgeschritten ist, aber zwingen nicht dazu 
das herauszulesen. Die Entwicklung erhält ihre Unterlage 
er^t durch die Auffassung in Deutschland selbst '), 



4. Die Auffassung des Wahlrechts 
in Deutschland. 

Wir hatten die Entwicklung des Kurcollegiums bis 
zum Jahre 1237 verfolgt und hatten gesehen, dass sie auch 
damals noch nicht weiter fortgeschritten war, als es der 
Sachsenspiegel, d. h. das sächsische Ländrecht, angiebt, 
dass allerdings bereits in Deuschland, wäe aus der schon 
öfter erwähnten Stelle der Marbacher Annalen hervorgeht, 
sich die Anschauung zu bilden begann, dass einige Fürsten 
allein als Wähler zu betrachten seien. Diese Anschauung 
bildete sich in Deutschland weiter, gewiss mit infolge der 
Auffassung der Stelle des Sachsenspiegels und dessen Ver- 
breitung und Anerkennung als geltenden Rechtes. 



1) Anmerkung: Die Stelle des Matthaeus von Paris zum Jahre 1245, 
wo er sieben Fürsten als electores aufzählt, ist von mehreren Forschern 
für eiii späteres Einschiebsel erklärt worden, und verdient schon um der 
augenfälligen Unrichtigkeiten und Widersprüche der beiden Listen zum 
Jahre 1245 und 1257 wenig Beachtung; sie besitzt keine Bedeutung für 
die Entscheidung unserer Frage, vgl. Schirrm. S. 69 ff. Meyer S. 134. 
Harnack S. 50 u. Anm. 1. Tgl. Maurenbrecher S. 236 Anm. 1. 
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a. Äusserung des Herzogs von ßaiern 1239. 

Der Herzog von Baiern sprach, da er zugleich Pfalz- 
graf war, gegenüber dem Papste 1239 von einem Ver- 
zichte auf seine zwei Stimmen, die er auf Grund der 
Pfalzgrafschaft und des Herzogtums habe^). 

Alle Forscher nehmen an, dass dem Pfalzgrafen- 
Herzoge zwei Stimmen zugestanden hätten. Der Er- 
klärungsversuch von Wilmanns*) ist durch Meyer wider- 
legt worden» . 

Harnack sagt ganz richtig, dass der Herzog beide 
Stimmen, die er sich zugesprochen hätte, als gleichartig 
betrachtete^). Er zieht aber nicht die daraus abzuleitende 
Folgerung, dass ein rechtlicher Unterschied der Stimmen 
nicht bestand, dass die Stimmen wie früher der Bedeutung 
nach als gleich galten, dass es also, da die bairische 
Stimme der pfälzischen nach gleich, 1239 ein nach unten 
abgegrenztes Collegium bevorrechtigter Wähler 
noch nicht gab. 

Quidde sieht einerseits die Vereinigung zweier mit 
Vorstimmrecht verbundenen Fürstentümer als günstig für 
die Anerkennung der Ansprüche anderer Fürsten auf ein 
Vorstimmrecht an ^); andererseits nimmt er später als sicher 
an, dass dem Pfalzgrafen-Herzoge zwei Vorstimmen zu- 
gestanden hätten 6), ohne den Widerspruch zwischen beiden 
Annahmen zu ahnen. Wenn ihm zwei solche Stimmen 
zustanden, wie konnten da andere Stimmen Anerkennung 
finden, andere Fürsten in das begrenzte, nur sieben Stimmen 
führende Collegium der sieben Wahllürsten eintreten! 



1) „ütinam Dominus noster Papa hoc ipsiira jam fecisset, propter 
hoc enim vcllem ntriquc voci renuotiarc, videlicct palatii et ducatus, et 
darc super hoc ccclesiae pro me et heredibus roeis publicum instrumentum". 

2) vgl. Wilm. S. 45. 

3) vgl. Meyer S. 165. 

4) Harnack S. 48 u. Anm. 3. u. S. 49. vgl. oben S. 109. 
6) Quidde S. 48. 49. 99. 

6) das. S. 100. 
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Maurenbrecher hält daran fest, dass der Herzog 
von Baiern gemäss seines Besitzes von zwei mit Wahlrecht 
ausgestatteten Fürstentümern wirklich zwei Stimmen bei 
der Königswahl gehabt habe. Es sei Gewohnheit gewesen, 
dass ein solcher Fürst für jedes einzelne Reichsfürstentum, 
das er besass, gesondert seine Stimme abgegeben habe*). 
Ich finde in der Zeit bis 1239 keine Spur von einer solchen 
Gewohnheit. Hätte er gesagt, dass ein solcher Fürst nach 
Gewohnheit berechtigt gewesen sei, zwei Stimmen getrennt 
abzugeben, so liesse sich darüber noch streiten. 

Nach dem deutschen Verfassungs-Gewohnheits-Rechte 
galt der Grundsatz, dass jeder Fürst nur eine Stimme für 
seine Person hatte 2). Die bairisch-pfälzische Stimme mag 
dadurch, dass sie ein Fürst zu führen hatte, der über zwei 
Landschaften herrchte, auf deren Besitz bisher bereits zwei 
gewichtige Stimmen geruht hatten^), grössere Bedeutung 
für die Wahlentscheidung erhalten haben; aber als 
2 Stimmen zählte sie nicht. Der Schlusssatz der Äusserung 
des Herzogs deutet zweifellos an, dass er einen so grossen 
Wert auf seine Stimmen nicht legte, wie alle Forscher 
anzunehmen kein Bedenken tragen. Diese Überlegung 
führt zu der Vermutung, dass der Papst, der sich möglichst 
viele Stimmen für seinen Candidaten zu sichern suchte, 
dem Herzoge von Baiern auf Grund seiner beiden Vor- 
stimmrecht begründenden Besitzungen zwei Stimmen zu- 
gesprochen hätte; dass dieser aber darauf verzichten zu 
wollen erklärte, da er sich damit der päpstlichen Politik 
ganz und gar verschreiben sollte. Diese Betrachtungen 
ergeben, dass um 1239 ein KurcoUegium noch nicht 
bestand. Sonst würde der Pfalzgraf sein Stimmrecht 
auch zu schätzen gewusst und nicht so leichthin jene Er- 
klärung abgegeben haben. 



1) vgl. Maiirenbrecher, S. 235 Anm. 2. 

2) vgl. oben S. 109. 

3) vgl. Ficker Entstzt. S. 116. 
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b. Äusserung Alberts von Stade. 

Bei den Wahlen von 1246 und 1247 erscheint ein 
Kurfürsten CoUegium nicht in Thätigkeit. Um so beachtens- 
werter ist aber die Ansicht des Albert von Stade über das 

a. Wahlverfahren. 

Die Stelle lautet :i) .^Electio enim ad istos dinosciiur 
pertinere. Ex praetaxatione principum et consensu eligunt 
imperatorem Treverensis , Moguntintnsis et Coloniensis. Tre- 
verensis enim licet de Alamannia non sit, ratione antiquitatis 

eligit Palatinus eligit qiiia dapifer est, dux Saxoniae 

qiiia marescalcuSf et margravins ae Brandenburg quia came- 
rarius. Rex Bohemiae, qui pincerna est, non eligit^ quia 
Teutonicus non est'''. Diese Äusserung zeigt uns, wie weit 
die Anschauung von einem CoUegium vorberechtigter 
Wähler in Norddeutschland (Sachsen) bis zu den vierziger 
Jahren des Jahrhunderts fortgeschritten war 2). Dem 
sächsischen Verfasser ist jedesfalls der Sachsenspiegel 
bekannt gewesen; aber er giebt doch so viel Neues, dass 
man nicht annehmen darf, er gebe nur eine Interpretation 
der Stelle des Sachsenspiegels, im Sinne seiner Zeit. Er 
kennt noch die Vorberatung der principes vor der Wahl; 
aber als „Wähler", den König mit Namen nennende, 
„kürende*' Fürsten erscheinen ihm nur sechs; sie allein 
üben das Wahlrecht aus gemäss der in der Vorberatung und 
Vorwahl getroffenen Entscheidung ; aber die übrigen dort 
beteiligten Fürsten wählen in der Hauptwahl nicht mehr 
mit, haben ein Wahlrecht bei der feierlichen Kur nicht 
mehr. Das Wahlrecht der Erzbischöfe von Mainz und Köln 
steht über allem Zweifel fest; für das des Trierers fühlt 
sich Albert, da dieser als ein deutscher Erzbischof in gleichem 



1) ad. ann. 1240: (Mon. Germ. SS. XVI). 

2) Harnack S. 52; Qiüdde S. 108 f. Schirrm. S.53ft. Meyer S. 169 f. 
Die Stelle hat Albert nach Schirrinacher zwischen 1240 und 1256 geschrieben; 
Meyer setzt ihre Aufzeichnung in das Jahr 1241. 



mk, 
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Sinne wie die von Mainz und Köln nicht galt, genötigt, 
einen Grund anzugeben. Diesen findet er in dem Alter 
des Erzbistums Trier. 

ß. Kurrecht und Erzämter. 

Das Wahlrecht der drei weltlichen Fürsten, des Pfalz- 
grafen, des Herzogs, von Sachsen und des Markgrafen von 
Brandenburg, glaubt Albert von Stade, beruhe auf ihren Erz- 
ämtern, dem König von Böhmen spricht er ab erdas Wahlrecht, 
das bei ihm mit dem Kurrechte gleichbedeutend ist, aus dem- 
selben Grunde ab wie derSsp., „weil er ein Deutscher, deutscher 
Nationalität nicht ist**. Dem Wortlaute nach, wie im Hin- 
blick auf die vorangegangenen Wahlen, selbst wenn wir 
die von 1246 und 1247 als vorher gegangen ansehen, 
erscheint die Stelle den meisten Forschern als eine Wahl- 
theorie, die aus der Stelle des Ssp. abgeleitet sei. Aber 
in solche Abhängigkeit vom Ssp. dürfen wir Albert nicht 
setzen; denn zunächst ist schon durch die Darstellung der 
Wahl von 1237 in den Marbacher Annalen angedeutet, 
dass die Auffassung des Wahlrechts im Volke im Begriffe stand, 
von dem besseren zum alleinigen Wahlrecht einzelner Wähler 
fortzuschreiten. Hier bei Albert ist diese Anschauung in ihrer 
theoretischen Vollendung ausgesprochen. Bei einer Wahl 
war sie noch nicht zur Geltung gekommen. Es ist das 
die Anschauung, die sich gebildet hatte, seit man die im 
„sächsischen Lehnrechte" genannten sechs Fürsten, die dem 
Papst die Rechtmässigkeit der Königswahl bezeugen sollten, 
als die ein für alle Male dazu berufenen Fürsten anzusehen 
sich gewöhnte; man lernte allmählich diese Fürsten als 
allein zur Ausübung der Königswahl berechtigt ansehen 
und mass den übrigen Fürsten nur noch das Recht der 
Mitwirkung bei den Vorberatungen und der Vorwahl bei*). 
Albert von Stade begründet das Kurrecht der 
weltlichen Wähler entschieden durch den Besitz der 



l) vgl. Quidde S. 109. 
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Erzämter. Wie er dazu kommt, lässt sich nicht mit Be- 
stimmtheit entscheiden. Die Qnellen jener Zeit berichten 
nichts über die Erzämter. Seit jenem glänzenden Reichs- 
tage 1209 zu Würzburg hatte ein einziger zahlreich be- 
suchter glänzender Reichstag 1235 zu Wofms stattgefunden 
aus Anlass der Vermählungsfeier Friedrichs des Zweiten. 
Wenn auch die Quellen nichts darüber erzählen, so hat 
dieser Reichstag doch Gelegenheit geboten zur Übung der 
Ehrendienste durch die Reichs-Erzbeamten, die nach dem 
Ssp. zugleich die ersten Wähler waren i). Es wurde an- 
scheinend die Leistung der Ehrendienste als etwas so 
Selbstverständliches angesehen, dass die zeitgenössischen 
Schriftsteller es nicht für nötig hielten, das noch besonders 
hervorzuheben«). Verfassungsrechtliche Schriften, wie die 
Rechtsbücher, gaben sie an; und Albert von Stade folgte 
dem Ssp. — Man wird also wohl dem wahren Sachver- 
halte am nächsten kommen, wenn man annimmt, dass 
Albert von Stade die Erzämter, die dem Verfasser des 
Ssp. an den ersten Wähler bereits als hervorstechende; sie 
von den übrigen Wählern unterscheidende und aus ihrer 
Zahl heraushebende Eigenschaften erschienen waren, jetzt, 
wo man kaum mehr wusste, wie die drei weltlichen Fürsten 
zu dem Ehrenrechte des Vortritts bei der Wahl gekommen 
waren, die Grundlage für ihr Kurrecht zu sein schienen. 
Mag auch wirklich die Darstellung des Ssp. ihm diese 
Auffassung eingeflösst haben, so hat doch unzweifelhaft 
im Volke zur Zeit der Abfassung des Ssp. die in diesem 
wieder gegebene Auffassung entweder bereits geherrscht 
oder ist in der Bildung begriffen gewesen, und hat sich 
diese dann teils von selbst weiter verbreitet und um- 
gebildet, teils hat ohne Zweifel auch die Verbreitung des 



1) vgl. Haedicke S. 86ff. 

2) So hatte ja auch zum Jahre 1184 der gut unterrichtete Gislebert 
die Übung der Erzärater nicht berichtet. Aber es beweist schon der von 
ihm erwähnte Streit um die Elire des Schwerttragens, dass sie verwaltet 
worden sind. 
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Ssp. zu dieser Umbildung in dem Sinne, wie Albert uns 
zeigt, beigetragen. Die Annahme von Waitz, dass man 
für Brandenburgs Kurrecht nach einer neuen Grundlage 
gesucht habe, da eine solche für dieses nicht mehr in dem 
früheren Maasse oder überhaupt nicht mehr vorhanden 
gewesen sei, ist eine irrige. Eine solche Auffassung hat damals 
sicher Niemand gehabt; doch weniger wurde eine solche 
der Anlass zu einer so allgemeinen Theorie, wie die Alberts 
ist, geführt haben. — Diese Auffassung von der Beziehung 
des Erzamts zum Kurrecht kommt, wenn sie sich auch 
bereits im Volksbewusstsein festzusetzen begann, erst später 
ernstlich in Betracht, wie wir sehen werden ; ja es scheint, 
als ob die Auffassung Alberts zur Weiterverbreitung dieser 
Auffassung noch beigetragen habe. Jetzt handelt es sich 
zunächst noch darum, welchen Fürsten dieses Wahlrecht 
zufiel, das Kurrecht welcher Fürsten Anerkennung fand. 

c. Äusserungen der sächsischen Städte. 

Im Jahre 1252 finden wir ein Zeugnis für das Kur- 
recht einiger dieser Fürsten. Der Papst bemühte sich sehr 
um die Anerkennung seines erwählten Königs Wilhelm 
seitens der sächsichen Fürsten und Städte und sandte 
einen Legaten nach Deutschland, um diese zu dessen An- 
erkennung zu bewegen. Dieser stösst aber aut die Weigerung 
derselben, ihn als König anzuerkennen: „j^ro eo qiiod nobües 
prindpes diix Saxoniae et marchio Brandenhurgensis , qui 
habent vocem in eUctione praedicta^^ und erst nachdem diese 
„electionem de pi^edicio rege factum ratam habtterunt" gelingt 
es ihm, auch diese Städte zur Anerkennung zu bewegen >), 

Diesem Zeugnisse wird von allen Forschern die 
grösste Bedeutung beigelegt^); und es verdient ohne 
Zweifel auch die grösste Beachtung. Mit den Worten 
„qui habent vocem in electione" ist ohne Zweifel ihr Wahl- 
recht anerkannt; sie werden den ,^principes quorum intererat 

li vgl. Schreiben des Legaten an den Bischof von Lübeck 
(Urkdbch der Stadt Lübeck I No. 182) 25. März 1252 und Böhiner-Reg. 
Wilhelms 4. 19. S. 951. 

2) Schirrm. S. 66 ft., Haedicke S. 31, Ficker S. 110, Weil. S. 335, 
Harn. S. 52 u. Anna. 3 u. 53, Quidde S. 102, Maurenbrecher S. 238 f. 
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regem eligere" , von denen Wilhelm erwählt war^), völlig 
gleichgestellt, aus der Zahl derselben als besonders für 
sie in Betracht kommend herausgehoben. — Der Ausdruck 
jfqiiorum intererat regem eligere", ist sehr allgemein und 
bezieht sich, wie auch spätere Äusserungen der Rheinischen 
Städte andeuten, auf alle Fürsten, nicht bloss auf die 
„Wahlfürsten im engeren Sinne". Haedicke stellt ihn mit 
dem Ausdrucke „ad quos spectat electio" auf eine Stufe 
und dem „qui habent vocem in electione** entgegen^). 
Der letztere Ausdruck ist ohne Zweifel specieller und 
enger. Der Ausdruck „ad quos spectat electio" hat keines- 
falls die Bedeutung, die Quidde dem Ausdrucke „qui habent 
vocem in electione" zuschreibt, sondern steht dem allge- 
meinsten „quorum interest eligere" viel näher als diesem 
Ausdrucke. 

Es liegt in der Äusserung der sächsichen Städte 
nicht ausgesprochen, dass sie die Wahl Wilhelms für un- 
gültig angesehen hätten, weil er nur von -den Rheinischen 
Erzbischöfen und andern Fürsten, auch dem Erzbischof e 
von Bremen, mit erwählt sei; sondern es ist ein ähnlicher 
Fall wie der der Weigerung zweier geistlicher bairischer 
Fürsten bei der Wahl Lothars; für die Städte kam nur 
die Entscheidung ihrer Landesherren, des Herzogs von 
Sachsen und des Markgrafen von Brandenburg, in Betracht; 
und nur, weil diese jener Wahl noch nicht zugestimmt 
hatten, weigerten sie sich Wilhelm anzuerkennen, nicht 
etwa weil Fürsten ein Wahlrecht mit ausgeübt hatten, 
denen sie ein solches nicht zuerkannten. Beide werden 
auch nur von dem Erfurter Chronisten hervorgehoben. 
Beide Fürsten wählten Wilhelm nachträglich noch zu 

1) Es heisst am Eing^ange des Schreibens an den Eischof von 
Lübeck: ,, licet .... Dom. Wilh. fuisset a principibus, quorum intererat, 
legitime in regem electns .... tamen quia sc aliquot civitates excupabant, 
dicentes quod^' . . . und ^Wilhelmo non debebant intendere tamqnam regi 
pro eo quod. etc". 

2) vgl. Haedicke S. 31. 



Digitized by VjOOQIC 



— 133 — 

Braunschweig in feierlicher Weise, oder erkannten ihn, wie 
Maurenbrecher sagt, feierlich und öffentlich an^). Wenn 
die Städte den Markgrafen von Meissen und den Herzog 
von Braunschweig nicht besonders erwähnten, so thaten 
sie es nicht, weil beide nicht die Obergewalt in den 
sächsischen Landen, beide nicht die gleiche Bedeutung für 
sie hatten, wie die beiden genannten Fürsten. 

Aus der Äusserung der Städte ergiebt sich der 
Schluss, dass sie sowohl dem Herzoge von Sachsen wie 
dem Markgrafen von Brandenburg je eine Stimme bei der 
Wahl beimassen. Aber, weil sie diese beiden Fürsten 
nicht allein um ihres Kurrechts willen erwähnen, darf man 
aus der Nichterwähnung des Markgrafen von Meissen 
und des Herzogs von Braunschweig nicht unbedenklich 
den Schluss ziehen, dass sie diesen beiden Fürsten ein 
Kurrecht nicht zuerkannt, oder dass diese ein solches nicht 
besessen hätten. Für die Entscheidung über diese Frage 
müssen andere und wirkliche positive Zeugnisse heran- 
gezogen werden. 

Wenn Harnack aus dem Schreiben des Legaten 
herauslesen zu sollen glaubt, dass dieser Sachsen und 
Brandenburg entschieden das Kurrecht zuspreche, da er 
ihren Beitritt zur Wahl Wilhelms zu Braunschweig „nicht 
als einen nachträglichen Consens, sondern als eine Wahl 
und Gültigkeitserklärung der früheren Wahl bezeichne** 2); 
so liest er zuviel aus dem Schreiben heraus. Der Legat 
spricht nur von einer Gültigkeitserklärung der früheren Wahl 
(„electiovem factam ratam hahuerimt^), nicht zugleich von einer 
Wahl. Der gewählte Ausdruck lässt allerdings die^Auffassung 
Harnacks zu; aber sie ist darum noch nicht richtig. Denn 
Harnack hat nicht genügend berücksichtigt, dass der 
Ausdruck „qui habent vocem in electione" im Sinne der 
sächsischen Städte gebraucht ist, dass die für die Aner- 
kennung gewählten Worte eine Consequenz der Anpassung 

1) vgl. Maurenbrecher S. 238/9. 

2) vgl. Harnack S. 53. 
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an die Worte der sächsischen Städte, ja sogar eine 
geschickte Umgehung der Ausdrücke sind, die der Legat 
hätte anwenden müssen, wenn er die Vorgänge in Braun- 
schweig hätte als eine Wahl bezeichnen Wollen. 

Sich auf den König von Böhmen zu berufen, der 
ebenfalls der Wahl noch nicht zugestimmt hatte, lag für 
die sächsischen Städte noch ferner. Aus diesem ihrem 
Schweigen darf weder für noch gegen seui Wahlrecht 
etwas gefolgert werden. Und wenn der Erfurter Chronist 
zum Wahltage von Braunschweig erwähnt, dass der König 
Geschenke gesandt habe ^,m signum electionis" ^) ^ so sind 
die Forscher über die Bedeutung dieser Worte verschiedener 
Meinung. Sie ziehen in Betracht, dass der Marbacher 
Annalist ihn 1237 zu den „Wählern, denen die wirklich 
wählten" gerechnet hat; erwägen ferner, dass der Papst 
1239 ihn ebenso wie den Pfalzgrafen-Herzog als Wähler 
angesehen habe; sie lassen sich, namentlich Quidde^) in 
ihrem Urteile beeinflussen dadurch, dass seine Abgesandten 
bei der Wahl 1257 zugelassen worden seien und die ge- 
wählten Könige ihn dann zu den sieben Wahlfürsten 
rechnen. - Harnack pflichtet der Ansicht Schirrmachers») 
bei, dass eine Wahl nie, auch eine nachträgliche nicht, 
durch Überreichung von Ehrengeschenken vollzogen werden 
könne ^), aber meint doch ein Zeichen der Anerkennung 
darin zu sehen, indem er die Worte : „m signum electionw^' doch 
mindestens deuten zu müssen glaubt als „iw signum ut elechis 
essef\ und halt es für möglich, dass dieser Vorfall sehr leicht 
missverständlich aufgefasst und zu Gunsten des Kurrechts 
Böhmens ausgebeutet werden konnte. — Maurenbrecher 
schliesst sich Harnacks Auflassung an, geht aber noch 
wieiter. Er meint, der Böhmenkönig habe, indem er seinen 



1) Böhmer, Fontes II, 411 .,Rex cnim Boemiae pretiosis rcgalibus 
(lonis in signum electionis eum honoravit*'. 

2) Quidde S. 37. 102 u. Anm. 

3) Schirrmacher S. 67. 

4) Harnack S. 53/54. 
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Beitritt zur Wahl noch besonders erklärt hahe, sein Ver- 
langen, als bevorzugter Wähler mitbeteiligt zu werden 
erfolgreich angemeldet und in kluger Berechnung durch 
die dargebrachten Geschenke es erreicht, dass man dieser 
Erklärung freundliche Aufnahme gewährt habe^« 

Solchen Ansichten gegenüber, wie sie Harnack und 
Maurenbrecher hier geäussert haben, muss ich ausdrücklich 
betonen, dass auf den Ausdruck „in signum electionls" 
nicht so viel Gewicht gelegt werden darf: denn, mag der 
Chronist denselben auch, wie Harnack glaubt, oder im 
Sinne von; „in signum ut eum eligeret*', wie Maurenbrecher 
die Worte auflasst, gebraucht haben; so spricht er ja auch 
von einer Wahl durch die „ceteri magnates" Sachsens, ja 
hebt hervor, dass auch die Bürger von Goslar Ähnliches 
gethan hätten 2). Das zeigt, wie irre es führt, wenn man 
die Äusserungen der Annalisten alle in gleicher Weise be- 
achten und ausdeuten und auf diesen Ausdeutungen weiter 
bauen will. Auch die von Harnack angeknüpfte Befürchtung 
ist eine sehr überflüssige. Damals bestand noch eine 
lebendige Rechtsentwicklung, eine Entwicklung des Rechts . 
im Volksleben; und man stützte seine Ansprüche nicht auf 
solche papierene Äusserungen eines Annalisten, sondern 
höchstens auf gewohnheitsrechtliche Thatsachen. Es ist 
aber sehr zu verwundern, dass sich auch Maurenbrecher, 
der sonst so besonnen vorgeht, hier zu gewagten Ver- 
mutungen hat verleiten lassen, für die keine Stütze zu 
finden ist. — Der König von Böhmen sprach Wilhelm 
durch Übersendung von Geschenken seine Aner- 
kennung aus, wie es auch sonst öfter vorkam. Eine 
ganz besondere Huldigung und noch weniger eine 
Absicht für künftige Zeit seitens des Böhmen 
ist darin nicht zu sehen. 
' 1) vgl. Maurenbrecher S. 239. 

2) Chron. FJrford. Böhmer FF. II. 41 1 : Ubi eciam sequcnti die rex 
Wilhelinus a inarchione Rrandenburgensi ac duce Saxoniae ceterisqu'^ 

hnius terre niag^natibus in Romannin sollempniter clectus est principem 

Eodemqnc tempore cives Goslarienses fecerunt similiter'*. 
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Wir werden später, sehen, dass andere, und zwar 
äussere, Verhältnisse die Zulassung des Böhmenkönigs zur 
Teilnahme an der Wahl von 1257 wie seine Ausschliessung 
von der Wahl 1273 herbeiführten >). 



5. Die Doppelwahl des Jahres 1257. 

Welche Verhältnisse zeigen sich nun nach dem Tode 
Wilhelms bei der Wahl von 1257? 

Das war seit langer Zeit die erste Wahl, die bei 
völliger Reichsvacanz vollzogen wurde, eine Wahl, bei der 
es sich also auch zeigen konnte, welche Fürsten ein Wahl- 
vorrecht besassen, und bis zu welchem Punkte die Ent- 
wicklung dieses Vorrechts gediehen war. 

Waren die bevorrechtigten Wähler uns bisher noch 
bei keiner Wahl als ein vereinigtes CoUegium entgegen- 
getreten, hatten wir nur mehr oder weniger sichere Zeugnisse 
für das entscheidende Wahlrecht einzelner Fürsten gefunden, 
so giebt uns die Wahl von 1257 ein deutlicheres Bild 
darüber, wie weit die Entwicklung fortgeschritten war. 
Sie ist ein Markstein in der Entwicklung des Kurcollegiums. 

Die verschiedenen vorberatenden Versammlungen, 
welche 1256 behufs Einigung über die aufzustellenden 
deutschen Candidaten stattfanden, verliefen ergebnislos. 
Dann traten Ausländer als Bewerber um den Thron auf, 
Richard von Cornwallis und Alfons von Castilien, und 
Hessen durch Abgesandte für ihre Wahlen werben. Der 
Papst begünstigt, ohne sich besonders zu bemühen, den 
Engländer Richard. 

Hier tritt uns nun das erste Mal bestimmt entgegen 
die Thatsache, dass man nur Gewicht legte auf die 
Stimmen von sieben Fürsten. Und wenn das hier die 
Ausländer thun, so mussten sie es auf vorherige Erkundigung 
hin von den deutschen Fürsten selbst erfahren haben, auf 



1) vgl. Quidde S. 102/3. vgl. S. 255 ff. 
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welche und auf wieviel Stimmen es ankomme und welche 
Fürsten sie zu gewinnen suchen mussten. Thomas Wikes, 
der Abgesandte Richards, nennt diese sieben Fürsten i). 
Es sind die Erzbischöfe von Mainz, Köln und Trier, die 
Herzöge von Sachsen, Baiern und Österreich und der 
Markgraf von Brandenburg. Mit dem Herzoge von Baiern 
ist ohne Zweifel der Pfalzgraf gemeint, der sonst bei den 
Verhandlungen genannt wird; dux Austriae war damals 
der König von Böhmen, nachdem er sich in den Besitz 
der österreichischen Länder gesetzt hatte. Von diesen 
Fürsten gewinnt Thomas Wikes für Richard durch Hand- 
salben Mainz, Köln und Pfalz; und Richard hat sich 
gegenüber d«m Erzbischofe von Köln zufrieden erkärt, 
wenn er diese drei Fürsten für sich habe 2). Die Wahl 
erfolgt. Und er erhält diese drei Stimmen; der Erzbischof 
von Köln giebt die Stimme des durch Gefangenschaft 
zurückgehaltenen Mainzers mit ab 3). Der Gegenkandidat 
Alfons wurde 3 Monate später vom Erzbischof von Trier, 
zugleich im Namen der Fürsten von Sachsen, Brandenburg 
und Böhmen, gewählt. Auch für Richard hatten sich 
früher die Abgesandten des Königs von Böhmen erklärt. 
An dessen Wahl hatte sich auch der Herzog von Baiern 
(Niederbaiern) persönlich mit beteiligt, wie die Annales 



1) Böhmer FF. II 451: „Sunt auteni septeua prinoipes Alamanniac, 
ad qiios potestas regem eligendi specialiter pcrtinere dignoscitur ; videlicet 
tres ecclesiastici et quatuor seculares. Primus ecciesiasticorum archiep. 
Mognnt., secundus archiep. Colou., tertius archiep. Trever. Primus secularium 
dux Bavariae, secundus dux Saxoniae, tertius dux Austriae, quartus 
marchiü Brandenburgensis'*. 

2) Niederrhein. Ukdbcli. II S. 232 „vel si ipse horum triüm, 
moguutinensis , coloniensis et comitis Palatini Rheni non fuerit electione 
contentus'" 

3> Rayn. ad 1263 § 54; „Coloniensis pro sc ac dicto Moguntino, 
cujus vices gerebat, et comite presenti ac consentienle elegit te in regem 
Romanorum". 
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Altahenses*) und die Annales S. Rudberti Salburgenses^). 
bezeugen. Ausser diesen waren bei beiden Wahlen auch 
noch andere Fürsten anwesend gewesen, wie ebenfalls die 
Quellen berichten»). 



6. Die Entwicklung des Kurfürstencollegiums 

von 1230 bis 1257. 

(Zusammenfassender Rückblick.) 

Aus der Betrachtung der Wahl von 1257 und der 
Nachrichten über dieselbe und zu ihr ergtebt sich, dass 
die Entwicklung eines Kreises allein berechtigter Wähler 
bereits soweit fortgeschritten war, dass nur die Stimmen 
von sechs (oder sieben) Wählern Beachtung fanden, wie 
die Stelle bei Thonms Wikes zeigt. Als entscheidende 
Stimmen galten nur sechs, sonst hätten drei Stimmen für 
Richard nicht genügt, um ihm die Wahl zu sichern. Ausser 
diesen beteiligten sich nur wenige andere Fürsten an der 
Vorwahl; noch weniger nahmen an der Hauptwahl teil, 
nämlich nur diejenigen, welche nicht gesonnen waren, so 
leichthin auf das Kurrecht zu verzichten, wie der Herzog 
von Braunschweig, ein übrigens erst 1235 ernannter neuer 
Herzog, es gethan hatte; es war das ausser dem Könige 

1) M. G. SS. XVII 397. „Ubi (in Frankfurt) dum quidam convenissent, 
Moguntinus et Coloniensis arcbicpiscopi et Ludovicus coraes palatinus 
Rheni et frater ejus dominus dux Bavariae in Richardum conveneruDt". 

2) SS. IX. 764. j.Ludovicus comcß palatinus Rheni et Henricus dux 
Bavariae cum episcopis Moguntino et Colon, fratrem regis Anglie in regem 
Rom. accepta . . . pecunia ciegerunt* . 

3) Rayn. ad. 12ß3. §ö4: „cum prelatis ducibus et aliis ibidem 
presentibes". — Ann. S. Rudberti 794 „Marchio Brandenb. cum ceteris 
clectoribus imperii et principibus ac nobilibus tocius Sueviae de cönsilio 
domini papae ac aliorum principum regem Castellae de Hyspaniae in regem 
Romanorum elegerunt". — Ann. Altah. : „Dominus autem Treverensis ep. 
cum aliis quibusdam priucipibus consentire nolens electioni predicte, tribus 
literis et auctoritate regis Boemiae, ducis Saxonie, marchionum de Branden- 
burg, et multorum principum, elegit dominum Alphousum regem Hyspanie^^ 
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von Böhmen der Herzog von Niederbaiern. Nachdem die 
Zahl der Wahlfürsten durch die (politische) Entwicklung 
und das Aussterben einiger Fürstenhäuser so sehr zu- 
sammengeschrumpft war, hatten die 1257 die Wahl voll- 
ziehenden Fürsten die Wahlentscheidung allein in der Hand. 
Es waren das die sechs Fürsten, welche das sächsiche 
Lehnrecht als Wahlzeugen und das sächsische Landrecht 
als „Erste an der Kur" genannt. Albert von Stade als 
„Wähler" schlechthin bezeichnet hatte. Ihr Ehrenrecht 
bei der Wahl hatte sich allmählich zu einem ausschliesslichen 
Recht entwickelt auf Grund der sich aus jenem oben 
gekennzeichneten päpstlichen Wunsche ergebenden Con- 
sequenzen und später sicher mit unter dem Einflüsse, den die 
Rechtsbücher (bei ihrer Verbreitung und Anerkennung) auf 
die Rechtsanschauung des ganzen deutschen Volkes ausübten. 
Wie viel die Erzämter dabei zur Begründung der 
Wahlvorrechte und des alleinigen Wahlrechts beigetragen 
haben mögen, lässt sich nicht ermitteln, da sie ausser von 
Albert von Stade in diesem Zeitabschnitte nirgends erwähnt 
werden. Nur das steht fest, dass drei von diesen Wahl- 
fürsten, alle weltlichen, Erzbeamte waren. Zur Stützung 
und Anerkennung des Wahlrechts des Herzogs von Sachsen 
und des Markgrafen von Brandenburg mögen sie, das darf 
man zugeben, etwas beigetragen habend). Drei mächtige 
Fürstenhäuser, die sicher nicht leicht mit ihren Ansprüchen 
zurückgetreten wären, die von Österreich, Thüringen und 
Brabant, erloschen in der zweiten Hälfte des vierten Jahrzehnts. 
Baierns Wahlrecht war auf dem Wege verloren zu gehen, 
da es in diesem für die gewohnheitsrechtliche Entwicklung 
des Wahlrechts so ausnehmend wichtigen Zeiträume einen 
besonderen Herzog von Baiern neben dem Pfalzgrafen 
nicht gab 2). Das Herzogtum Schwaben ging sozusagen 
ein, da es in dieser Zeit immer mit dem kaiserlichen Hause 
vereinigt und in den Händen des erwählten deutschen 



1) vgl Quidde S. 100. 

2) vgl. Quidde S. 100. 
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Königs Conrad war. Die übrigen Fürsten zogen sich, da 
ihr Wahlrecht mehr und mehr an Bedeutung verlor, immer 
mehr von den Reichsangelegenheiten zurück i). Der Herzog 
von Braimschweig, der erst in diesem Zeiträume ernannt 
war, mass sich ein Kurrecht überhaupt nicht bei, hätte 
als neuer Herzog ein solches auch nicht erlangen können. 
So wurde das vorzugsweise Wahlrecht jener „sechs" durch 
die verfassungsrechtliche Entwicklung nach und nach ein 
ausschliessliches. 

Unrichtig ist es, wenn behauptet wird, dass die be- 
kannten sechs Fürsten sich das ausschliessliche WahlrecKt 
angemasst hätten, oder dass der Papst durch seinen Ein- 
fluss das Wahlrecht auf diese geringe Zahl von Fürsten 
zu beschränken gesucht habe. Mit letzterer Behauptung 
steht im Widerspruche die Stellung der Curie, wie sie sich 
noch in den vierziger Jahren zeigt, wo der Papst alle ihm 
günstigen Fürsten, diees ihm gelingt zu finden, als Wähler 
nimmt. Ebenso unrichtig ist die Behauptung Quiddes, dass die 
„ersten Wähler" in ihrem persönlichen Interesse, um recht 
viele Vorteile für sich aus den Wahlen herauszuschlagen, 
die übrigen Fürsten zurückgedrängt hätten 2). In diesem 
Zeitabschnitte steigerte sich das ihnen vor 1230 durch die 
Eigenschaft der Fähigkeit, dem Papste die Rechtmässigkeit 
der Königswahl bezeugen zu können, gewährte und durch 
das sächsische Landrecht in Beziehung auf die Wahl 
präzisierte Übergewicht über die übrigen Fürsten ganz von 
selbst; und die Folge dieser Steigerung war das Zurück- 
treten der übrigen Fürsten hinter ihnen bei der Wahl. 
Erst später, als sie die alleinigen Wähler waren, nützten 
sie ihre Stellung im Reiche in ihrem Interesse aus. 



1) vgl. Haedicke S. 38 ff. 11. Quidde S. 112. 

2) vgl. Quidde S. 112/3. 
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Das Kurcollegium seit 1257. 

Wir betrachten zunächst 

1. Das Zurücktreten der grossen Mehrzahl 
der Fürsten von der Wahl. 

Die sechs Wahlfürsten, deren Stimmen das ent- 
scheidende Gewicht bei den Wahlen von 1257 beigelegt 
v^ Orden war, wuchsen seitdem wie von selbst zu einem 
CoUegium allein berechtigter Wähler, Kurfürsten, „electores 
principes". zusammen. Der Herzog von Baiern und der 
König von Böhmen machten aber jetzt noch entschiedene 
Anstrengungen, um durchzusetzen, dass sie und ihre 
Stimmen bei den Wahlen die gleiche Beachtung fänden, 
wie sie 1257 die bekannten sechs Fürsten gefunden hatten, 
und um jetzt, wo sich der Kreis der engeren Wahlfürsten 
schliessen zu wollen schien, in diesen Kreis hinein zu 
kommen und das gleiche Kurrecht wie diese zu erhalten. 
Die übrigen Fürsten aber traten immer mehr zurück. Sie 
dachten nicht daran, ihre Rechte zur Geltung zu bringen, 
waren im Vergleich zu jenen 8 auch zu schwach, um es 
zu können. 

Diese zuletzt bezeichneten Fürsten kommen zunächst 
nur noch in Betracht als vorberatende Fürstejn bei der 
Vorwahl und als bloss zustimmende bei der Haupt- 
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wahl^). Das deutet der Bericht der Abgesandten Richards 
an den Papst an mit den Worten; „cum prelatisy ducihus et 
aliis ibidem presentibus deliberatione prehabita^ de ipsorum. com- 
mtmi consilio et asseiisit ad eleciionem procedere decreverunt^^^)- 
Auch den Ausdruck „specialiter" in demselben Berichte 3) zieht 
Quidde zum Beweise für ihre Teilnahme noch an der Vor- 
wahl von 1257 heran; ferner den Beschluss der Rheinischen 
Städte vom 12. März 1256, Gesandte zu senden an diejenigen 
Fürsten ,.ad quos spectat regis electio" mit dem dringenden 
Ersuchen, ihre Wahl einträchtig auf eine Person zu 
lenken*), da ihre Bitte auch an andere als die eigentlichen 
Wahlfürsten, wie an den Herzog von Braunschweig ge- 
richtet wurde. Dieser ist mit dem Herzoge von Sachsen 
und den Markgrafen von i^randenburg auf dem vor- 
beratenden Tage der sächsischen Fürsten zu Wölmirstedt 
am 5. August 1256 bei der Designation des Markgrafen 
Otto von Brandenburg zum Candidaten für den erledigten 
Königsthron beteiligt gewesen 0). Er zeigt dem Städtebunde 
diese Designation auch mit an^), giebt aber seine Thätig- 
keit an als Unterstützung'), während der Markgraf von 
Brandenburg von seinem Wahlrechte spricht 8). Darauf hat 
Quidde hingewiesen^). Er hebt zu diesen Zeugnissen ganz 
richtig hervor, dass die Einen allein das Wahlrecht hatten,, 
die Andern dagegen sich selbst nicht mehr als zur Wahl 
berechtigt betrachteten; und er betont weiter, dass das 



1) vgl. Quidde S. 110 ff. 

2) Rayn. ad. 1263. § 54. 

3) das. §51 „principes ad qiios spccialiter spcctat Romaiii regis 
electio*'. 

4) Mon. Germ. LL. II, 376. 

5) vgl. Haedicke S. 35. 

6) M. G. LL. II. 378. 

7) Er sagt von sich: „ciii si in regem, ut speramus, fucrit sublimatus, 
omni quo possumus consilio iavorc non voluniMS dcessc". 

8) Er sagt von sich: ,.quam in regem postjjosilo omni dubio 
eligemus'*. 

9) vgl. Quidde S. 111. 
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ganz der von Albert von Stade geäusserten i\nsicht ent- 
spricht. Diese Anschauung, der Albert Ausdruck verleiht, 
hatte jedesfalls bis 1257 allgemeinere Anerkennung gefunden, 
war anerkanntes Recht geworden. 

Die Stellen, die Quidde hier heranzieht und aus denen 
er diese Folgerung ableitet, zeigen gleichzeitig, dass seine 
Annahmen für die erste Zeit des Jahrhunderts nicht richtig 
sind. Das „specialihr^^ , welches jetzt noch die Gesandten 
Richards gebrauchen, entspricht ganz dem von Innocenz III. 
angewendeten „principalitei" , widerspricht aber auch der 
für jene Zeit aufgestellten Behauptung, dass der Papst mit 
den Worten „ac? qiws spectat electio*' den bis dahin vorzugs- 
yvehe berechtigten Wählern ein „ausschliessliches Wahl- 
recht** zugesprochen habe. Andererseits würde, wenn 
Quiddes dort geäusserte Ansicht richtig wäre, mit dem 
Ausdrucke der Städte „ad quos spectat electio" auch dem 
Herzoge von Braunschweig, an den sie das Schreiben 
ebenfalls richten, ein ebensolches ausschliessliches Wahl- 
recht zugesprochen werden, wie den eigentlichen Wahl- 
fürsten. Das ist aber unrichtig: denn Quidde selbst zeigt, 
dass er ein solches nicht besass, sich ein solches auch 
nicht beimass. 

Das Recht der Teilnahme auch der nicht mehr wahl- 
berechtigten Fürsten an der Vorberatung bezeugt auch 
Hermann von Nieder-Altaich, wenn er zur Wahl von 
1257 schreibt: „prificipes regni pro etig&ndo rege jam diu 
habitis diversis conventihus, tandem difßnitiviim dectionis 
diem in octova epiphanie statueriint in Franicfurt cele- 
brandum')". 

Harnack führt noch ein weiteres Zeugnis für diese 
mitbestimmende Thätigkeit der von der aktiven Beteiligung 
an der Hauptwahl ausgeschlossenen Fürsten an, nämlich 
die Aufforderung des Papstes Urban IV. an den Bischof 
von Constanz 1262, die Wahl des jungen Conradin nach 



1) M. G. SS. XVII. 397. 
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Kräften zu verhindern»). Harnack weist ferner darauf 
hin, dass die übrigen Fürsten, die auf dem Wahltage mit 
anwesend waren, durch ihre Zustimmung nur die Wahl 
der Kurfürsten legalisierten 2). 

Ha ed icke führt die Mitbeteiligung anderer Fürsten 
als derjenigen, welche als zur engeren Wahl allein be- 
rechtigt angesehen wurden, noch an, dass der etwa um 
1260 verfasste, auf den Sachsenspiegel zurückgehende 
Deutschenspiegel, noch die Gleichberechtigung aller Fürsten, 
geistlicher wie weltlicher, bei der Wahl hervorhebe^): 
denn sonst könnte derselbe den diese aussprechenden 
Satz des Sachsenspiegels nur in modificierter Form auf- 
genommen liaben. Der Schwabenspiegel dagegen, der 
nach 1273 abgefasst ist, erwähne die übrigen Fürsten nur 
ganz beiläufig. Es habe also in dieser Zeit von etwa 1257 
bis 1273 die Mitwirkung anderer Fürsten bei der Vorwahl 
ebenso wie bei der Kur fast alle Bedeutung verloren. 

Quidde geht aber ohne Zweifel zu weit, wenn er 
behauptet, dass der consensus, die Zustimmung der übrigen 
Fürsten schon bei der Wahl von 1273 völlig, weggefallen 
sei'). Dieser consensus wird zwar hinfort nicht mehr 
erwähnt, aber hat doch wahrscheinlich noch eine Zeit 
lang stattgefunden, wenn er auch seine Bedeutung für die 
Legalisierung der Wahl verloren haben mag. Ich schliesse 
das aus der Stelle des Schwabenspiegels, wo es heisst: 
„dass die Wahlfürsten sullen dar gebieten zuo dem gesxjraeche 
ir gtsell&ii^ di mit in da wein sullen; darnach den andern 



1) vgl. Harnack S. 55. Anm. 1. „nullo unquara tempore procures 
per to vel per aliura, quod idein pucr in regem vel impcratorem eligatur, 
nominetur vel qnomodolibet assumatur nullamque ad hoc opem impendas 
vel operam , quin immo ejus electionem , nohiinationem, si de illa tractari 
contigerit, toto posse impedire procures". 

2) Kayn. ad 1263 § 54 : Die Wahl wird : „magnatum et aliorum 
astantium copiusac multitudini" publiziert. 

3) vgl. Haedicke S. 40. 

4) vgl. Quidde S. 112. 
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Fürsten als vü sie dar gehaben mugen^Y^ Ferner weise 
ich darauf hin, dass der Burggraf von Nürnberg bei den 
Vorverhandlungen zur Wahl Rudolfs noch sehr stark be- 
teiligt war. Zum Beweise meiner Ansicht kann auch dienen 
die gegenseitige Verpflichtung der Rheinischen Städte 1272, 
nur einem „einmütig gewählten König anzuerkennen und 
ihm die Thore zu öffnen^)". Das beweist, dass sie doch 
indirekt das Recht für sich in Anspruch nahmen, die Kur- 
fürsten zu bestimmen, einmütig eine Wahl zu vollziehen. 
Und wie die Städte ein solches Recht in Anspruch nehmen 
konnten, so werden wenigstens 1273 noch die nicht kur- 
berechtigten Fürsten noch ein eben solches Recht vor der 
Kur und um so mehr noch das Recht der Zustimmung 
zu der von den Kurfürsten vollzogenen Wahl auf dem 
Wahltage selbst besessen und geübt haben. Wie wären 
sonst auch die Kurfürsten dazu gekommen, 1308 durch 
einen förmlichen Beschluss ihre Anwesenheit bei der Wahl 
auszu8chliessen3). 



2. Ansprüche des Königs von Böhmen 
auf das Kurrecht. 

Zu den Wahlfürsten drängte sich der König von 
Böhmen. Seine ausserge wohnliche Machtstellung im Reiche 
oder neben demselben sicherte ihm schon an sich einen 
gewissen Einfluss wie auf die deutsschen Verhältnisse 
überhaupt, so auch auf die deutschen Königswahlen, haupt- 
sächlich seit der Zeit, wo die Reichsgewalt an Stärke 
abnahm und zwei Parteien sich bildeten und um die Vor- 
macht rangen^). 



1) Schwsp. ed. Lassberg c. 189. Der Schwsp. ist nach 127;i ver- 
fasst, vgl. zur Sache Picker „Eatstzf* S. 121. 

2) M. G. LL. II. 382. 

3) vgl. Ficker S. 113. 

4) vgl. oben S. 193 ff. 
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Von Friedrich dem Zweiten begünstigt, hatte er an 
der Wahl von 1237 anscheinend an hervorragender Stelle 
teilgenommen; dann war er von der Curie und ihrer Partei 
im Reiche begünstigt worden. 

War er an den Wahlen von 1246 und 1247 so wenig 
wie die übrigen weltlichen Wähler beteiligt gewesen, so 
wurden seine Abgesandten bei beiden Wahlen von 1257 
zugelassen von beiden Parteien, und durch sie wählte er 
beide Male mit, doch gewiss nicht auf Grund eines rechtlich 
begründeten Anspruchs, auch nicht eines gewohnheits- 
rechtlichten. Beide Parteien liessen ihn oder seine Ab- 
gesandten ein Wahlrecht ausüben, um ihren Candidaten 
die grössere Macht der Anhänger zu sichern. Dass er 
beide wählte, gab keinem der Gewählten die Mehrheit. 
Der König verfolgte sicher dabei den Zweck, von keinem 
aus den von ihm in Besitz genommenen österreichischen 
Landschaften, frei gewordenen und an das Reich zurück- 
gefallenen Reichslehen, verdrängt zu werden. Es waren 
also rein politische Gründe, die ihn veranlasst hatten, an 
beiden Wahlen teilzunehmen, und die auch seine Zulassung 
zur Wahl herbeigeführt hatten. Hatten die Kurfürsten 
beider Parteien ihm die Teilnahme an den Wahlen ge- 
stattet, so rechneten auch beide gewählten Könige seine 
Stimme für sich und erkannten damit, auch ohne es 
wirklich auszusprechen, das geübte Wahlrecht des Böhmen 
an. Und nun erhielt sein Wahlrecht auch eine gewisser- 
massen urkundliche Nennung und Anerkeimung durch die 
päpstliche Bulle vom Jahre 1263. Zu jenen „sechs Ersten 
an der Kur" hatte er nicht gehört. Sein Herandrängen 
zu den deutschen Königswahlen verschaffte ihm den Ein- 
tritt in die Zahl derselben, als sie bereits allein das Wahl- 
recht übten. Die Anschauung des deutschen Volkes, zu- 
nächst des sächsischen Stammes, verwahrte sich gegen 
seinen Anspruch auf ein Wahl- oder gar Kurrecht. Mit 
der Zulassung zu den Wahlen des Jahres 1257 hatte er 
sich eine stille Anerkennung seines Anspruchs errungen. 
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Die .Volksanschauung musste nun folgen. Wie diese An- 
gelegenheit sich verhielt, das spricht Heinrich von 
Segusio, der die deutschen Verhältnisse kennen gelernt 
hatte, der 1272 starb, zuerst ganz richtig aus in einer 
Glosse zu dem Worte „illis" in dem Dekretale „Venerabilam*' 
von 1203: „Et se2)tmiis est dux Bohemiae, qui modo est rex. 
Sed iste secundum qiiosdam non est necessarius^ nüi quando 
Uli discordarent , nee istiid Jiahet ab aiitiquo^ sed de facto 
hodie tenet^y^ Der König von Böhmen behauptet 
also ein Wahlrecht „de facto", d. h. er errang es 
durch thatsächliche Ausübung, besass es aber nicht, 
wie die übrigen sechs Wahlfüfsten „ab antiquo", 
d. h. seit früherer Zeit, hatte nicht ein aus früherer 
Zeit herrührendes Anrecht darauf. — Was. seine Zu- 
lassung nur bei zwüespältigen Wahlen betrifft, die „quidam" 
ihm einräumten, so ist das weiter nichts als ein Erklärungs- 
versuch des thatsächlichen Zustandes; sein Kurrecht datierte 
erst von der zwiespältigen Wahl von 1257 her und war 
daher auch noch nicht über allen Zweifel erhaben. Die 
Erklärung war den thatsächlichen Verhältnissen bei der 
Wahl von 1257, wo die Entscheidung von seiner Stimme 
abhing, entnommen^). 



1) Auf diese Notiz geheu nach Waitz „Reichstage" Forsch. XIII 
(S. 209) zurück die späteren Schriftsteller Joh. von Victring . der Traktat 
„de coronatione imperatoris", der Dichter Muscatblüt und Egiiatins (vgl. 
Schirnn. S. 95 und Haedickc S. 56). 

2) vgl. Haedickc S. 21.24; Schirrm. S. 94 if. Wenn der Erfurter 
Chronist sagt, dass der Böhmenkönig ,,in Signum electionis" 1552 Geschenke 
nach Braunschweig geschickt habe, so ist es zwar möglich anzunehmen, 
dass er bereits die Auffassung von einem Wahlrecht gehabt habe, aber 
es ist durch jene Worte diese Annahme nicht gefordert. Anerkennen 
konnte der König Wilhelm , auch ohne ein Wahlrecht zu besitzen 
mohr ist aus den Worten nicht zu entnehmen, vgl. oben S. 134 ff. Wenn 
Quidde S. 102 sagt, dass „auch Wilhelm selbst und der päpstliche Legat 
die besondere Bedeutung seiner Wahlstimme ebenso wie der Stimme der 
Fürsten von Sachsen und Brandenburg anerkannt habe", so liegt für 
diese Behauptung kein Beweis vor. 
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Die Versuche, ihm die Candidatur für den deutschen 
Königsthron anzutragen, die in der Zeit von 1257 bis 1273 
gemacht worden sind, sprechen nicht für seine Gleich- 
stellung mit den übrigen deutschen Fürsten , da ja 1257 
auch auswärtige Fürsten, die als Wähler des deutschen 
Königs überhaupt nicht in Betracht kommen konnten, 
als Candidaten auftraten und zu deutschen Königen 
gewählt wurden. Die Einladungen, die er 1262 und 1268 
zu den Wahltagen erhielt, beweisen, wie Schirrmacher 
hervorhebt '), nicht, dass die einladenden Kurfürsten ihn 
thatsächlich als einen ihnen gleich berechtigten Wähler 
angesehen haben. Mag dem sein wie ihm wolle. Sicher 
ist, dass sie ihn zur Teilnahme an der Wahl von 1273 
nicht zugelassen haben*-^). In welcher Weise die Bevoll- 
mächtigten des Herzogs von Baiern bei dessen Aus- 
schliessung beteiligt waren, lasse ich dahin gestellt sein. 
In dieser Thatsache liegt nicht ausgesprochen, dass die 
Kurfürsten ihm das Wahlrecht abgesprochen haben. Wie 
für seine Zulassung 1257 policische und Machtverhältnisse 
den Ausschlag gaben, so sind es hier sicher ähnliche Ver- 
hältnisse gewesen, die seine Ausschliessung herbeiführten. 
Damals mussten.die Parteien ihn zulassen, weil jede ihrem 
Candidaten die grössere Macht sichern wollte. Jetzt waren 
die übrigen Kurfürsten einig über einen Candidaten und 
konnten vereinigt ihm allein die Spitze bieten, zumal da 
sie auch den Papst auf ihrer Seite hatten. Der Papst 
rechnete ihm seit 1263, wo er ihn in die „septem" Wähler 
eingeschlossen hatte, allerdings zu den Kurfürsten: denn 
er sagt 1274 in einem Schreiben an Alfons: „Rudolf sei 
gewählt: ^.ciini favore omniiim vocem in electione Imperatoris 
hahentium uno dumtaxat excepto ceterorumque regni ejus- 
dem principum magnatum et aliorum"»). 

1) vgl. Schirrmacher S. 115 ff. 

2) Rayn. ad. 1274 §45 u. Urkunde vom 15. Mai 1875: „con- 
tradictione regis Bohemiae a principibus electoribus oinnibus tara ecclesi- 
asticis qum laicis non admissa'^ 

3) Eayii. ad. 1274. § 45. 
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Inzwischen, d. h. bis 1260, hatte sich im Gefolge der 
thatsächlichen Verhältnisse bei der Wahl von 1257 und im 
Schritt mit der zunehmenden Anerkennung des böhmischen 
Wahlrechts auch die im Sachsenspiegel und von Albert 
von Stade so scharf ausgesprochene Anschauung etwas 
gemildert. Der um 1260 verfasste „Spiegel deutscher 
Leute" sagt bereits von ihm „oh er ist ein teutzher msin^^ ^) 
d. h. für den Fall, dass er ein Deutscher (Mann) ist. Der 
im Anfange der siebziger Jahre verfasste „Schwaben- 
spiegel" spricht sich noch milder aus: „dise viel' suln tushe 
man sin von vater^ und miiter oder von ir eintwedern" ^) oder 
„von ir aim^*; denn man konnte dem Böhmenkönige das 
Kurrecht nicht mehr ganz bestreiten, und darum meint 
man, es genüge schon seine deutsche Abstammung 
mütterlicherseits für seine Befähigung zur Wahl des 
deutschen Königs. 

Aus dem Allen geht hervor, dass das Kurrecht des 
Königs von Böhmen noch in der Schwebe blieb, aber 
bereits auf dem Wege war, Anerkennung zu finden. Eine 
rechtliche Anerkennung fand es erst 1290 durch Urkunde 3) 
durch König Rudolf. 

Wir kommen nun zu der Frage der 



2. Ansprüche des Herzogs von Baiern 
auf das Kurrecht*). 

1255 bei dem Tode des Pfalzgrafen Otto waren die 
Wittelsbachischen Besitzungen wieder getrennt worden. 
Der eine Sohn, Heinrich, erhielt nur Niederbaiern, führte 
aber neben dem Titel Herzog von Baiern auch den Titel 

1) vg. Ficker „Spiegel deutscher Linde" S. 149 und Harnack S. 59. 
Anm. 1. 

2) Landrecht. Lassberg § 130. 

3) 8. unten S. 158 ff. 

4) vgl. Schirrm. S. 119 ff. Wilmanns S. 51 ff. Meyer S. 171 ff. Weiland 
S. 3 10 ff. Harnack S. 59ff. 

10 
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Pfalzgraf bei Rhein; sein Bruder Ludwig erhielt die Pfalz- 
grafschaft bei Rhein und Oberbaiern. Beide nahmen 
persönlich an der Wahl von 1257 teil. Das bezeugen, wie 
schon oben bemerkt ist, die bairischen Quellen ^), sowie 
1275 der Pfalzgraf Ludwig vor dem Kaiser in Augsburg^}. 
Dagegen wird der Herzog von Baiern nicht erwähnt bei 
den Verhandlungen Richards mit den Wahlfürsten, noch 
in dem Berichte der Abgesandten Richards vor dem 
Papste, der in dem Breve des Papstes von 1263 wieder- 
gegeben ist. 

Die verschiedenen Forscher haben nun verschiedene 
Erklärungsversuche für diese sich widersprechenden Nach- 
richten gemacht Die einen zählen acht Stimmen bei den 
Wahlen von 1257 und sehen die Stimme des Herzogs wie 
die Böhmens den übrigen als gleich an; andere meinen, 
dass der Herzog nur zu den Fürsten gehört habe, die 
ausser den eigentlichen Wahlfürsten bei den Wahlen an- 
wesend gewesen seien; andere wieder sind der Ansicht, 
dass der Herzog mit dem Pfalzgrafen zusammen eine 
Stimme geführt habe. Man meint nun weiter, dass sich 
zwischen 1257 und 1273 die Siebenzahl festgesetzt habe, 
(einige schreiben sogar dem Papste die Festlegung der 
Zahl zu) und daher habe 1273, wenn man den Herzog von 
Baiern als Wähler zuliess, der König von Böhmen als 
Wähler ausscheiden müssen, und schreibt entweder dem 
Pfalzgrafen und dem Herzoge je eine Stimme oder jenem 
1^/2, diesem 1/2 Stimme zu 3). Dem wirklichen Sachverhalte 

1) vgl. oben S. 138 u. Anm. 1, 2 u. 3. 

2) vgl. Urkunde vom 15. Mai 1275: „Ludovicus . . . existit 
pro testatus (d.h. bezeugte öffentlich), quod praedictus dux Hernie us, 
frater ipsius, olim electione inclyti Richardi . . . una cum ipso praesentialiter 
cum ceteris Principibus Coelectoribus interfuit et in eum uterquedirexit 
legaliter votum suum, eundem in Rom. regem una cum aliis 
Comprincipibus jus in hoc habentibus eligendo". 

3) ebenda von der Wahl 1273: „in dictum J/udovicum Comitem 
Palatinum Rheni nostrum filium una cum aliis Principibus oninibus, qui in 
noß direxerunt sua vota, prout jam dicii Procuratores in mandatiß recepenmt, 
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am nächsten kommt Meyer^). Er berichtigt und wider- 
legt namentlich die von Schirrmacher und Wilmanns auf- 
gestellten Behauptungen. Das KurcoUegium sei jedesfalls 
1257 noch nicht fest nach unten abgeschlossen gewesen, 
man habe unbedenklich auch andere Fürsen, die nicht 
dazu gehörten, so die von Böhmen und Baiern zugelassen 
und andere. 

Wie kam es aber nun, dass die Gesandten Richards 
vor dem Papste als Schiedsrichter den König von 
Böhmen mit nannten, den Herzog von Baiern aber 
nicht? 

Meyer meint, der Herzog habe gewiss 1257 eine 
Stimme, die pfälzische, mit dem Pfalzgrafen zusammen 
geführt; oder Richard habe seine Stimme, wenn er eine 
besondere geführt, für irrelevant angesehen. Das Letztere 
ist sicher das Richtigere. Gegen die erste Möglichkeit 
sprechen die Worte der Urkunde: jjUterque direxit legaliter 
Votum suum^^f die doch bedeuten: „ein jeder von beiden 
gab in gesetzmässiger Weise seine ihm zustehende 
Stimme ab". Dfer Herzog hat also seine Stimme abge- 
geben, wie die anderen Wahlfürsten, Mitfürsten, aber 
König Richard hat sie als gleichgültig behandelt und 
darum vor dem Papste nicht mit für seine Wahl anführen 
lassen. Sie nützte ihm ja auch thatsächlich nichts. Rechnete 
er die böhmische Stimme für sich, so bedurfte er der 
bairischen nicht; wurde die böhmische Stimme seinem 
Gegner zugezählt, so wog die bairische Stimme jene nicht 
auf. So erhielt der Papst, als er die Stimmen zusammen- 
zählte, sieben Stimmen, was er ausspricht mit den Worten 



concorditer exstitit compromissum , qui commissum in se recipiens stw et 
dicti Henrici Ducis fratris sui ac omnium aliorum Principum jus in 
electione hdbentium auctoritate H nomine in Romanum regem sollemniter 
no8 elegit^ vocibus eorumdem fratrum Ducum Bavariae^ Comitum Pala- 
tinorum Rheni j ratione Ducatus pro una in Septem Principum jus in 
electione Regie Romani habentium numero computatis^^ 
1) vgl. Meyer S. 173 ff. 

10* 
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des Breves: „qui sunt Septem numero*'. Indem alle Forscher 
aus diesen Worten wie aus der Zahl der dort mit Namen 
angeführten Kurfürsten die Siebenzahl als feststehend an- 
nehmen, folgern sie für die Wahl von 1273 aus der Aus- 
schliessung des Böhmenkönigs, für die sie nur verschiedene 
Gründe ausschlaggebend gewesen sein lassen, das Frei- 
werden der siebenten Stimme und lassen diese dem Herzoge 
von Baiern entweder ganz oder zur Hälfte zuerkannt sein 
und zwar auf Grund seines Herzogtums („ratione ducatus^^). 
Nach dem Wortlaute der Urkunde von 1275 haben 
die Brüder die bairische Stimme 1273 gemeinschaftlich 
geführt. Und in der That rahmen die Witteisbacher auf 
Grund des Herzogtums Baiern eine Stimme im Kurfürsten- 
coUegium für sich in Anspruch i); ja der Herzog von 
Baiern wandte sich selbst mit der Bitte um Anerkennung 
seines Anspruchs auf das Kurrecht an den Papst. Mit 
diesem Ansprüche traten die Witteisbacher freilich erst 
hervor, als' die Siebenzahl der Kurfürsten sich festgesetzt 
hatte und der Streit um die siebente Kurstimme zwischen 
Böhmen und Baiern entbrannte. König* Rudolf entschied 
in obiger für Baiern ausgestellten Urkunde sich weder für 
Baiern noch für Böhmen. Darum gehen die Bevollmächtigten 
beider Fürsten auch „^i non discordes, tarnen non pariter 
curiam exierunt*'^), d. h. beide Parteien unbefriedigt vom 
Hoftage weg. Darum wendet sich nun Heinrich gegen 
seinen Bruder, um Anteil an der pfälzischen Stimme zu 
erlangen. Beide Brüder einigen sich aber am 29. Mai 1276 
wieder. Der Herzog von Baiern vermochte ein Kurrecht 
nicht zu erringen, auch nicht auf kürzere Zeit. Das ergiebt 
sich daraus, dass er keinen Anteil gehabt hat an dem den 
Kurfürsten zustehenden Rechte der Ausstellung von Wille- 



1) In der Urkunde heisst es „per Procuratores dicti duciß Henrici 
et illustrem Ludovicum comitem Palatinura Rheni Ducem Bavariae, filium 
nostmin charissimum fuit propositum, ratione ducatus Bavariae hoc (sc. 
JUS eligendi Romanorum regem) eis competere ex antiqno". 

2) Annal. Salburg. SS. IX, 801. ad. 1275. vgl. Baerwaid 8. 12. 



Digitized by VjOOQIC 



— 153 — 

Briefen 1), durch welche die Reichsfürsten, seit 1275 allein 
die Kurfürsten, ihre Einwilligung gaben zu wichtigen Ent- 
scheidungen des Königs im Reichsangelegenheiten, besonders 
bei Vergabung von Reichsgut, indem sie die darüber aus- 
gestellten Urkunden entweder mit besiegelten oder, wie 
es später geschah, einzeln oder zusammen eigens zu dem 
Zwecke der Genehmigung der Handlungen des Königs 
selbst besondere Urkunden ausstellten*). 

Diese Streitfrage (um die siebente Kurstimme) wird 
wie alle Forscher übereinstimmend aussprechen, end- 
gültig geregelt zu Gunsten von Böhmen, indem Rudolf 
1290 dem Könige von Böhmen das Kurrecht samt dem 
Schenkenamte bestätigte »). 

Wir müssen jetzt noch einmal auf die Frage zurück- 
kommen, worauf das Kurrecht sich gründete in späterer 
Zeit. 



4. Kurrecht und Erzamt seit 1257*). 

Albert von Stade hatte in den vierzigen Jahren das 
Kurrecht der drei weltlichen (ersten) Wähler auf ihre Erz- 
ämter stützen zu sollen geglaubt. Wie er dazu gekommen 
war, war nicht mit Bestimmtheit festzustellen gewesen. 
Wir sehen bei der Wahl von 1257 von den weltlichen 
Fürsten zwar nur diejenigen als Wähler Beachtung finden, 
die im Besitze der Erzämter waren. Das darf uns aber 
nicht verleiten, aus dieser Thatsache den Schluss zu ziehen, 
dass diesen Fürsten um ihrer Erzämter willen oder auf 
Grund derselben entscheidende Stimmen bei der Wahl zu- 
gekommen seien, da wir keine anderen Beweisgründe für 
eine solche, auf ein vielleicht nur zufälliges Zusammen- 



1) vgl. Schirrm. S. 134. 

2) vgl. Ficker Entstzt. S. 108. 109. 

3) vgl. Harnack S. 59/60. 

4) B. oben S. 130 ff. 
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treffen, das ganz andere Ursachen hat, gegründete An- 
nahme finden. Gegen diese Annahme spricht sogar die 
Thatsache, dass der ßöhmenkönig bis 1275 das in seinem 
Besitze unbestritten befindliche Erzamt nicht geltend macht 
zur Begründung seines Anspruchs auf sein Kurrecht gegen- 
über dem Ansprüche des Herzogs von Baiern. Für dessen 
Zulassung zur Wahl von 1273 spricht dagegen, dass sein 
Bruder Ludwig ausdrücklich bezeugt, dass ihm „ratione 
ducatus" eine Stimme bei der Wahl eingeräumt worden 
sei. Diese Thatsache besitzt aber nicht die Beweiskraft 
gegen die Stützung des Kurrechts durch das Erzamt, wie 
das erste Moment; denn der Herzog von Baiern konnte, 
weil er ein Erzamt nicht besass, ein solches nicht in die 
Wagschale (zu seinen Gunsten) legen, musste vielmehr das 
nahe liegende Moment der Herzogswürde, die anerkannter- 
massen früher ein günstiges Wahlrecht begründet, hatte 
geltend machen. 

Die von Albert von Stade ausgesprochene Anschauung 
konnte sich auf dem verfassungsrechtlichen Gebiete durch 
gewohnheitsrechtliche Übung nicht bilden, da sich seit 
1235 keine Gelegenheit geboten hatte für die Ver- 
sehung der Erzämter. Seit Anfang der vierziger Jahre 
hatte Friedrich eine an Stärke zunehmende Gegenpartei 
unter den deutschen Fürsten gegen sich, die sogar Gegen- 
könige wählte und mit ihnen gegen den Kaiser kämpfte. 
Noch mehr fehlte eine solche Gelegenheit, seit zwei un- 
bedeutende, machtlose ausländische Fürsten als deutsche 
Könige gegen einander standen. Eine Gelegenheit, die 
Ehrendienste der Erzbeamten zu leisten, konnte erst wieder 
kommen, wenn wieder ein einhellig gewählter König die 
sämtlichen deutschen Fürsten auf seiner Seite hatte. 
Dieser Fall trat ein bei der feierlichen Krönung König 
Rudolfs von Habsburg. Und bei dieser Feier haben die 
ersten weltlichen Fürsten des Reiches, d. h. diejenigen, 
die ihn erwählt hatten, der Pfalzgraf, der Herzog von 
Sachsen, der Markgraf von Brandenburg, ihre Ehrendienste 
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und gewiss an Stelle des Königs von Böhmen der Herzog 
von Baiern das Schenkenamt versehen. Die Fortsetzung 
der Sachsenchronik sagt: y^Dar dieneten die vorstem mit 
grossen ehrenn^^^). 

Die Wahl von 1273, die Krönung und die Ereignisse, 
die mit derselben in Verbindung standen und daraus 
sich entwickelten, haben mancherlei Ein flu ss auf die 
Rechtsauffassung der Zeitgenossen ausgeübt. 

Die ältesten Handschriften des Schwaben spiegeis, 
die vor 1273 verfasst gewesen sind, haben ohne Zweifel 
den König von Böhmen genannt. Darauf deutet der 
Zusatz hin, den spätere Handschriften noch haben, trotzdem 
sie an seiner Stelle den Herzog von Baiern nennen: ,ydise 
vier suln tushe man sin von vater und von mutcr oder von 
eintwedern'\ ein Zusatz, der ohne diese Annahme uner- 
klärlich wäre. Von den späteren Handschriften nennt die 
älteste, die Züricher, denjenigen als vierten Laienwähler, 
der des Reiches Schenk ist: j,der vierde daz is des riches 
schenke^^. Eine spätere nennt dann als diesen den Herzog 
von Baiern, gewiss weil er 1273 vierter Laienwähler 
gewesen war und bei der feierlichen Krönung das Schenken- 
amt verwaltet hatte. 

Die Züricher Handschrift spricht also bereits den 
Grundsatz, dass die Erzbeamten die Wähler seien, an- 
deutungsweise aus. Diese Lesart (sie muss um 1273 verfasst 
sein, da sie den Böhmen nicht nennt) ist ein Beweis dafür, 
dass die Anschauung, dass die Erzämter wesentliche 
Prädikate der Kurfürsten seien, bereits eine gewisse An- 
erkennung genoss^), ja dafür, dass man anfing, die 
Erzbeamten als Wähler anzusehen, was also einer Be- 
gründung des Kurrechts auf das Erzamt ziemlich gleich 
kam. So fand diese Anschauung im Schwabenspiegel 



1) vgl. Haedicke S. 87. 

2) vgl. Haedicke S. 41. 45. 
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Ausdruck 1). Dass diese Anschauung thatsächlich bereits 
seit den sechziger Jahren allmählich zur Herrschaft gelangte, 
dafür spricht auch das Bestreben, bei den geistlichen 
Kurfürsten die sie auszeichnenden Reichswürden 
ebenfalls zu nennen. Hierhier gehören auch die Verse» 
die Martin von Troppau nach Haedicke^) bereits in die 
erste Ausgabe seines Werkes im Jahre 1268 aufgenommen 
hat 8). Sprechen die Verse auch nur ganz allgemein davon, 
dass jeder der geistlichen Kurfürsten („quilibet horum") 
Kanzler des Reiches gewesen sei. So nennt der „Tractatus 
de coronatione Imperatoris" auch die Teile des Reiches, 
für die sie das Kanzleramt hatten*). Mainz besass die 
Kanzlerwürde für Deutschland schon Jahrhunderte lang, 
Köln hatte die Kanzlerwürde für Italien seit Mitte des 
11. Jahrhunderts in festem Besitze. Trier wird erst in 
den siebziger Jahren des 13. Jahrhunderts als Kanzler mit 
seinem Amtsbezirke (Arelat oder Gallien) genannt. Diesem 
Drange der Zeit folgen selbst die späteren Handschriften 
des Schwabenspiegels und führen die Kanzlerwürden, auch 



1) Haedicke weicht S. 56 u. 57 mit seiner Beweisführung von dem 
wahren Sachverhalte ab ; er deutet die Stelle ganz falsch, verleitet durch 
die vorgetasste Meinung, dass die Erzämter in gar keiner Beziehung zam 
Kurrechte gestanden hätten und erst 1298 an die Kurfürsten als eine ganz 
besondere Auszeichnung verliehen worden, vorher noch nicht erblich oder 
in ihren festem Besitze gewesen seien. 

2) vgL Haedicke S. 42. 

3; SS. XXir. S. 466, vgl. Harnack S. 57. 

4) Anmerkung : Waitz glaubt (Reichstage Forsch. Xlll. S. 209) aus 
der Thatsaohe, dass der Tractatus von „dux Bavariae, qui est Comes 
Palatinus in Rheno'* spricht, schliessen zu sollen, dass diese Schrift noch 
in der Zeit verfasst sei, wo Baiern und Pfalz noch vereinigt waren, also 
vor 1255. Der Schluss ist aber wahrscheinlich ein falscher: denn 
noch am Ende der sechziger Jahre nannte sich der Pfalzgraf auch dux 
Bavariae und umgekehrt der dux Bavariae sich auch Palatinus Rheni,' ja 
sie führten beide Titel mehrere Jahrzehnte hindurch gemeinsam ; anderer- 
seits widerspricht der Schluss seiner richtigen Behauptung, dass der 
Tractatus auf Heinrich von Sagusio zurückgehe, da dieser die Notiz 
frühestens in der zweiten Hälfte des Jahres 1257 geschrieben 'i.aben kann. 
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die neu erfundene für Trier mit an. — Martin von 
Troppau, der die Indentität der Wähler und Erzbeamten 
ebenfalls ausspricht, zieht bereits 1271 0» den nahe liegenden, 
auch von Albert von Stade bereits abgeleiteten, Schluss, 
dass durch die „oßiciales", die drei Kanzler und die vier 
Erzbeamten, die Wahl des Königs vollzogen werden sollte. 
Er führt das ein allerdings mit den Worten: „post tamen 
fuit institutum ut (per officiales eligeretur). Das müsste 
dann ein späterer, nach der Krönung Rudolfs, wo die 
Wähler die Hofdienste versahen, gemachter Zusatz sein, 
wenn die von Waitz als „vor 1271" angenommene Zeit 
richtig wäre. Ob 1273 eine derartige Festsetzung statt- 
gefunden hat, wie Martin von Troppau behauptet, lässt 
sich nicht entscheiden. Denn es Hegt keine Nachricht 
darüber, kein Anhalt dafür vor. 

Die angefürten Stellen beweisen nun zwar 
nicht eine Begründung des Kurrechts auf das Erz- 
amt für jene Zeit bis 1275, bis zum bairisch-böhmischen 
Kurrechts-Streit, zeigen aber, dass man jetzt in den 
Erzämtern auszeichnende Merkmale für die Kur- 
fürsten sah. 

Auch nur dies, nichts wie Waitz glaubt, eine Be- 
gründung des Kurrechts durch das Erzamt, giebt Reimar 
von Zweter, der dem Könige von Böhmen nahe stand, in 
seinem nach Wilmanns vor 1276 verfassten^) Gedichte an. 
Er nennt nur die Erzämter der Kurfürsten, aber ohne 
den Ausdruck der Begründung des Kurrechts durch das 
Erzamt 3). 

Mit dieser durch die Versehung der Erzämter bei 
der Krönung König Rudolfs gefestigten und gestärkten 
Volksanschauung, ihrer Fixierung in dem Rechtsbuche des 
Schwabenspiegels in Übereinstimmung fingen nun die Kur- 
fürsten selbst an, ihre Amter als etwas mitihrem Kurrechte 



1) vgl. Waitz in Forsch. XIII. S. 212. 

2) vgl. Wilm. S. 76/78. 

3) Den Wortlaut siehe bei Haedicke S. 33/34. 
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zusammenhängendes, es Begründendes anzusehen. Der 
Herzog von Baiern fühlte sich, seitdem er im Schwaben- 
spiegel als Schenk genannt war, als solcher; der König 
von Böhmen aber protestierte gegen die Inanspruchnahme 
des Schenkenamts, das ihm seit dem vorigen Jahrhundert 
erblich zustand, durch Baiern und erlangte von König 
Rudolf in zwei Urkunden 1289 und 1290 die Bestätigung 
desselben wie auch des Kurrechts. 

Über diese beiden Urkunden urteilt Waitz^): „in 
ihnen werde der König von vornherein als Schenk be- 
zeichnet, also als solcher anerkannt; das Schenkenamt 
werde später nur in Verbindung mit, ja als Voraussetzung 
für das Wahlrecht noch besonders bestätigt. Entspricht 
auch diese Auffassung seiner ganzen schon für frühere 
Zeit eingenommenen Stellung zur Erzämterfrage, entspricht 
sie auch der aus den Worten der oben angeführten Hand- 
schrift des Schwabenspiegels ableitbaren Anschauung, • so 
stellt sie sich doch als unrichtig heraus, wenn man den 
Wortlaut der beiden Urkunden näher betrachtet'^). 

1) vgl. Waitz Forsch. XIII. S. 213. 

2) Die Stellen lauten: 

Schluss der Urkunde von 1239: „quod rex supradictus jus ac 
officium princeraatus ... in Romano obtinet imperio nee uou in Romanorum 
legis electione instar aliornm principuni in ipsa electione habentium jus et 
vücem, quod idem jus et vocom eligendi potestate parili potiatur" (Lünig 
VI. S. 10). 1290 hat der König von Böhmen gewiss auf Ver- 
langen Rudolfs durch Zeugen sein Recht auf Schenkenamt und Wahl- 
recht beweisen lassen für ihn und seine Nachkommen. Es heisst in 

der darüber ausgestellten Urkunde: „Principum etc communi 

assertione et coucordi testimouio coniperimus assonante, ipsum Regem 
Bohemiae debere pincernam existere et jus et officium princer- 
natus apud eum nee non ejus heredes jure hereditario residere. — 
Existit etiam dilucidc declaratum, praedictum Regem Boemiae et suos 
heredes in electione Regi« Romanorum futnri Imperatoiis, cum ceteris 
Electoribns habere debere ad similitudinem aliorum Electorum eligendi 
plenitudinem ac vocem. — Haec vero jura Pincernatus et Electoratus 
ncdum dicto Regi et suis hercdibus didicimus competere, sedfctiam suis 
progenitoiibus, abavis, atavis, proavis et avis jure tenissime competebant. 
— Volentes igitur dicti Regia et heredum suorum dispendio cavere, jus et 



k 
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Die erste Urkunde ist einfach nur eine Niederschrift 
der Aussagen des Königs von Böhmen, dass ihm Erzamt 
und Kurrecht in der Weise wie den übrigen Kurfürsten 
zustehe. Es ist da keine Entscheidung getroffen. Enthielte 
sie eine Entscheidung, wie Waitz behauptet, so wäre die 
zweite Urkunde, namentlich die Erhärtung seiner Rechte 
durch Zeugenaussagen nicht mehr nötig gewesrn. Der 
König Rudolf hat aber die Entscheidung über beide R-echte 
aufgeschoben, bis das Anrecht darauf und ihr Besitz 
durch Zeugen nachgewiesen war. Kann auch nicht bezeugt 
worden sein, dass beide Rechte ihm zustehen müssten 
(debere), noch weniger seinen Erben, so doch die That- 
sache, dass sie, wie es in dem Satze „haec vero . . . com • 
petebant" ausgesagt ist, bereits seinen Vorfahren (wenigstens 
das Schenkenamt) dauernd zugestanden haben („heredibus 
suis" ist auch hier wieder ein Zusatz, der nicht am Platze 
ist); und Rudolf bestätigt sie auf Grund .der Zeugenaus- 
sagen ihm und seinen Nachkommen („jure hereditario" 
könnte noch hinzugefügt sein); das besagen die Worte 
„didicimus", „recognoscimus, approbamus". Die Versehen 
in dem Wortlaute der Urkunde von 1290 können wir, ohne 
an die Unechtheit derselben denken zu müssen, auf 
Rechnung der damaligen Unbeholfenheit der Verfasser in 
der lateinischen Sprache setzen. Wichtig sind auch die 
Worte „non alii", die andeuten, dass diese Rechte ihm 
von einem andern, ohne Zweifel von dem Herzoge von 
Baiern, der 1273 mit gewählt hatte und im Schwaben- 
spiegel als Schenk und als vierter weltlicher Wähler 
genannt wurde, streitig gemacht worden sind. Der Streit 
wird also durch diese Bestätigungsurkunde endgültig zu 
Gunsten Böhmens, zu Ungunsten Baierns entschieden. 



officium Pincernatus in Imperio sibi et hcredibas ejus, et non alii competere 
et in electione Regis Romanornm futuri Imperatoris habere jus et vocem 
clare recognoscimus, approbamus et praescntium testimonio pro- 
fitemur". 
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Wichtig ist ferner, dass beide Rechte getrennt be- 
zeugt wurden. Die Zusammenstellung beider Rechte in 
den Schlusssätzen enthält demgemäss nicht, wie Waitz 
herausliest, eine Verbindung beider oder gar eine Abhängig- 
keit des Kurrechts vom Schenkenamte, sondern höchstens 
eine Verbindung beider, indem sie beide gleichmässig an 
der Person des Königs hafteten und an seinen Nachkommen; 
keinesfalls ist da ausgesprochen, dass das Erzamt, weil der 
König es viel früher besessen hatte, als das Kurrecht, 
die Voraussetzung des letzteren sei; höchstens konnte die 
seit 1273 aufkommende, sich Bahn brechende, und Aner- 
kennung erlangende Anschauung von einer möglichen Be- 
gründung des letzteren auf das erstere Anlass geworden 
sein, dass der König von Böhmen sich beide Rechte gleich- 
zeitig bestätigen Hess. — 

Wie oben gezeigt ist^), war die Machtstellung des 
Königs von Böhmen Anlass und Grund gewesen, dass er 
unter den angesehensten und späteren alleinigen Wahlfürsten 
eine Stelle erhielt. Das Erzamt war, das ist in der Ur- 
kunde von 1290 so deutlich als irgend möglich ausge- 
sprochen, ein rein persönliches Recht, ein Recht, das, 
seit es erblich geworden war, an der Person haftete, der oder 
den Personen, welche das betreuende Fürstentum inne 
hatten. Das Kurrecht beruhte dagegen, wie der Ver- 
such des Wiedergeltendmachens des Anspruchs auf das 
Wahlrecht seitens des Herzog von Baiern deutlich zeigt, 
in erster Linie auf dem Besitze eines Herzogtums, 
war aber aber auch allmählich ein persönliches 
Recht geworden 2). Beide Rechte waren in bestimmten 



1) s. oben S. 145 ff. 

2) Anmerkung: Der König von Böhmen hat das Kurrecht auf 
Uruiiil seiner Macht durch seinen sehr umfangreichen Landbesitz seil 1257 
errungen. Biß dahin war er wegen seiner undeutschen Nationalität sowie 
deswegen, weil er keines der kerndeutschen Herzogtümer besass, davon 
nusgoachlossen. Der Markgraf von Brandenburg besass zwar auch keines 
der Herzogtümer, aber erlangte das Kurrecht doch, weil er zu den sechs 
WLiUkcugen gehörte. 
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Fürstentümern erblich geworden. Das bezeugt bereits das 
sächsische Landrecht. 

Ich habe oben gezeigt, dass im Wortlaute der Ur- 
kunden von 1289 und 1290 nicht das enthalten ist, was 
Waitz herausliest. Nichts desto weniger kann sich aber 
seit der Krönungsfeier Rudolfs eine der Auffassung von 
Waitz nahe kommende Anschauung im Volke gebildet 
haben, worauf bereits die oben angeführte Stelle des 
Martinus Polonus hindeutet. 

Die ältere Anschauung, dass die Fürstentümer sowohl 
die Grundlage für das früher vorzugsweise, jetzt alleinige 
Wahlrecht seien, die der Herzog von Baiern noch 1275 
für seinen Anspruch auf das Kurrecht geltend gemacht 
hat, erhielt sich neben der jetzt auftauchenden Anschauung 
von der Begründung des Kurrechts durch das Erzamt, 
noch lange. Waitz führt dafür die Urkunde von 1308 
für Sachsen-Lauenburgi) an^). Er versteht aber die 
Stelle nicht ganz richtig. Es ist in derselben ein Protest 
ausgesprochen dagegen, dass die Herzöge von Sachsen 
(-Wittenberg) auf Grund ihres Herzogtums ein Kurrecht 
und das Marschallamt in Anspruch nahmen. Es liegen darin 
zwei verschiedene Anschauungen, einmal die, dass beide 
Rechte auf dem Besitze des Herzogtums beruhen, zweitens 
die , dass diese Rechte persönliche , in der Familie unter 
den Söhnen oder, specieller, nach dem Rechte der Erst- 
geburt vererbliche seien. Die erste ist die ältere An- 
schauung, gegen welche die Lauenburger Verwahrung 
einlegen und das Recht der Erstgeburt geltend machen 3). 

Seit der Entscheidung der Streitfrage über die 
siebente Stimme und das vierte Erzamt waren alle Erz- 



1) Sudendorf „Registrum" IL S. 177: „protestabamur dictos 
Dominos suos Jobannem et Albertum duces Saxoniae ratione dncatns sui 
predicti jus habere tamquam veros electores Romanorum regis in electione 
cjnsdem regis 'et apud ipsos officium marescalcatus imperii de jarc .... 
debere residere". 

2) vgl. Waitz Reichstage Forsch. XII. S. 212. 

3) vgl. Harnack S. 85/86. 
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ämter und Kurrechte fest in dem Händen der Kurfürsten: 
damit ist auch schon die Frage erledigt, die sich Haedicke 
noch für das Jahr 1298 aufgespart hat. Von der Krönung 
des Königs Albrecht I. berichten die Annalen von 
Colmar^): „peiie omnes electores presentes exstiterunt et ibi 
dignitas citjuslibet domini sollemniter recUßtur, et quilibet 
dominorum in officio suo ut dehuit administravit^^ . Haedicke 
glaubt nun, da er die Erblichkeit der Erzämter bis zu dieser 
Zeit bezweifelt, aus der Thatsache, dass der Colmarer 
Annalist, eine Übung der Hofämter bei der Krönung 
Rudolfs nicht erwähnt, hier sie dagegen besonders hervorhebt, 
schliessen zu sollen, dass hier nicht bloss das Ceremoniell 
für die Verwaltung der Erzämter festgesetzt worden sei, 
sondern dass diesem Reichstage überhaupt eine ganz 
hervorragende Bedeutung für das Festwerden der Erz- 
ämter zukomme^). So fasst er denn „sollemniter recitatiir" 
als ., feierlich verkündet", „dignitas cujtislibet" als die „Erz- 
hofämter der Kurfürsten". 

Dass der Annalist dieses Ereignis besonders hervor- 
hebt, während er über das von 1273 schweigt, erklärt sich 
leicht daraus, dass dieses Ereignis ihm zeitlich näher lag 
und jenes durch dieses, das wahrscheinlich noch mit ganz 
besonderer Feierlichkeit begangen wurde, im Gedächtnis 
der Zeitgenossen zurückgedrängt wurde; vielleicht auch 
mit daraus, dass die „recitatio" hier geschah, weil noch 
bis zum Jahre 1290 das vierte Erzamt streitig gewesen 
war: „dignitas" braucht nicht völlig gleich gestellt zu 
werden mit ^,officium"3), Und das ,,recitattir'^ setzt zwar 
die vorherige Aufzeichnung der „dignitas" voraus, enthält 
aber nichts, was auf eine damalige Festsetzung und end- 
gültige erbliche Verleihung der Erzämter schliessen 
Hesse, bedeutet vielmehr nur eine ehrende Nennung, (Ver- 
lesung) des Ranges und der Würde eines jeden Fürsten. 



1) SS. XVII., 267. 

2) vgl. Haedicke S. aSff. 

3) vgl. Harnack S. 120/121. 
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Harnack sagt dazu, dass diese Nachricht bewiese, dass 
schon im 13. Jahrhundert Bestimmungen über die Aus- 
übung der erzamtlichen Funktionen schriftlich aufgezeichnet 
worden sein müssten ^). Es ist wahrscheinlich, dass solche 
Aufzeichnungen, welcher Art sie auch sein mögen, trotzdem 
uns keinerlei Nachricht darüber vorliegt, in der Zeit bis 
1298 erfolgt sind, nicht erst 1298 selbst. Im Jahre 1273 
hatten, wie wir sahen, die Erzbeamten ihre Ehrendienste 
versehen. Die Erzämter hatten eine erhöhte I;edeutung 
erlangt; viele Schriftsteller der Zeit erwähnen sie jetzt, 
während bis dahin ausser dem sächsischen Landrechte und 
Albert von Stade keine Quelle sie genannt hatte. Sie 
begannen zur Erhöhung des Ansehens der Kurfürsten zu 
dienen, ja für diese von grösserer Bedeutung zu werden. 
Es ist demnach ziemlich wahrscheinlich, dass in den Ver- 
handlungen, die die Kurfürsten vor der Krönung mit 
Rudolf zu Frankfurt pflogen »), für die feierliche Krönung 
des einmütig erwählten Königs eine Krönungsordnung ent- 
worfen worden ist. Das Schenkenamt war infolge des 
Fehlens des Böhmenkönigs zunächst noch streitig, wurde 
aber 1290 dem rechtmässigen Besitzer bestätigt. Aus 
diesen vielleicht im Archiv des Königs verwahrten, 1290 
teilweise ungültig gewordenen , dann seit der endgültigen 
Regelung des Ceremoniells bei der Krönung völlig un- 
gültig gewordenen Aufzeichnungen mochte Albert 1298 die 
„dignitas cujuslibet domini" haben verlesen lassen. 

5. Entwicklung des^Kurcollegiums seit 1257. 

Es ist bereits dargelegt, dass aus den verschiedenen 
Ausdrücken, mit denen die Wähler bezeichnet werden, 
wo „Principes vocem habentcs in electione" unterschieden 



1) vgl. Harnack S. 121. 

2) Urkunden, die in Frankfurt bei der Anwesenheit des neu er- 
wählten Königs ausgestellt sind, beweisen, dass dort Verhandlungen statt- 
gefunden haben. 
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werden von „Principes qiiorum interest regeni digere^^ oder 
wo es schlechthin heisst „ad quos spectat regis ekctio", nicht 
geschlossen werden darf, dass bereits 1257 ein abge- 
schlossenes Collegiuni von Wahlfürsten mit alleinigen Wahl- 
rechte bestanden habe; denn die Gesandten Richards 
sprechen vor dem Papste noch von: „principes ad qnos 
spedaliter spectat regis electto*^, und deuten mit dem „specia- 
liter" an, dass auch andere Fürsten, die nicht zu diesem 
specielleren Kreise von Wahlfürsten gehörten, doch noch 
das Recht hatten, bei der Wahl gehört zu werden; im 
Einklang damit reden sie noch von einer „deliberatio prae- 
habita cum aliis ducibus" u. s. w.^). Oder ist das Vorhanden- 
sein eines solchen CoUegiums etwa daraus zu schliessen, 
dass in dem Berichte ^principes in quos totaliter jus eligendi 
reciderat" unterschieden werden von y,omnes principes^^?^) 
Neinl Denn die „omnes principes" werden ebenfalls noch 
als Wähler betrachtet, so dass „totaliter" annähernd in 
demselben Sinne gebraucht ist wie sonst „specialiter", nur 
dass das „reciderat", das dabei steht, andeutet, dass die 
Entwicklung dahin ging, einer kleinen Zahl von Fürsten 
allein zuzufallen, ja auf diesem Wege schon recht weit 
fortgeschritten war. Eine Anzahl von mächtigen Fürsten- 
häusern, so Österreich, Thüringen, Brabant, waren ausge- 
storben, von anderen Fürsten beteiligten sich 1257 nur 
noch wenige an der Wahl : ausser jenen sechs im sächsischen 
Lehnrecht genannten Fürsten werden nur der Herzog von 
Baiern und der König von Böhmen namhaft gemacht*). 
Aber nur den Stimmen jener sechs Fürsten wurde ein 
entscheidendes Gewicht bei der' Wahl beigelegt: denn vor 
der Wahl erklärte Richard mit drei Stimmen zufrieden 
sein zu wollen. Thomas Wikes hatte zwar den König 



1) vgl. oben S. 131 ff. u. S. 138 ff. 

2) vgl. oben S. ff. 142 

3) Rayn ad 1263 § 56 : „tu ab Omnibus principibus vel paltem ab 
iis, in quos totaliter jas eligeodi reciderat, censeri debes electns'^ 

4 s. oben S. 138 u. Anm. 1. 2. 
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von Böhmen auch mit zu dem engeren Kreise der Wahl- 
fürsten gerechnet; und in dem Breve vom Jahre 1263 wird 
nach den Bericlilen der König als Wähler und wahl- 
berechtigter Fürst mit genannt; aber es ist das gewiss nur 
geschehen wegen seiner ausserordentlich bedeutenden Macht- 
stellung im Osten des Reiches und weil er das Wahlrecht 
1257 ,,de facto*' auch ausgeübt hatte. Der Herzog von 
Baiern hatte zwar auch ein Wahlrecht damals ausgeübt, 
hatte aber nicht die politische Bedeutung wie jener*). 

Jene sechs nach Gewohnheitsrecht als erste 
Wähler anerkannten Fürsten hatten bisher ein ab- 
gegrenztes Collegium noch nicht gebildet; sonst 
hätte nicht so bald dem König von Böhmen ebenfalls ein 
entscheidendes Stimmrecht zugesprochen und die Sieben- 
zahl der Wähler von den Abgesandten Richards und dem 
Papste als zu Recht bestehend angesehen werden können. 
Aber auch ein Collegium von bevorzugten (oder 
alleinigen) Wählern, jener sechs mit dem Böhmen- 
könige zusammen, bestand noch nicht, wie es die 
von Thomas Wikes und dann auch vom Papste in dem 
Breve von 1263 gebrauchte Siebenzahl („sunt autem Septem 
principes" und „qui sunt Septem numero") anzudeuten 
scheint: Denn das Wahlrecht des Königs war noch zu 
neu und erst im Begriffe, die Anerkennung zu finden, die 
das Wahlrecht jener bereits gefunden hatte. Wäre das 
Collegium gebildet und abgeschlossen und als solches 
gewohnheitsrechtlich begründet gewesen, hätte es aus den 
sieben Fürsten einschliesslich des Böhmenkönigs bestanden, 
so wäre Baierns Anspruch, dazu zu gehören, ohne Weiteres 
hinfällig gewesen und es hätte nicht erst eine Entscheidung 
des Königs Rudolf herbeigeführt zu werden brauchen. 
Die Sache liegt einfach so: das bisher bevorzugte, 
jetzt entscheidende Wahlrecht jener sechs Fürsten 
fand 1257 allgemeine Anerkennung; sie besassen 



1) s. oben S. 151 f. 

11 
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aber noch nicht ein ausschliessliches Wahlrecht 
und bildeten noch nicht ein nach unten abge- 
grenztes Collegium; der König von Böhmen und der 
Herzog von Baiern waren jetzt, wo die Wahlentscheidung 
jenen sechs allmählich allein zuzufallen schien, wo das 
Wahlrecht dieser „Ersten Wähler" eine erhöhte Bedeutung 
erhielt, nicht gesonnen, sich völlig in den Hintergrund 
drängen zu lassen, und machten darum jetzt Anstrengungen, 
einen Platz in dem sich fest schliessenden Kreise zu er- 
ringen. Das kommt nicht schon 1257 zum Vorschein, 
sondern erst bei und nach der Wahl von 1273. Die 
Nennung von sieben Fürsten, mit dem Könige 
von Böhmen, in der päpstlichen Bulle von 1263 
Hess zunächst die Stimmen von sieben Fürsten 
statt der bisherigen sechs „ersten Wähler" als 
entscheidend, ja diese als alleinige Wähler 
erscheinen und das um so mehr, da der Herzog von 
Baiern nicht mit genannt wurde, trotzdem er bezeugter- 
weise 1257 ein Wahlrecht ausgeübt hatte; ja die dem 
Papste von den Wählern Richards als her- 
kömmlich in Deutschland bei der Wahl be- 
obachtet unterbreiteten Gebräuche, die eben- 
falls in der Bulle wiedergegeben werden, ver- 
stärken diese Auffassung, namentlich durch 
den da eingeführten Ausdruck: ^.(jui simt septeni 
numero*'. Man gewöhnte sich nun in Deutschland, „sieben 
Wähler" „principes vocem in regis Rom. electione habentes"»), 
oder „electores principes' als allein zur Vollziehung der 
Kur berechtigt anzusehen und zu den bekannten Sechs 
den König von Böhmen hinzuzunehmen. Denn in der Be- 
zeugung der Teilnahme desselben an der Wahl von 1257 
lag thatsächlich eine stille Anerkennung eines Wahl- und 
Kurrechts für ihn. 

Es war aber diese Consolidierung eines Siebener- 
collegiums von „Electores Principes", die nun eintrat, nicht, 

1) Rayn. ad. 1263 §. 53. 
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wie eine Anzahl Forscher meinen, vom Papste beabsichtigt ; 
sondern er trug, ohne es gewollt zu haben, durch die 
Niederlegung der ihm von deutscher Seite zugetragenen 
Berichte in der Bulle dazu bei. 

Diese Consolidierung war 1273 noch nicht zum 
Abschlüsse gelangt. Die Siebenzahl der Kurfürsten 
scheint allerdings schon festgestanden zuhaben^). 
Aber man bestritt dem Könige von Böhmen trotz 
der Bezeugung seiner Teilnahme an der Wahl von 1257 
in der Bulle doch noch das Wahlrecht. Man Hess den 
Herzog von Baiern zur Wahl zu „ratione ducatus*' und 
rechnete die bairische Stimme, die er mit seinem Bruder zu- 
sammen geführt zu haben scheint, mit unter die sieben 
Stimmen M der Wahlfürsten; den König von Böhmen da- 
gegen schloss man von dieser Wahl aus, da man im Voraus 
wusste, dass er dem Votum der vor ihm stimmenden 
Fürsten nicht folgen und Rudolf ebenfalls seine Stimme 
geben, also eine einmütige Wahl verhindern, möglicher- 
weise auch den ganzen Wahlakt stören würde. Der König 
war aber nicht gesonnen auf sein Kurrecht, das er erworben 
zu haben glaubte, zu verzichten und wandte sich beschwerde- 
führend an den Papst. Dieser betrachtet ihn anscheinend 
als „Kurfürsten", indem er sagt: „imo dumtaxat excepto'^ 
Man könnte aus diesen Worten folgern, dass der Papst 
dabei an ein fertiges CoUegium der Kurfürsten, zu dem 
auch der Böhme gehörte, gedacht habe; aber diese An- 
nahme ist unsicher: denn es liegt die Möglichkeit nahe, 
dass er sich der ihm vorgetragenen Auffassung des Böhmen- 
königs angeschlossen hat. Schärfer als die übrigen Kur- 
fürsten bestreiten ihm der Pfalzgraf und der Herzog von 
Baiern das Kurrecht : denn für sie handelte es sich , nach- 
dem die Siebenzahl der Kurfürsten anerkannt war, um die 



1) Urkunde vom 15. Mai 1275: „ratione ducatns pro uno in Septem 
Prinoipuin jus iu elcctione Rom. regis habcntium niimcro computatis*'. 

11* 
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Frage, ob ihnen zusammen- ausser der pfälzischen Stimme 
noch eine solche „ratione ducactus Bavariae" zustände. 
Die Verhandlung der Angelegenheit fand vor dem König 
1275 in Augsburg statt. Die darüber ausgestellte Urkunde 
giebt nur die Aussagen des Pfalzgrafen und der Bevoll- 
mächtigten des Herzogs über dessen Teilnahme an den 
Wahlen von 1257 und 1273 wieder, enthält aber keine 
Entscheidung darüber, ob ihm oder dem ßöhmenkönige 
das Kurrecht zukomme. Die beiden Brüder fuhren fort, 
es diesem zu bestreiten. Der Böhmenkönig muss bereits 
vor 1285, wo er einen Willebrief ausstellt, vielleicht bei 
dem Friedensvertrage von 1276, eine gewisse Anerkennung 
für sein Recht als Kurfürst erlangt haben. Möglich ist 
es, dass König Rudolf aus politischen Gründen, um ihn zu 
versöhnen, auch seine Genehmigung zu der betreffenden 
Regierungshandlung nachsuchte und ihm damit als Kurfürst 
still anerkannte. Die Frage wurde endgültig zu Gunsten 
Böhmens entschieden erst 1290, nachdem der König durch 
Zeugen erhärtet hatte, dass er das Wahlrecht öfter aus- 
geübt hatte. 

Damit erst war die Bildung des.Kurcollegiums 
vollendet (1290). 

Eine reichsgesetzliche Anerkennung des Kur- 
fürstencollegiums hatte noch nicht stattgefunden. 
Eine solche lag aber in gewisser Weise bereits darin, dass 
der König Rudolf bei besonders wichtigen Regierungs- 
handlungen um die Zustimmung der sämtlichen sieben 
Kurfürsten, einschliesslich des Böhmenkönig? seit 1285. 
nachsuchte. Die formelle Anerkennung desselben 
und die Festsetzung der Rechte des CoUegiums 
wie der einzelnen Kurfürsten erfolgte erst 1356. 
Bereits 1298 muss das Ceremoniell der Übung der Erz- 
ilmter geregelt worden sein, ehe die Erzbeamten zu diesen 
Diensten aufgerufen wurden^). 

n Tgl. Haedicke S. 88if., Harnack S. 120 u. oben S. 162 f. 
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Das Kurfürstencollegium wurde immer mehr selb- 
ständig gegenüber dem Könige und gegenüber den übrigen 
Fürsten immer mehr ausschliesslich berechtigt, in allen Reichs- 
angelegenheiten mitzuwirken. 1308 schlössen die Kurfürsten 
die Anwesenheit anderer, bloss zustimmender Fürsten bei der 
Wahl des Königs völlig aus. Sie regelten ihre Angelegen- 
heiten, soweit sie sich auf die Wahl bezogen, völlig selbst. 
Das Kurrecht war als ein persönliches Recht erblich ge- 
worden in den Familien der weltlichen Kurfürsten; bei 
den geistlichen! Kurfürsten haftete es an den Erzbistümern 
in gleicher Weise wie die sie auszeichnenden Kanzler- 
>vürden. Infolge der Vererblichkeit entstanden in den 
verschiedenen kurfürstlichen Häusern viele Streitigkeiten, 
wer von den Erben das Kurrecht und das Erzamt zu üben 
hätte. Vereinbarungen, die getroffen wurden, vermochten 
diese Frage nicht endgültig zu entscheiden. Alle diese 
Fragen fanden ihre abschliessende Regelung durch den 
Kaiser Karl IV. in Gemeinschaft mit den Kurfürsten durch 
die sogenannte „Goldene IJulle", zugleich mit der gesetz- 
lichen formellen Anerkennung des KurcoUegiums. Dieses 
wichtige Staatsgrundgesetz wurde in zwei Teilen am 
10. Januar und 6. Dezember 1356 veröffentlicht und erlangte 
damit Gesetzeskraft für alle spätere Zeit, so lange das 
deutsche Reich bestand. 

Es wurde in diesem Reichsgrundgesetze die Sieben- 
zahl der Kurfürsten als herkömmlich festgesetzt; und als 
solche werden die Erzbischöfe von Mainz, Köln und Trier, 
der König von Böhmen, der Pfalzgraf bei Rhein, der 
Herzog von Sachsen-Wittenberg und der Markgraf von 
Brandenburg anerkannt. Der König von Böhmen erhielt 
unter den weltlichen Kurfürsten jetzt in der Rangordnung 
die erste Stelle, während er bisher der letzte gewesen 
war; im übrigen blieb die Rangordnung die alte. Die 
bairische Linie der Witteisbacher sowie die sachsen-lauen- 
burgische Linie wurden vom Kurrecht ausgeschlossen. 
Der Mainzer Erzbischof behielt das Recht der Berufung 



Digitized by VjOOQIC 



— 170 — 

zur Wahl und empfing die Befugnis des Stimmenabfragens, 
während statt seiner der Trierer das Recht, erhielt, die 
örste Stimme abzugeben. Der Kölner hat seine Stimme 
an zweiter Stelle abzugeben; der Mainzer giebt seine 
Stimme zuletzt ab, wenn er die Stimmen aller übrigen 
Kurfürsten abgefragt hat. Dem Herzoge von Sachsen und 
dem Pfalzgrafen wurde genau so, wie es bereits Gervasius 
behauptet hatte, das Reichsvicariat bei Erledigung des 
Thrones zugesprochen, jeneim für den Norden, diesem für 
den Süden des Reichs. Die Kurstimmen wurden an die 
Kurlande geknüpft J), (eine Rückkehr zu dem alten Grund- 
satze). Die Kurlanilt sollten unteilbar sein 2) und nach 
dem Rechte der Erstgeburt vererben^) Stirbt ein Kur- 
fürst ohne Erben, so folgt ihm der älteste seiner noch 
lebenden Brüder*); derselbe führt auch die Vormundschaft 
für etwaige unmündige Söhne des Kurfürsten und übt 
das Kurrecht aus, bis der älteste von ihnen xlas 18. Lebens- 
jahr vollendet hat*). Für den Fall des Aussterbens eines 
Kurhauses behält sich der Kaiser die neue Verleihung 
vor*). Bei einer Wahl können sich die Kurfürsten durch 
Bevollmächtigte vertreten lassen^). — Ausserdem wird in 
Beziehung auf die Wahlentscheidung festgesetzt, dass etwa 
nur durch die Mehrzahl der Kurfürsten vollzogene Wahlen 
gültig sein sollen ß). Ferner werden den Kurfürsten gewisse 
Hoheitsrechte in ihren Gebieten sowie eine Mitwirkung 
bei der Regierung des Reiches neben dem Kaiser ein- 
geräumt. Sie sollen sich behufs Beratung der Reichsan- 
gelegenheiten jährlich zur Frühlingszeit in einer Reichs- 
stadt um den Kaiser versammeln. Gnadenbriefe des Kaisers, 
die die Rechte und Freiheiten der Kurfürsten schmälern, 



1) Gold. Balle Kap. 20. 

2) das. Kap. 25. 

3) Kap. 7. 

4) Kap. 1. 

5) Kap. 2. 

6) Kap. 3 u, 2. 
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sollen ungültig sein, sofern die Kurfürsten nicht ihre Zu- 
stimmung dazu gegeben haben. Die übrigen Bestimmungen 
der „Goldenen Bulle", selbst Ort der Wahl, Ceremoniell 
der Übung der Erzämter u. a. m. fallen über den Rahmen 
meiner Aufgabe hinaus und können daher unberücksichtigt 
bleiben. 

Die hier angegebenen Bestimmungen der „Goldenen 
Bulle'* setzen teils Herkömmliches gesetzlich fest, teil» ordnen 
sie manches im Werden Begriffene, Schwankende und 
Zweifelhafte gesetzlich für die Zukunft. 



6. Excurs. 

Beurteilung der Ansichten über den Einfluss 

der Bulle des Papstes Urban IV. vom Jahre 1263 

auf die Entwicklung des Kur-Collegiums. 

In der päpstlichen Bulle von 1263, besonders in der 
Stelle: „Procuratores .... corarn nobis et eisdem fratihiis 
proponere curaverunt quasdam consuetudines circa electionem 
novi Regis Bomanoriim in Imperätorem postea promovendi, 
apud Pi'incipes vocem in hujiismodi electione habentes qui 
sunt Septem nnmtro, pro jure servarV^ ^) haben einige Forscher, 
die die Siebenzahl der Wähler nicht als bereits früher 
feststehend annehmen, so auch Harnack, eine ganz be- 
sonders wichtige Thatsache für die Entwicklung des Kur- 
fürstencoUegiums erblickt. 

Harnack ist der Ansicht, dass „das päpstliche 
Schreiben vom Jahre 1263 in der That in gewissem Sinne 
als die Grundlage des kurfürstlichen Rechtes zu betrachten 
sei, aber nur in soweit, als es die päpstliche Anerkennung 
einer weit verbreiteten und bei der Wahl von 1257 zur 
„faktischen" Anwendung gekommenen Anschauung sei*-^); 
und durch die kategorischen Worte: „qui sunt Septem 



1) Rayn. ad. 1263. § 53. 

2) vgl. Harnack S. 55. 
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numero" erschiene die ziffermässige Beschränkung des Kur- 
coUegiums völlig abgeschlossen'*. — Andere Forscher, wie 
Haedicke legen der Curie für Schaffung des Collegiums 
der sieben Kurfürsten und ihres alleinigen Wahlrechts ein 
weit grösseres Gewicht bei»). 

Was nun Harnack betrifft, so ist seine Auffassung 
eine etwas schiefe. Er sagt ja im Anhange III selbst 
richtig, dass man den in der Bulle' mitgegebenen Rechts- 
gewohnheiten 2) mit grösstem Missti;auen entgegentreten 
müsset). Und eben in diesem Abschnitte stehen die Worte: 
„qui sunt Septem numero". Der ganze Abschnitt ist weiter 
nichts als eine von der Partei Richards unter Benutzung 
einiger weniger Gewohnheiten aufgestellte Wahlordnung, 
die dem Papste für die Beurteilung seiner Wahl mit vor- 
gelegt worden ist*). Mögen die obigen Worte von der 
Siebenzahl nun ein Zusatz des Papstes sein oder, was 
wahrscheinlicher ist, da Richard höchstens an eine Sieben- 
zahl wichtiger Wahlfürslen gedacht hat, von Richards 
Partei selbst dem Papste mit übermittelt sein; diese Worte 
fassen nur die auch sonst in den Berichten und in dem diese 
wiederholenden Schreiben des Papstes entgegentretende 
Thatsache, dass nur sieben Wahlfürsten von den beiden 
Königen als entscheidend angesehen wurden, scharf zu- 
sammen. Und eben dadurch, dass sie in der dem Papste 
mit untergeschobenen Wahlordnung stehen, erhalten sie 
eine gewisse rechtliche und gesetzliche Bedeutung; die 
Wahlordnung erhält den Anschein von gewohnheitsrecht- 
lichen Gebräuchen oder gesetzlichen Bestimmungen, die 
ein CoUegium von sieben Fürsten festsetzten ; diese Angabe 
wurde ebenso wie die übrigen consuetudines der Bulle von 
da an zur Regel für das Wahlverfahren in der Folgezeit. 
Eine Absicht der Festsetzung der Siebenzahl der Kur- 



1) vgl. Haedicke S. 40 ff. 

2) Rayn ad. 1263 § 53. 54. 

3) vgl. Harnack S. 260. 261. 

4) vgl Scbirrm. S. 77 ff. 
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fürsten ist wohl weder dem Papste noch den Abgesandten 
Richards zuzuschreiben. Die „Siebenzahl*' erhielt aber 
dadurch eine stille Anerkennung und eine gewissermassen 
gesetzliche Normierung. Wenn Harnack die Bulle als 
eine Grundlage des kurfürstlichen Rechts betrachten will, 
wenn auch nur in dem Sinne einer päpstlichen Anerkennung 
einer bei der Wahl von 1257 bethätigten i\nsicht, so ist 
das ziemlich unklar ausgedrückt. Er meint anscheinend 
nur, dass die Bulle das alleinige Wahlrecht der sieben dort 
genannten Wähler anerkenne. Einmal bestand in Deutsch- 
land die Ansicht von einem alleinigen Wahlrecht derselben 
noch nicht; eine solche konnte daher auch nicht aner- 
kannt werden. Jene sieben Fürsten übten nur thatsächlich 
bereits fast allein das Wahlrecht aus, weil sich die übrigen 
Fürsten von den Wahlen fast sämtlich zurückgezogen 
hatten. In der Bulle werden nur, wie wir allerdings an- 
zunehmen berechtigt sind, die historischen Vorgänge bei 
der Wahl von 1257, das Verfahren bei der Wahl Richards 
in der Wahlordnung wiedergegeben. Die Könige selbst 
legten nur auf die Stimmen der genannten sieben Fürsten 
Gewicht; das erkennt der Papst nicht an, er wiederholt 
es nur in der Bulle, und durch die Erwähnung in derselben 
wird das Ereignis fixiert und dadurch Norm für die Folge- 
zeit. Aber es ist ja auch an einigen Stellen, wie bereits 
oben dargelegt ist^), die Mitwirkung anderer Fürsten bei 
den Vorberatungen über die Wahl erwähnt, mindestens 
angedeutet; es bleibt also das Wahlrecht der genannten 
Sieben nur für die Hauptwahl bezeugt. Das allein 
ist das Wichtige, was die Bulle enthält. Grundlage des 
kurfürstlichen Rechts kann man das nicht nennen. 

Wein Schirrmacher daraus, dass in dem Schreiben 
des Papstes die Zusätze „specialiter" „totaliter" zu dem 
Ausdrucke: „ad quos spectat electio" gegen den Schluss 
hin fehlen, schliessen will^), dass darin ausgesprochen 



1) vgl. oben S. 110 ff. u. 162. 

2) B. Schirrmachcr S. 117, Anm. 
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werden sollte , dass das Wahlvorrecht der Sieben sich zu 
einem ausschliesslichen Wahlrechte entwickelt habe, und 
das für 1257 anwenden will, so ist bereits oben bei Be- 
urteilung der Ansicht Quiddes gezeigt '), dass eine solche 
Interpretation, weil unsicher und irreführend, unzulässig, 
mindestens aber nicht ratsam ist. 

1) 8. obeut S 47. 
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V. ScMuss. 

Die Entwicklung des Kurcollegiums ist durchaus 
eine gewohnheitsrechtliche Bildung, die freilich durch eine 
Anzahl neu hinzutretender, meist äusserlicher Momente 
beeinflusst und befördert worden ist. Dazu gehört in 
erster Linie auch das Geltendmachen der päpstlichen An- 
schauung von dem grösseren Gewicht der Stimmen von 
einer Anzahl von Fürsten für die Wahlentscheidung, be- 
sonders aber das Verlangen der Curie, dass „magni prin- 
cipes" ihr die Rechtmässigkeit der Wahl bezeugen sollten; 
dazu waren am besten geeignet die ersten Wähler. Aus 
äusseren Rücksichten kommen sechs Fürsten, drei geistliche 
und drei weltliche, zu der Ehre der Wahlzeugenschaft. 
Die Nennung der Erzämter dieser ersten Wähler hatte 
weit weniger Bedeutung für die Bildung und Entwicklung 
des KurfürstencoUegiums. - 

Wenn aber gegen Ende des dreizehnten und am 
Anfange des vierzehnten Jahrhunderts Kurfürsten und 
König die Übertragung des Wahlrechts an die Kurfürsten 
dem Papste zuschreiben, so fällt das wenig ins Gewicht 
gegenüber den mehrfachen scharfen Verwahrungen der 
Wahlfürsten und später der Kurfürsten gegen die Ein- 
mischung des Papstes in deutsche Angelegenheiten, 
namentlich in die Königswahl. Dagegen spricht auch die 
Thatsache, dass die „Goldene Bulle" die deutsche Königs- 
wahl völlig von dem römischen Stuhle emanzipiert. 
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Die Bildung des Kurcollegiums begann erst im zweiten 
Jahrzehnt des dreizehnten Jahrhunderts, als die sechs 
Fürsten durch die Zeugnisfähigkeit aus der Zahl der 
übrigen wahlberechtigten Fürsten herausgehoben wurden 
und dadurch das Recht erlangten, an der Spitze aller 
Wähler ihre Stimme abzugeben, und durch diese Eigen- 
schaft ihren Stimmen ein grösseres Gewicht gesichert 
wurde. Dieser Umstand wurde zugleich der Anlass, dass 
die übrigen Fürsten, weil ihr Wahlrecht nicht dieses Ge- 
wicht hatte, sich mehr und mehr von den Wahlen zurück- 
zogen, ja sich des Wälilcns fast entwöhnten. Bis 1257 
war die Entwicklung erst an die Schwelle der Bildung 
eines Wahlfürstencollegiums gelangt. Als wahlberechtigt 
galten aber nach dem Deutschenspiegel um 1260 noch alle 
Fürsten, geistliche wie weltliche. Pie geistlichen hatten 
sich an den Wahlen von 1246 und 1247 noch ziemlich 
zahlreich beteiligt; bei den Wahlen von 1257 thaten sie 
es nicht mehr, nicht weil sie nicht zugelassen worden 
wären oder ein Wahlrecht nicht mehr besessen hätten 
(wir kennen keinen Akt, durch den ihnen das Wahlrecht 
aberkannt wäre), sondern, weil ihre Stimmen keine ent- 
scheidende Bedeutung mehr hatten. Nicht viel höher war 
die Stimme des Herzogs von Baiern 1257 angeschlagen 
worden; dagegen war der böhmischen Stimme ein höherer 
Wert beigelegt worden. Haiern wurde darauf noch völlig 
zurückgedrängt. Böhmen dagegen trat zu den sechs alten 
jetzt allein als für die Entscheidung oder Vollziehung 
einer gültigen Wahl notwendigen Fürsten hinzu und fand 
schliesslich auch die urkundliche, reichsgesetzliche Aner- 
kennung des (mehr ertrotzten) Kurrechts. 

Das Wahlvorrecht der alten sechs Wahlfürsten, das 
zunächst nur mehr ein Ehrenrecht gewesen war, hatte sich 
im Laufe von 30 bis 50 Jahren, von etwa 1220 bis 1257, 
zu einem wirklich entscheidenden und in weiteren 18 bis 
20 Jahren zu einem alleinigen Wahlrecht, entwickelt. Da 
errang sich dieses auch der König von Böhmen. 
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Als sie allein Wähler waren, allein das Kurrecht 
übten, war das KurcoUegium erst vorhanden. Bereits 1257 
hatte man nur sechs, mit dem noch zweifelhaften Böhmen 
sieben, Fürsten als entscheidende Wähler betrachtet. Bis 
1273 waren sie alleinige Wähler geworden. Das bei dieser 
Wahl zum ersten Male in die Erscheinung getretene Kur- 
fürstiencollegium fand seinen Abschluss, seine dauernde 
feste Gestaltung erst, als der Streit um die siebente Kur- 
stimme zwischen Baiern und Böhmen durch König Rudolf 
für Böhmen entschieden war, also im Jahre 1290 und fand 
seine reichsgesetzliche Anerkennung durch die „Goldene 
Bulle'' im Jahre 1356. 
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Nachwort. 

Während die vorliegende Arbeit im Drucke fast 
abgeschlossen war, erschien eine Abhandlung des Herrn 
Professors Dr. Lindner über: „die deutschen Königs- 
wahlen und die Entstehung des Kurfürstentums"»). 
Der hochgeschätzte Verfasser behandelt in dieser Schrift 
denselben Gegenstand, dem ich mich in meiner Arbeit 
gewidmet habe. Er hat die deutschen Königswahlen aus- 
führlicher behandelt, während ich aus den Berichten darüber 
für meine Untersuchungen nur das herangezogen habe, 
was unmittelbar für die Lösung der bestrittenen Frage 
verweitet werden konnnte. Ich hatte mir die Aufgabe 
gestellt, die bisher über die Frage geäusserten Ansichten 
zu betrachten und an der Hand der Quellen zu prüfen, 
die irrigen Ansichten zu beseitigen und die richtigen in 
das rechte Licht zu stellen und so einer endgültigen Lösung 
der Frage nahe zu kommen, zu versuchen. Lindner hat 
die Untersuchung über die Kurfürstenfrage einfach an der 
Hand der Quellen durchgeführt und jene Ansichten nur 
nebenbei erwähnt und beurteilt. 

Zu meiner Genugthuung habe ich bei der Durchsicht 
der Schrift Lindners wahrgenommen, dass ich fast in 
allen Punkten zu denselben Ergebnissen gelangt bin wie 

1) Leipzig, Dyksclie Buchhandlung 1893. 
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dieser. Aber es sind doch auch einige bedeutendere Ab- 
weichungen vorhanden. Zu diesem möchte ich, soweit sie 
sich auf den Kernpunkt der Frage beziehen, hier noch 
Stellung nehmen. 

Professor Lindner hat die Wahlhandlung streng in 
ihre einzelnen Teile gegliedert. Er unterscheidet: Vorbe- 
sprechungen und Vorberatungen, in denen man sich über 
einen Kandidaten einigte (designatio, noniinatio, denominatio); 
dann folgt die Ausrufung dieses als Königs, die Wahlver- 
kündigung, Ausrufung mit Namen (electio); darauf die 
laudatio, das Treugelöbnis der Einzelnen an den König, 
eine Huldigungsform, die sich aus dem früheren allgemeinen 
Zustimmungsrufe entwickelt habe'). 

Weiter führt Lindner aus, dass die electio, Wahlaus- 
ruf, Wahl Verkündigung, die Kur, von nur einem hervor- 
ragenden Fürsten, in der Regel dem ersten Vertreter des 
ersten, des geistlichen, Standes, dem Erzbischofe von Mainz 
ausgeübt worden sei, auch bereits im 11. und 12, Jahr- 
hundert. Er kommt zu dieser Ansicht durch den Brauch, 
der ersichtlich bei allen Wahlen seit 1257 eingehalten 
worden ist. — Nun könnte ja der Bericht des Gislebert 
von Hennegau über die Wahl Friedrichs des Ersten 1152, 
wo er in sehr detaillierender Weise erzählt, wie dieser 
nach Vereinbarung mit den zur Wahl anwesenden Fürsten 
sich selbst zum Könige erwählt habe^), Lindner einen 
gewissen Anhalt für seine Annahme bieten. Aber dieser 
Bericht ist wenig glaubwürdig; denn die gleichzeitigen 
Geschichtsschreiber, Otto von Freising und Abt Wibald, 
die selbst an der Wahl teilnahmen, erzählen nichts von 
einem solchen Verfahren»). Damit fällt dieser Anhalt hin. 
Es findet sich auch sonst in den Quellen keine Spur von 
einem solchen Verfahren, wie es Lindner behauptet. Es 
ist nur berichtet, dass dem Erzbischofe von Mainz die 
erste Stimme bei der Wahl von Rechtswegen (de jure ac 

1) vgl. Lindner S. 75ff., 88 ff., 14Sff., 164 f., SUl. 

2) M. G. SS. XXI, S. 516. 

3) vgl. oben S. 27 u. Anm. 2. 
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consuetudine, ab antiquo) zugestanden habe^), nicht, dass 
er das Recht der Wahlverkündigung oder des Wahlausrufs 
allein gehabt habe. Er hatte nur die Leitung der Wahl- 
handlung und die erste Stimme bei der Wahl, das Recht den 
zu erwählenden König zuerst mit Namen zu nennen. Wenn 
er bei der Wahl nicht anwesend war, übten öfter andere 
Erzbischöfe, so z. B. 11 98 die Erzbischöfe von Magdeburg 
und Köln, 1208 in Halberstadt der Erzbischof von Magde- 
burg an erster Stelle das Wahlrecht aus, als jedesmalige 
Erste des Ersten, des geistlichen, Standes. Dass die erste 
Nennung des neuen Königs einer Wahlverkündigung ähnlich 
sah, will ich nicht bestreiten; es war aber eine solche 
nicht. Die anderen Fürsten übten, nachdem die erste 
Stimme abgegeben war, in gleicher Weise ihr Wahlrecht 
aus, riefen mit denselben Worten den Namen des Königs 
aus. Ich stütze diese Behauptung auf den Bericht Wipos 
über die Wahl Conrads, wo es heisst: „singuli . . . eadem 
verha electionis saepissime repetehant" und auf den Bericht 
Ragervins zur Wahl Friedrich L, der sagt: „quod superest 
caeteris secimdum ordinem'''. Diese Stellen bezieht Lindner 
auf den „der Wahlverkündigung unmittelbar folgenden" Akt 
der laudatio, den Akt der Einzelhuldigung der anwesenden 
Principes und Nobiles. Das geht nicht an , da Wipo aus- 
drücklich sagt, dass sie die „verba electionis'^: „eligo N. in 
dominum et regem atque rectorem et defensorem>' nach- 
gesprochen haben. Das ist die Wahl-, nicht eine Huldigungs- 
formel. Eine Verwechselung des Wahlakts und des 
Huldigungsakts, glaube ich, darf man in diesem Punkte 
bei Wipo nicht annehmen, da er ausdrücklich die Wahl- 
formel angiebt und von deren Nachsprechen seitens der 
Einzelnen spricht, und da er ausserdem später den 
Huldigungsakt, das Treugelöbnis der Unterthanen („Epis- 
copi, duces et reliqui principes, milites primi, milites gregarii, 
ingenui omnes, si alicujus momenti sint, fidem faciunt") 

1) vgl. oben S. 36 u. Anm. 3 ii. S. 23. Anm. 4. „sententia**, „vox** 
u. „elcctio** ist von seiner Stimme gesagt. 
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noch besonders hervorhebt neben der Wahl. Demgegen- 
üb:ir dürfen die vom Erzbischofe von Mainz früher ge- 
brauchten Worte: „laudavit et elegit" nicht zu jener An- 
nahme verleiten. Der Huldigungsakt, die laudatio, das 
Treugelöbnis der Unterthanen, folgte der von den Principes 
vollzogenen Wahl, wie in der Narratio über die Wahl 
Lothars, allerdings an der richtigeren Stelle, hervorgehoben 
ist, wurde aber nicht mit dem Wahlakte gleichzeitig voll- 
zogen, noch war er mit diesem identisch*). Die Schilderung 
der narratio entspricht in diesem Punkte unzweifelhaft 
den thatsächlichen Vorgängen mehr als der sehr zusammen- 
gezogene Bericht Wipos. Da Lindner dessen Darstellung 
selbst bemängelt, so durfte er, m. Erachtens, auch keine 
Stütze für seine Ansicht von der Wahlverkündigung 
durch einen Fürsten darin sehen, dass Wipo Conrad 
bereits als rex bezeichnet, nachdem die geistlichen Principes 
und der jüngere Conrad ihn gewählt hatten, und zwar 
auch schon deshalb nicht, weil es wahrscheinlicher ist, 
dass. ebenso wie alle geistlichen Fürsten auch die weltlichen 
Fürsten ebenfalls ihre Wahlstimmen abgegeben und sich 
nicht auf die laudatio, das persönliche Treugelöbnis, be- 
schränkt haben werden. Dass die Wahl in der von mir 
angegebenen Weise vorgenommen worden ist, beweisen 
ausserdem die vielen Stellen, die etwa lauten: „nos et alii 
principus elegimus" oder „nos una cum principibus imperii 
elegimus" und ähnliche Aussprüche. 

Die ,,electio**, Kur, ist ein Akt für sich, der von den 
Principes in feierlicher Sitzung vollzogen werden konnte. 
Erst wenn sie alle die Wahl vollzogen hatten, konnte die 

1) M. G. SS. XII. 509/12. „unanimi consensu ac petitione principum, 
jam primum Lotharius rcx deo placitus, sublimatur in legnuni .... 
Deniqiie rex L. clectus ab oraaibus, expetitus ab onmibns, pcquenti die in 
principum concione consedit. Et primo ab episco[)is universis, scilicet 
XXIV, qni tunc adcrant, et abbatibus quam pluribus . . . fidelitateiri non 
indebitam de morc sutjcepit . . . Deindc confiucbant hinc inde regni prin- 
cipes, iidelitatem snam tarn in hominio quam sacramento regi domino 
firmaverunt*'. 

12 
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Wahl von einem damit beauftragten Fürsten den 
übrigen Wahlteilnehmern öffentlich verkündet werden, wie 
es z. B. von der Wahl Richards 1256 heisst: „Colon, 
eligit et mox electionem omnibus astantibus publicavit" 
oder „Colon, electionem publicavit'-. Dasselbe be- 
deuten auch die Worte über dieselbe Wahl: „tandera 
Colon, pro se ac Moguntino et comite praesente et con- 
sentiente — elegit", d. h. in diesem Falle: „er verkündete 
im Namen und unter der Zustimmung der genannten 
Fürsten, mit denen er schon lange einig war über die 
Wahl Richards, die von ihnen vereinbarte Wahl". Lindner 
selbst hebt S. 122 in Beziehung auf diese Stelle hervor, 
dass man bei Heranziehung der in den Quellen gebrauchten 
Ausdrücke recht vorsichtig sein müsse, da gerade bei 
dieser Wahl der Pfalzgraf nicht bloss als bevorzugter 
Wähler, sondern geradezu als Kurfürst aufgetreten sei. 
Und S. 92 betont er, dass der Verkündiger der Wahl 
damit kein Wahlrecht ausübte, sondern indem er aus der 
Menge hervortrat, nur einen Ehrenvorzug genoss. 

Ferner möchte ich für meine Ansicht, der Lindner 
mit der hier etwas eingeschränkten Ansicht schon nahe 
kommt, noch die Stelle des Sachsenspiegels anziehen, wo 
dieser von „sechs Ersten an der Kur'* spricht. Lindner 
meint dazu*), dass hier die Sechs die Stelle des einen 
„Electors", der in der Regel der Erzbischof von Mainz 
gewesen sei, eingenommen hätten; die übrigen Principes, 
die nach ihnen einträten, hätten nur die laudatio ausge- 
übt. Eike sagt, dass sie „allererst hi namen kiesen*^ d. h. 
die Kur ausüben sollen. Das ist genau dasselbe, was 
Wipo erzählt. „Bi namen kiesen" ist dasselbe, was die 
Principes nach Wipo thun, wo sie einzeln die Wahlformel 
„eligo N. in regem etc." sprechen. Das „allererst" deutet 
zugleich an, dass sie nicht die Wahlverkündigung aus- 
sprechen, allein den Kürspruch thun, sondern es nur zuerst 
thun, und dass dasselbe nach ihnen auch die übrigen 

1) S. 165. 
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Fürsten, geistliche und weltliche, in gleicher Weise thun, 
und dass deren Thätigkeit nicht auf die laudatio beschränkt 
ist. Die Kur ist der erste Akt der feierlichen Wahl, die 
laudatio der zweite, ein anderer Akt. Ich will zugeben, 
dass die Kur der übrigen Fürsten, weil sie nur als Zu- 
st'.mmung zu der von den sechs Ersten vollzogenen Kur 
erscheinen konnte, auch als laudatio bezeichnet werden 
kann, aber nicht in dem von Lindner präzisierten Sinne ^). 

Es sind, wie dargelegt ist, die „sechs Krsten an der 
Kur" im Ssp. nicht reine und alleinige Wahlverkündiger, 
wie es Lindner gemäss seiner Annahme eines Wahlver- 
kündigers, eines „elector", für die frühere Zeit meint. Lindner 
glaubt, dass der Ssp. von einer Gesamtproclamation durch die 
„sechs Ersten" spreche, die durch einen Beauftragten zur 
Aussprache gebracht werde 2), dem die übrigen gewisscr- 
massen als Eideshelfer dabei zur Seite gestanden hätten. 
Und er ist der Ansicht, dass seit der Wahl Conrads IL 
sich die Zahl der Wahlverkündiger durch die geschichtliche 
Entwicklung auf sechs erhöht habe 3), indem jeder Wahl- 
körper, der der Geistlichen und der der Laien, immer die 
gleiche Zahl der Wahlverkündiger beansprucht habe. Zu 
dem ersten geistlichen sei ein weltlicher und dann zu dem 
zweiten gestlichen ein zweiter weltlicher und schliesslich 
aus jedem Wahlkörper noch ein dritter Wahlverkündiger 
herausgetreten. Er glaubt das schliessen zu sollen aus 
der Stelle des Baseler Fürstenverzeichnisses, wo der Pfalz- 
graf „summus in electione imperatoris" genannt wird, und 

\) Anmerkuns:: Was Lindner über die laudatio angiebt, passt sehr 
gut auf die Fälle, ^ wo einem vom regierenden Könige zur Nachfol2:e 
designierten Sohne die Nachfolge gesichert werdfu sollte; in tliesen Fällen 
fand eine wirkliche Wahl überhaupt nicht statt, sondern nur eine Art 
Haldiginig, Treuversprechen, laudatio. Nicht aber passt es auf die andern 
Fälle, wo erst ein Throncandidat zu linden und zu erwählen war. Ein 
ähnliches Verfahren trat wieder ein mit der Vollendung' des KurcoUegiums. 
auch für die letzteren Fälle. 

2) Lindner S. 200 ff. 

3) das. S. 198 ff. 

12* 
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aus der Nachricht Rogers von Hoveden über das Ver- 
fahren bei der deutschen Königswahl, wo er 4 Fürsten, 
zwei geistliche, die Erzbischöfe von Mainz und Köln, und 
zwei weltliche, den Pfalzgrafen und den Herzog von 
Sachsen, als solche nennt, denen die zur Wahl versammelten 
deutschen Fürsten i 2 Fürsten zur Auswahl für den Königs- 
thron präsentierten. Es ist aber doch mindestens sehr 
merkwürdig, dass die deutschen Quellen der Zeit nichts 
Ähnliches berichten. Darum scheint mir jene Stelle nicht 
recht glaubwürdig, zumal da auch die Präsentation von 
12 Fürsten zur Auswahl etwas sehr Verwunderliches, ein 
kaum je üblich gewesenes Verfahren zu sein scheint. Es 
scheint mir Roger nur eine phantastische Theorie der 
Wahl zu geben. Einen gewissen Anhalt für die Nennung 
jener vier Fürsten können ihm allerdings die Machtver- 
hältnisse der deutschen Fürsten, ihre Stellimg im Reiche 
und ihr Einfluss auf die Entscheidung der Königswahlen 
gegeben haben, Verhältnisse, die ich oben näher dargelegt 
habei). Mögen auch jene genannten Fürsten die engere 
Wahl zu vollziehen gehabt haben, mögen sie insofern 
Wahlverkündiger in Lindners Sinne gewesen sein; so wäre 
damit Lindners Annahme von Wahlverkündigern zwar 
plausibel, aber doch noch nicht als richtig erwiesen. Ich 
halte dem gegenüber an meiner Ansicht fest, dass alle 
deutschen Fürsten noch Wähler waren, dass nur einige 
von ihnen, und zwar die von mir oben genannten Fürsten, 
einen hervorragenden Einfluss auf die Wahlentscheidung 
gehabt haben; aber ein solches Ehren Vorrecht, wie Lindner 
es thut, vermag ich ihnen nicht zuzuschreiben, da ich 
keine sichere Stütze für eine solche Annahme in den 
Quellen finde. Ausserdem ist es auch mehr wahrscheinlich, 
dass aus den sechs „Ersten an der Kur", die der Ssp- 
nennt, sich erst später, wie das Kurcollegium , die Be- 
schränkung auf eine geringere Zahl von alleinigen Wählern, 



I) vgl. oben S, 35 ff. 
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so auch die Art der Wahlverkündigung durch einen 
Fürsten sich eingebürgert hat, oder dass, was ich zugeben 
will, die öffentliche Verkündigung der vollzogenen Wahl 
durch einen Fürsten, wie sie in früherer Zeit auch bereits 
üblich gewesen sein kann, sich erhalten hat. Der Weg, 
erst die Vermehrung auf sechs Fürsten, dann die Wieder- 
beschränkung auf einen Fürsten, hat nicht so viel Wahr- 
scheinlichkeit für sich. 

Aus seiner Annahme von sechs Wahl verkündigern, 
die dieses Recht bereits bis zur Zeit der Abfassung des 
„Auetor vetus de beneficiis** erworben haben sollen, schliesst 
Lindner weiter, dass diese dem Papste auch de Recht- 
mässigkeit, Vcllgültigkeit der Königswahl zu bezeugen 
und zu verbürgen berufen gewesen seien. Das lässt sich 
aber meiner Ansicht nach eben so gut aus den Machtver- 
hältnissen der Fürsten und ihrer einflussreichen Stellung 
bei der Wahl in Verbindung mit dem Wunsche des Papstes, 
dass hervorragende Fürsten ihm die Rechtmässigkeit der 
Königs wähl bezeugen sollten, wahrscheinlich machen, wie 
ich oben gezeigt habe^). Lindner giebt ja an einer andern 
Stelle auch zu, dass das Bedürfnis einer Bürgschaft 
für die Vollgültigkeit einer Königswahl die Aus- 
scheidung eines festen Kerns aus d «zahlreichen, viele 
Gleichberechtigte umfassenden, Fürstenwelt foiderte^). 
So wurden sechs Fürsten, neben den drei Rheinischen Erz- 
bischöfen noch die drei mächtigsten weltlichen Fürsten aus 
der grossen Zahl der wahlberechtigten Fürsten herausgehoben- 
Dieses Erfordernis genügte allein, wie ich an der an- 
gegebenen Stelle weitier ausgeführt habe, umdenKeimzur 
Bildung eines KurcoUegiums oder, wie Lindner sagt, des 
Kurfürstentums zu bilden. 

Auf andere weniger bedeutende und unwesentliche 
Abweichungen, will ich nicht eingehen. 



1) s. oben S. (jS ff. 

2) Lindner S. 203 ff. vgl. oben S. 68 ff. 
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. Bietet meine Arbeit neben der Lindners auch nur 
wenig Neues, so will ich sie dennoch der Öffentlichkeit 
übergeben, da sie in vielen Punkten ergänzend eintreten 
kann. Ich gebe mich dabei der Hoffnung hin, dass sie 
neben der bedeutsamen Arbeit Lindners auch noch der 
Benutzung für wert gehalten werden wird. 



Zum Schlüsse möchte ich noch Gelegenheit nehmen, 
Herrn Prof. Dr Lindner meinen Dank dafür auszusprechen, 
dass er in grosser Liebenswürdigkeit mich von dem be- 
vorstehenden Erscheinen seiner Schrift in Kenntnis gesetzt 
und mich veranlasst hat. meine bereits abgeschlossene 
Arbeit vor dem Erscheinen der seinigen als Promotions- 
arbeit einzureichen, und dass er es mir dadurch ermöglicht 
hat, auf Grund dieser Arbeit die Würde eines Doktors der 
Philosophie zu erlangen. 



Halle (Saale), am 7. August 1893. 



Reinhold Kirchhöfer. 
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